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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.02 Uhr. 

Präsident Weber: Die 73. Sitzung der Bürgerschaft 
(Landtag) ist eröffnet. 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien. 

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich 
Finanzanwärterinnen und Finanzanwärter für den 
Dienst im Finanzamt, die Klassen BP 1802 und BP 
1803 der Allgemeinen Berufsbildenden Schule 
Steffensweg, den Politikkurs 11 der Geschwister-
Scholl-Schule Bremerhaven und eine Teilnehmer-
gruppe des Bildungsträgers WABEQ. 

(Befall) 

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurde inter-
fraktionell vereinbart, dass heute Vormittag nach 
der Aktuellen Stunde und der Konsensliste die mit-
einander verbundenen Tagesordnungspunkte 30, 
88, 89 und 90 sowie die miteinander verbundenen 
Tagesordnungspunkte 40 und 83, darauf folgend 
die Tagesordnungspunkte 50 und 72 aufgerufen 
werden. 

Die Sitzung heute Nachmittag wird regulär fortge-
setzt. 

Die Sitzung am Donnerstag beginnt nach der Fra-
gestunde mit dem Tagesordnungspunkt 43. 

Die übrigen interfraktionellen Absprachen können 
Sie dem Umdruck der Tagesordnung mit Stand von 
heute, 9.00 Uhr, entnehmen. Diesem Umdruck 
können Sie auch die Eingänge gemäß § 21 der Ge-
schäftsordnung entnehmen, bei denen interfraktio-
nell vereinbart wurde, diese nachträglich auf die 
Tagesordnung zu setzen, es handelt sich insoweit 
um den Tagesordnungspunkt 84, Konsensliste, und 
die Tagesordnungspunkte 85, 86, 87, 88, 89 und 90. 

Meine Damen und Herren, Sie haben für diese Sit-
zung die Konsensliste übermittelt bekommen. Es 
handelt sich um die Zusammenfassung der Vorla-
gen, die ohne Debatte und einstimmig behandelt 
werden sollen. Auf dieser Liste sind die Tagesord-
nungspunkte 18, 38, 48, 52, 54, 55, 57, 60, 64, 66, 
67, 71, 75, 76, 77, 80 und 82. Um diese Punkte im 
vereinfachten Verfahren zu behandeln, bedarf es 
eines einstimmigen Beschlusses der Bürgerschaft 
(Landtag). 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob eine Behand-
lung im vereinfachten Verfahren erfolgen soll. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen! 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
dem vereinfachten Verfahren einverstanden. 

(Einstimmig) 

Die Konsensliste wird demnach entsprechend § 58a 
der Geschäftsordnung nach der Aktuellen Stunde 
aufgerufen. 

Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute verteil-
ten weiteren Umdruck zu entnehmen. 

I. Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Geschäftsordnung 

1. Menschenhandel und Zwangsprostitution – Wie 

stellt sich die Situation im Land Bremen dar? 

Große Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 27. November 2018 

(Drucksache 19/1928) 

2. Cybersicherheit in Bremen 

Große Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 27. November 2018 

(Drucksache 19/1932) 

3. Bericht des Senats über die Aktivitäten der nordme-

dia – Film- und Mediengesellschaft Niedersach-

sen/Bremen mbH (nordmedia) für das Jahr 2017 

Mitteilung des Senats vom 27. November 2018 

(Drucksache 19/1936) 

4. Entwicklung von Altersarmut im Land Bremen 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 4. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1944) 

5. Konzept „Für mehr sichere Schwimmerinnen und 

Schwimmer im Land Bremen“ 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 5. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1947) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1928
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1932
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1936
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1944
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1947
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6. Wohnungsbauaktivitäten verstärken und einer 

wachsenden Stadt anpassen 

Bericht der staatlichen Deputation für Umwelt, Bau, 

Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-

schaft 

vom 5. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1948) 

7. Kinderarmut bekämpfen, Familienförderung vom 

Kopf auf die Füße stellen: Kindergrundsicherung 

einführen! 

Bericht und Antrag der staatlichen Deputation für 

Soziales, Jugend und Integration 

vom 5. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1949) 

8. 40. Jahresbericht der Landesbeauftragten für Daten-

schutz und Informationsfreiheit und Stellungnahme 

des Senats 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wissen-

schaft, Medien, Datenschutz und Informationsfrei-

heit 

vom 6. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1950) 

9. Digitale Mündigkeit und digitale Kompetenzen bei 

der Umsetzung des Digitalpakts verwirklichen 

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und 

der SPD 

vom 11. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1954) 

10. Share-Deal-Bremse einführen – Steuerprivilegien 

beseitigen 

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die 

Grünen 

vom 11. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1955) 

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der Januar-Sitzung. 

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-

ordnung 

1. Sanierungsbedarf Schulhöfe 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 30. August 2018 

Dazu  

Antwort des Senats vom 20. November 2018 

(Drucksache 19/1923) 

2. Heranwachsende junge Frauen mit Jugendhilfebe-

darf 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 3. September 2018 

Dazu  

Antwort des Senats vom 13. November 2018 

(Drucksache 19/1913) 

3. Umsetzung des Vertrags von Marrakesch 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 26. September 2018 

Dazu  

Antwort des Senats vom 20. November 2018 

(Drucksache 19/1924) 

4. Unterbringung von hochgradig dementiell erkrank-

ten Menschen im Land Bremen 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 1. Oktober 2018  

Dazu  

Antwort des Senats vom 13. November 2018 

(Drucksache 19/1914) 

5. Aufarbeitung von Missständen bei der Bekämpfung 

von Geldwäsche und Terrorfinanzierung 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 12. Oktober 2018 

Dazu  

Antwort des Senats vom 20. November 2018 

(Drucksache 19/1925) 

6. Öffentliche Finanzierung des ÖPNV, SPNV und 

Bahnverkehrs 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 17. Oktober 2018 

7. Was wurde aus den Ermittlungen zum mutmaßlich 

islamistisch motivierten Raubüberfall in Osterholz-

Scharmbeck? 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 22. Oktober 2018 

Dazu  

Antwort des Senats vom 27. November 2018 

(Drucksache 19/1938) 

8. Bremen und Bremerhaven: Lebenswerte Stadträume 

für alle schaffen! 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 23. Oktober 2018 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1948
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1949
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1950
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1954
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1955
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1923
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1913
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1924
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1914
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1925
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1938
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9. Spitzensportförderung auf korruptionsfreie und faire 

Sportwettkämpfe konzentrieren! 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 23. Oktober 2018 

Dazu  

Antwort des Senats vom 20. November 2018 

(Drucksache 19/1926) 

10. Gewalt an Kliniken im Lande Bremen 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 30. Oktober 2018 

11. Vermisstenfälle im Land Bremen 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 30. Oktober 2018 

12. Bahnlärm verringern – bundesweit einheitliche 

Grenzwerte festlegen 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 6. November 2018 

13. 25 Jahre Geldwäschegesetz in Deutschland, ein 

Grund zu feiern? 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 6. November 2018 

Dazu  

Antwort des Senats vom 11. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1958) 

14. Fischmehlimport aus der besetzten Westsahara in 

Bremen 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 6. November 2018 

15. Therapien für Sexualverbrecher 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 8. November 2018 

16. Gewährleistung medizinischer Notfallversorgung 

von Menschen ohne Papiere 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 8. November 2018 

17. 25 Jahre Bremer Modell – das Gesundheitspro-

gramm des Bremer Gesundheitsamts für Geflüchtete 

und Asylsuchende 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 13. November 2018 

18. Interkulturelle Begegnungsmöglichkeiten für 

Frauen 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 20. November 2018 

19. Doppelnutzung des Übergangswohnheims „Blaues 

Dorf“ 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 26. November 2018 

20. Kosten der Strafverfolgung infolge der Kriminalisie-

rung von Cannabis 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 29. November 2018 

21. Förderung von leistungsstarken und potenziell be-

sonders leistungsfähigen Schülerinnen und Schülern 

im Rahmen inklusiver Beschulung 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 29. November 2018 

22. Bremer Toto Lotto GmbH (BTL) in die öffentliche 

Verwaltung eingliedern? 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 4. Dezember 2018 

23. Wie gut ist das Bremer Verwaltungsverfahren bei 

der Anerkennung ausländischer Berufsqualifikatio-

nen? 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 4. Dezember 2018 

24. Erfahrungen mit dem Gesetz zur Behandlungsein-

leitung bei Infektionen mit übertragbaren Krankhei-

ten durch Dritte 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 6. Dezember 2018 

25. Abschiebungshaft und Amtshilfe 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 6. Dezember 2018 

26. Zukunft des Modellprojekts JAMIL am Schulzent-

rum Walle Lange Reihe 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 10. Dezember 2018 

27. Dachausbau bzw. Dachaufstockung als geringen 

und abrundenden Zusatzbeitrag im Wohnungsbau 

nutzen? 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 10. Dezember 2018 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1926
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1958
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III. Sonstige Eingänge 

1. Mitteilung des Senats über die vom Senat beschlos-

sene Mitantragstellung der Bundesratsinitiative 

„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abga-

benordnung zwecks Anerkennung der Gemeinnüt-

zigkeit von Freifunk“ des Bundesrates 

Mitteilung des Senats vom 13. November 2018 

(Drucksache 19/1915) 

2. Mitteilung des Senats über die vom Senat beschlos-

sene Mitantragstellung der Bundesratsinitiative 

„Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Bil-

dung betrieblicher Interessenvertretungen für im 

Flugbetrieb beschäftigte Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer von Luftfahrtunternehmen“ des Lan-

des Berlin 

Mitteilung des Senats vom 13. November 2018 

(Drucksache 19/1916) 

3. Information gemäß § 8 Stabilitätsratsgesetz 

Mitteilung des Senats vom 11. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1960) 

4. Mitteilung des Senats über die vom Senat beschlos-

sene Einbringung der Bundesratsinitiative „Entwurf 

eines Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsge-

richtsordnung - Erstinstanzliche Zuständigkeit der 

Oberverwaltungsgerichte für Hafenprojekte“ der 

Länder Hamburg, Niedersachsen, Mecklenburg-

Vorpommern und Schleswig-Holstein 

Mitteilung des Senats vom 11. Dezember 2018 

(Drucksache 19/1959) 

Nachträglich wurde interfraktionell vereinbart, die 
miteinander verbundenen Tagesordnungspunkte 3 
und 4 für die heutige Sitzung sowie den Tagesord-
nungspunkt 11 für die Dezembersitzung auszuset-
zen. 

Weiterhin möchte ich Ihnen mitteilen, dass inter-
fraktionell vereinbart wurde, die Tagesordnungs-
punkte 68, Drucksache 19/1919, und 86, Drucksa-
che 19/1952, ohne Debatte aufzurufen. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen! 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
den interfraktionellen Absprachen einverstanden. 

(Einstimmig) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stunde 
ist von den Abgeordneten Prof. Dr. Hilz, Dr. Buh-
lert, Buchholz, Frau Steiner und Fraktion der FDP 
folgendes Thema beantragt worden: 

Aktuelle Stunde  

Marode Brücken hat das Land – systematische 
Vernachlässigung statt vernünftiger Instandhal-
tung – stürzt Bremen noch tiefer ins Verkehrs-
chaos?  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Deut-
schendorf. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Steiner. 

Abgeordnete Steiner (FDP)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist ja 
so: Immer, wenn es um die Bremer Infrastruktur 
geht, erreicht uns eine Schreckensmeldung nach 
der anderen. Erst gab es die Posse rund um die Ste-
phanibrücke, für die uns ja die ganze Nation aus-
gelacht hat, und jetzt auch noch diese Nega-
tivüberraschung, die Lesumbrücke. 

Wie, bitte, kann es denn nur so weit kommen, dass 
unsere Infrastruktur völlig verkommt? An dieser 
Stelle zeigt sich auch einmal wieder, dass das Ver-
sagen der Koalition unermesslich groß ist. Was 
heißt das dann faktisch für Bremen als Standort, so-
wohl für die Bürgerinnen und Bürger als auch für 
den Wirtschaftsstandort Bremen? Die marode Infra-
struktur bedeutet Sperrung der Brücken, und dies 
führt natürlich zu deutlichen Einschränkungen, be-
sonders zu den Hauptverkehrszeiten. 

Das heißt, wir können uns auf unendliche Staus 
einstellen, die uns einmal wieder Zeit stehlen, Le-
benszeit, die wir auch anders verwenden könnten. 
Es wird aber sicherlich noch viel, viel schlimmer 
werden. Die Folge wird sein, dass sich der Verkehr 
verlagert und sich dort natürlich neue Wege sucht. 
Wir kennen es selbst, wer im Stau steht, versucht, 
ihn irgendwie zu umgehen. Das heißt aber, dass die 
Ausweichstraßen massiv belastet werden, auch die 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1915
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Umweltauswirkungen dazu sind heute kaum ab-
schätzbar. 

Die Hinterlandanbindungen der Häfen sind beson-
ders betroffen, denn die Küstenautobahn A 20 
hätte uns zwar helfen können, aber die ist noch 
nicht fertig. Das heißt, auch das hilft uns nicht wei-
ter. Denn alle Container mit Landvor- und -nach-
lauf müssen über die A 27 und damit über die Les-
umbrücke hinüber, es wird also künftig zu staube-
dingten Verspätungen und damit auch hohen Kos-
ten kommen. 

Die derzeitig hohe Auslastung spielt der Branche 
natürlich auch zusätzlich in die Hände, bezie-
hungsweise negativ mit, und daher werden die 
Kosten sicherlich an die Kunden weitergegeben 
werden, das heißt, es wird teurer werden. Last-Mi-
nute-Transporte werden, wenn wir Pech haben, 
teilweise auch auf andere Häfen umgeleitet wer-
den, und Bremerhaven wird damit einen absoluten 
deutlichen Wettbewerbsnachteil erleiden und das 
bedingt durch unsere marode Infrastruktur. 

Insbesondere die Schwertransporte der Windkraft-
anlagen, die für die Bremerhavener Windbranche 
von Bedeutung sind, sind stark betroffen, da diese 
einer intensiven Routenplanung bedürfen, was An-
meldung und so weiter betrifft. Eine Verkehrslen-
kung der Schwertransporte über die Nebenstre-
cken gestaltet sich logischerweise sehr, sehr 
schwierig, wenn wir uns überlegen, wie das nach-
her auch auf den Nebenstrecken aussehen könnte. 
Die Alternative, klar, wäre irgendwo auch der 
Schienenverkehr, aber das wird in der kurzen Zeit 
kaum realisierbar sein, da auch die Kapazitätsein-
schränkungen im Wege stehen. 

Die Frage ist: Was sind denn jetzt die Alternativen? 
Es ist eigentlich eine Schande, dass der Senator Dr. 
Lohse es überhaupt so weit hat kommen lassen. 
Schade übrigens, dass er nicht da ist, hätte ich gut 
gefunden. Wenn man ihn die zurechtweist, – 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Der ist auf einer Klimakonferenz!) 

wäre es schön, wenn er dabei gewesen wäre. 

(Beifall FDP) 

Das ASV, das Amt für Straßen und Verkehr, hat of-
fensichtlich die Brücken nicht regelmäßig und or-
dentlich geprüft. Sonst hätte es ja diese beiden Prä-
zedenzfälle gar nicht gegeben. Es gibt sogar eine 
Liste der Bundesanstalt für Straßenwesen, ich weiß 

nicht, ob Sie die kennen, kann ich sehr empfehlen, 
über die vordringlich zu untersuchenden Brücken. 
In dieser Liste sind übrigens auch Brücken in Bre-
men aufgelistet, so zum Beispiel auch die Brücke 
im Neustadtbahnhof, die B 75 und viele weitere. Da 
stellt sich schon die Frage: Was ist denn damit seit 
2010 passiert? Solange gibt es diese Liste schon, 
und so ein Szenario wie jetzt, hätte einfach nicht 
passieren dürfen. 

(Beifall FDP) 

Das Drama geht tatsächlich auch noch weiter, denn 
Sie haben es sogar versäumt, die Bundesmittel, die 
uns zur Verfügung stehen, abzurufen. Die Bundes-
mittel fließen nur in baureife Projekte. Das haben 
Sie aber nicht zustande bekommen, diesen Verfü-
gungsrahmen auch vollständig abzurufen. Das 
heißt, es ist Ihr Versäumnis, denn Sie schaffen es 
nicht, die Gelder auszugeben, die uns zur Verfü-
gung stehen. Und bevor gleich erzählt wird, ja, die 
Lesumbrücke sei Bundeszuständigkeit, 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist eine Bundesautobahn!) 

das habe ich im Vorfeld hier schon gehört, dass das 
immer kommt, da kann ich nur präventiv sagen: 
Quatsch! Warum? Das trifft nämlich auch für den 
Ausbau der B 6 zu. Frau Dr. Schaefer, ich erkläre es 
Ihnen gern, denn die Bremer Verwaltung ist zu-
ständig für die Überprüfung, für die Planung und 
für die Realisierung der Projekte. Erst dann kann 
der Bund die Gelder ausschütten. Das heißt, Bre-
men muss selbst als Land Meldung erstatten und 
soweit ein baureifes Projekt vorliegt und die Mittel 
abgerufen werden können, können diese Mittel 
auch fließen. Vorher geht es nicht. 

(Beifall FDP) 

Ich habe übrigens noch eine schöne Liste mitge-
bracht. Wenn man einmal in den Plan des Bundes-
verkehrsministeriums schaut, die Bauwerksliste 
zum Programm von Brückenmodernisierung, – üb-
rigens, diese hier ist aus dem Jahr 2017 –, dann ste-
hen da diverse Baumaßnahmen in allen möglichen 
Bundesländern darin, aber Bremen taucht über-
haupt nicht auf. Der Verfügungsrahmen des Bun-
des für Bremen sagt aus, dass wir in 2017 ganze 
76,7 Millionen Euro hätten nutzen können. Wissen 
Sie, was Bremen genutzt hat? 34,7 Millionen Euro 
haben wir nur abgerufen. Den Rest haben wir nicht 
in Anspruch genommen. 
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Auch 2016 sah das nicht besser aus. Da war der 
Verfügungsrahmen vom Bund 86,2 Millionen Euro, 
abgerufen haben wir 57,6 Millionen Euro. Das 
heißt, auch da ist eine große Kluft, Gelder, die wir 
hier nicht in unsere Infrastruktur getätigt haben, 
die wir einfach hätten besser nutzen können. 

(Beifall FDP) 

Wir erwarten jetzt von Ihnen, dass hier endlich ge-
handelt wird und dass vor allem auch die Betroffe-
nen berücksichtigt werden. Was heißt das konkret? 
Heute kann man ja nachlesen, da hat die Handels-
kammer auch schon einige gute Vorschläge unter-
breitet: Während der Arbeiten, da schließen wir 
uns an, sollte man möglichst viele Spuren offen las-
sen, wenn auch nur Pkw über die Brücke fahren 
können und keine Lkw. Hauptsache, die Staus hal-
ten sich in Grenzen. Der ÖPNV sollte auf jeden Fall 
mit in die Planung einbezogen werden, denn man 
muss schauen, inwiefern man das Angebot dort 
kurzfristig nach Bremen-Nord und Bremerhaven 
ausweiten kann. Auch die Idee mit der Fähre ist üb-
rigens ganz gut. Auch da sollte man das Ganze zeit-
nah unbürokratisch umsetzen. 

(Abgeordnete Sprehe [SPD]: Das hat nichts mit der 
Lesumbrücke zu tun!) 

Der Verkehr inklusive aller Verkehrswege muss 
nicht nur zugänglich für alle sein, sondern auch rei-
bungslos, effektiv und sicher funktionieren. 

(Beifall FPD) 

Hierbei sind die Chancen aber auch die Herausfor-
derungen der Digitalisierung mit zu berücksichti-
gen. Um eine reibungslose und sichere Mobilität 
für die Menschen und den Güterverkehr zu ge-
währleisten und damit übrigens auch die Nachhal-
tigkeitsziele der Vereinten Nationen zu erreichen, 
sind umfangreiche Investitionen nötig. Innovatio-
nen bei den Verkehrswegen sind ebenso unerläss-
lich wie reibungslos funktionierende und aufeinan-
der abgestimmte Verkehrssysteme. Marode Brü-
cken und eine nicht funktionierende Verkehrsinf-
rastruktur tragen zu erheblichen wirtschaftlichen 
wie auch sozialen Kosten bei und sind auch nicht 
im Einklang mit den Nachhaltigkeitszielen der 
Vereinten Nationen. 

Für uns heißt das, innovative und nachhaltige Mo-
bilitätsformen bedürfen einer modernen Infrastruk-
tur für alle Verkehrsteilnehmer. Und deshalb muss 
die alte Verkehrsinfrastruktur komplett auf den 
Prüfstand gestellt werden. Wir müssen schauen: 

Wo können wir modernisieren? Wie können wir ein 
ideologiefreies Brückenkonzept anbieten und das 
auch in kurzer Zeit erarbeiten? 

(Heiterkeit SPD, DIE LINKE) 

Ideologiefrei heißt übrigens, dass man, Herr Saxe, 
nicht nur für Fahrradfahrer denkt, sondern auch für 
Autofahrer mitdenkt, gern auch umgekehrt. 

(Beifall FDP) 

Ein wichtiger Bestandteil ist hierbei auch die Straf-
fung und Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren im Sinne der Auftragsver-
waltung, insbesondere nämlich beim zukünftigen 
Aus- und Neubau der Verkehrsinfrastruktur. Das 
heißt, wir erwarten, dass hier keine Doppelprüfun-
gen mehr passieren, effizientere Verfahren. Wir 
brauchen mehr Transparenz in dem Bereich, mehr 
Digitalisierung und vor allem auch beschleunigte 
Gerichtsverfahren. Da darf so ein Bau nicht ewig 
dauern. 

(Beifall FDP) 

Eine leistungsfähige Infrastruktur, besonders bei 
den Ingenieursbauwerken wie Brücken ist auch 
das Rückgrat eines modernen Wirtschaftsstandor-
tes. Abstriche, gerade durch den Investitionsstau, 
bei der Infrastruktur gefährden mittel- bis langfris-
tig die Wettbewerbsfähigkeit der bremischen Hä-
fen, da diese wie schon erwähnt, auf die Hinter-
landanbindungen angewiesen sind. Das heißt, 
auch da sollten wir uns beeilen, dass die A 20 zu-
sätzlich eine Entlastung schafft und dort jetzt wei-
tergebaut wird. 

(Beifall FDP) 

Durch die intensive Vernetzung verschiedener 
Wirtschaftssektoren und Cluster ist das Ausmaß 
von maroden Autobahnbrücken auf den Wirt-
schaftsstandort kaum vorherzusehen. Arbeitsplätze 
können nicht mehr flexibel und auch nicht mehr 
pünktlich erreicht werden. Überlastete Aus-
weichstrecken sind mit erheblichen sozialen Kos-
ten und vor allem auch ökologischen Beeinträchti-
gungen verbunden. Das werden die Folgen sein. 
Und Fakt ist, Brücken sind nun einmal unerlässlich 
für die Überwindung von Hindernissen und für die 
Ausgestaltung effizienter und moderner Verkehrs-
konzepte und Verkehrsnetze. 

Sie verbinden Märkte, sie verbinden Menschen 
und stellen damit eine herausragende Bedeutung 
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auch für eine zukunftsfähige Mobilität für alle dar. 
Was heißt das zusammengefasst? Für unsere Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Land Bre-
men wird es zu langen Staus kommen. Das wiede-
rum wird zu einem größeren Stressfaktor. Jeder 
kennt das. Wer im Stau steht, verliert dann irgend-
wann die Beherrschung. 

Sie müssen Freizeit widmen, um pünktlich zur Ar-
beit zu kommen, und wir stehlen damit den Fami-
lien wieder Zeit. Die Ausweichstrecken werden, 
bedingt durch das höhere Aufkommen, durch 
Lärm, Abgase und Straßenabnutzung über Gebühr 
belastet werden. Die maroden Brücken und die da-
mit verbundenen Baumaßnahmen schwächen die 
Wettbewerbssituation von Bremen und Bremer-
haven. Das Land muss dort, wo es kann, selbst tätig 
werden und zwar umgehend. 

(Beifall FDP) 

Wir fordern in dem Zusammenhang auf jeden Fall 
einen parteiübergreifenden Sanierungsplan, der 
prioritär die Maßnahmen kurz-, mittel- und lang-
fristig – 

(Abgeordnete Böschen [SPD]: Warum soll der par-
teiübergreifend sein?) 

aufschlüsselt, an welcher Stelle wir jetzt etwas ma-
chen müssen, damit die Infrastruktur bitte auch 
langfristig wieder in Ordnung gebracht wird und 
wir wissen, woran wir sind. Wir müssen jetzt end-
lich investieren, damit nicht noch Schlimmeres pas-
siert. 

(Beifall FDP) 

Um die Nachhaltigkeitsziele übrigens zu erreichen, 
auch im Sinne von Chancengleichheit, müssen In-
vestitionen in eine funktionierende moderne Infra-
struktur konsequent erfolgen, Investitionen im 
Straßen- und Brückenbau sowie in neue Mobilitäts-
formen müssen vorangetrieben werden. In unseren 
Augen ist das die wahre Nachhaltigkeit, und das 
erwarten wir auch genau von Ihnen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Weber: Meine Damen und Herren! Zu 
der Bemerkung der Abgeordneten Steiner: Der Se-
nator Dr. Lohse befindet sich auf der Vertragsstaa-
tenkonferenz VSK COP24, also auf der Klimakon-
ferenz in Kattowitz in Polen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Remkes. 

Abgeordneter Remkes (BIW): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Das Jahr 
2018 geht zu Ende und ich will die Gelegenheit die-
ser aktuellen Stunde nutzen, um Noten für die Po-
litik des Bremer Senats im ablaufenden Jahr zu ver-
teilen. Dass der rot-grüne Senat in den Disziplinen 
Bildung und Schule, Gesundheit und innere Si-
cherheit bestenfalls die Note mangelhaft verdient, 
ist in der Bremer Bevölkerung längstens bekannt. 
Neu ist aber, dass der Landesregierung auch für 
ihre Investitionspolitik nur ein ungenügend erteilt 
werden kann. 

Worum geht es? Die vor einigen Tagen bekannt ge-
wordene Horrornachricht, dass der westliche Teil 
der Lesumbrücke wegen unzulänglicher Tragfä-
higkeit möglicherweise über Jahre gesperrt wer-
den muss, hat die Öffentlichkeit daran erinnert, 
dass sich nicht nur die Schulen, sondern auch die 
Verkehrsinfrastruktur im Land Bremen in einem 
erbärmlichen Zustand befinden. 

(Beifall BIW) 

Die Fraktion der FDP hat dieses lange verdrängte 
Problem dankenswerter Weise aufgegriffen, und 
diese aktuelle Stunde anberaumt. Die Lesumbrü-
cke im Verlauf der Autobahn A 27 ist zweifellos ein 
besonders eklatantes Beispiel für die desolaten 
Verkehrswege in Bremen. Es ist aber keineswegs 
das Einzige: Im Herbst letzten Jahres wurde be-
kannt, dass die Stephanibrücke wegen erheblicher 
Materialermüdung einsturzgefährdet ist. Um den 
Ausfall dieser wichtigen Weserquerung zu verhin-
dern, musste der Verkehr über die Brücke teilweise 
eingeschränkt werden, Lastkraftwagen dürfen 
nicht mehr überholen und müssen zumindest einen 
Mindestabstand von 50 Metern bei Staus beachten, 
eine Vorgabe, die aber vor allem im Berufsverkehr 
kaum eingehalten wird und werden kann. Außer-
dem wurde die Breite der beiden Fuß- und Rad-
wege auf der Unterseite der Brücke von 4,50 Meter 
auf 2,50 Meter nahezu halbiert. Dummerweise sind 
die dafür verwendeten Absperrgitter noch schwe-
rer als die Fußgänger und Radfahrer, die den Über-
gang jeden Tag nutzen. In ganz Deutschland hat 
man über diesen Schildbürgerstreich herzlich ge-
lacht. 

(Beifall BIW) 

Aber zumindest hat Bremen dadurch wieder ein-
mal für Schlagzeilen gesorgt. Besser eine schlechte 
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Presse, als gar keine Presse, meine Damen und 
Herren! Die Sperrgitter sind übrigens immer noch 
vorhanden und belasten die Brücke, was die Zeit-
spanne bis zum endgültigen Ausfall des Bauwerks 
weiter verkürzen dürfte. 

(Beifall BIW) 

Dies nur als kleiner Hinweis. Sanierungsbedürftig 
sind aber nicht nur die Stephanibrücke, sondern 
mindestens 100 der 760 Brücken im Lande Bremen. 
Das Amt für Straßen und Verkehr gab Anfang des 
Jahres 2017 gegenüber der Presse zu Protokoll, 
dass sogar zwei Drittel der Bremer Brücken repara-
turbedürftig seien. Mit der Teilsperrung der wich-
tigsten Autobahnbrücke über die Lesum ab Mitte 
Dezember, genau am 17. Dezember soll das passie-
ren, erreicht das Drama über die bremische Ver-
kehrsinfrastruktur einen neuen Höhepunkt. In Bre-
men-Nord drohen deshalb massive Verkehrsbehin-
derungen, und das möglicherweise über Jahre. Wir 
von der Gruppe Bürger in Wut fragen uns, warum 
erst jetzt festgestellt wurde, dass sich die Lesum-
brücke in einem so schlechten Zustand befindet, 
dass sofortige Sanierungsarbeiten unabdingbar 
sind um die Verkehrssicherheit nicht zu gefährden. 
Brücken werden schließlich regelmäßig von Fach-
leuten inspiziert, zumindest sollte es so sein und 
sollte man das glauben. Einsturzgefährdung tritt 
auch nicht über Nacht ein, sondern ist das Ergebnis 
eines schleichenden Verrottungsprozesses. 

(Beifall BIW) 

Der aber scheint im Falle der Lesum-Autobahnbrü-
cke niemandem aufgefallen zu sein. Für uns ist es 
jedenfalls unverständlich, warum die Verantwortli-
chen dem Verfall so lange zugesehen haben und 
jetzt von einem Tag auf den anderen anordnen 
mussten, den westlichen Teil dieses wichtigen Ver-
bindungsweges zu sperren. 

(Beifall BIW) 

Die Bremer Verkehrsinfrastruktur ist offensichtlich 
am Ende. Der Zustand verschlechtert sich zuse-
hends und wird zunehmend zu einer Gefahr für alle 
Verkehrsteilnehmer. Wer als Privatmann ein Haus 
baut, der weiß, dass ständige Instandsetzungsmaß-
nahmen und damit Investitionen unerlässlich sind, 
um das Gebäude in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand und damit bewohnbar zu halten. Dieser 
Grundsatz gilt gleichermaßen auch für öffentliche 
Bauten und Verkehrswege. Das Versagen der Bre-
mer Politik bei der Instandhaltung unserer Straßen 

und Brücken ist jedoch keine Überraschung, son-
dern symptomatisch für das Handeln des SPD-ge-
führten Senates. Der hat nicht nur die Verkehrs-
wege vernachlässigt, sondern auch Schulen und 
andere Bildungseinrichtungen im Land. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Wann gab es ei-
gentlich den letzten SPD-Verkehrssenator, Herr 
Remkes?) 

Alleine in diesem Bereich wird der Investitionsstau 
auf mittlerweile 900 Millionen Euro geschätzt. Hier 
wie dort hat der Senat geschlafen und es versäumt, 
rechtzeitig zu handeln. Stattdessen sind die not-
wendigen Maßnahmen auf die lange Bank gescho-
ben worden. Erst, wenn es gar nicht mehr anders 
geht, wird endlich gegengesteuert, dann allerdings 
zu deutlich höheren Kosten. Warum ist das so? Die 
Antwort liegt auf der Hand: Das hochdefizitäre 
Land Bremen hat sich 2010 auf den Pfad der Haus-
haltssanierung begeben und muss die Neuver-
schuldung bis 2020 auf null herabgemindert haben. 
Das bedeutet einen Abbau von Nettokreditaufnah-
men von jährlich rund 120 Millionen Euro. Nur 
wenn das gelingt besteht Anspruch auf Hilfen des 
Bundes in Höhe von 300 Millionen Euro. Deshalb 
ist in den letzten Jahren auch ohne Rücksicht auf 
die Folgen gespart worden. Allerdings wurden die 
Ausgaben nicht gleichmäßig gekürzt. Vielmehr hat 
man den Rotstift vor allem bei den Investitionen an-
gesetzt, während andere Bereiche, wie etwa das 
Sozialressort, relativ ungeschoren davon kamen. 
Das ist der Grund, warum sich nicht nur die Bil-
dungsinfrastruktur, sondern auch die Verkehrs-
wege in einem desolaten Zustand befinden. Wir 
Bürger in Wut bezweifeln, dass es gelingen wird, 
die in den letzten Jahren versäumten Investitionen 
bei Instandsetzungen und Ersatzbauten aufzuho-
len, schon gar nicht unter der Bedingung der Schul-
denbremse. Am Ende wird Bremen wahrscheinlich 
wieder beim Bund betteln gehen müssen, um zu-
mindest die dringendsten Arbeiten finanzieren zu 
können. Darauf deuten auch Äußerungen aus den 
Reihen der Fraktion der SPD hin, die einmal mehr 
den Bund in der Verantwortung sehen, statt eigene 
Versäumnisse einzuräumen. 

(Beifall BIW) 

Es ist nun einmal auch in der Politik überaus be-
quem zu behaupten, dass nicht man selbst, sondern 
wieder die anderen schuldig sind. Der eine oder 
andere Zuhörer wird an dieser Stelle einwenden, 
dass für einen Teil der Brücken im Land Bremen 
der Bund als Eigentümer zuständig ist. Das ist rich-
tig, – 
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(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Ah!) 

aber nur für 37 Prozent der Objekte, dazu gehört 
auch die Autobahnbrücke über die Lesum. Um die 
Verkehrssicherheit zu gewährleisten und Einstürze 
wie den im italienischen Genua im Sommer dieses 
Jahres zu verhindern, gibt der Bundesgesetzgeber 
einen Prüfindex für Brücken vor, der volkstümlich 
als „Brücken-TÜV“ bezeichnet wird. Er sieht vor, 
dass die Brücken in Deutschland alle drei bis sechs 
Jahre im Rahmen einer Einfach- und Hauptprüfung 
von Bauingenieuren eingehend kontrolliert wer-
den. Daneben finden jährliche Kontrollen sowie 
halbjährliche Beobachtungen der Bauwerke statt, 
oder sollten stattfinden. Die praktische Umsetzung 
des vom Bund gesetzlich vorgegebenen Brücken-
monitorings obliegt den Ländern und in Bremen ist 
das Amt für Straßen und Verkehr, also ASV, zu-
ständig. Angesichts der jetzt bekannt gewordenen 
Schäden an der Autobahnbrücke über die Lesum 
drängt sich natürlich die Frage auf, ob die gesetz-
lich vorgeschriebenen Kontrollen in Bremen tat-
sächlich turnusgemäß durchgeführt worden sind. 

(Abgeordnete Sprehe [SPD]: Frechheit!) 

Für den Kollegen Herrn Tschöpe ist die Sperrung 
der Lesumbrücke eine Folge der verfehlten Ver-
kehrspolitik des Bundes. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Richtig!) 

In dieser konkreten Situation gibt es einen, der sie 
zu verantworten hat, und das ist das Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur, meint 
er. Der Schuldige ist also gefunden, die Bremer Po-
litik kann sich entspannt zurücklehnen – 

(Beifall BIW) 

und die Hände mal wieder in den Schoß legen. 

So einfach ist die Sache nicht, meine Damen und 
Herren, denn wie schon erwähnt: Die Verantwor-
tung für die regelmäßige Prüfung der Brücken in 
Bremen liegt beim ASV, einer dem Senator für Um-
welt, Bau und Verkehr zugeordneten Dienststelle. 

(Beifall BIW) 

Das ASV ist es, das vorhandene Schäden an der 
Autobahnbrücke hätte feststellen und melden müs-
sen. Doch das hat man nicht geschafft, weil es wie-
der mal an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
mangelte. 

(Abgeordnete Sprehe [SPD]: Das ist doch frech!) 

Bundesweit wird die Verkehrsinfrastruktur nur auf 
Verschleiß gefahren, kritisiert auch Herr Kollege 
Tschöpe. Eine Mitverantwortung des Bremer Sena-
tors für Umwelt, Bau und Verkehr am Zustand von 
Brücken und Straßen im Land will er dagegen nicht 
sehen. Ich zitiere Sie, Herr Tschöpe: „Mit dem 
Budget, das wir haben, haben wir schon etwas ge-
macht, um unsere Brücken zu erhalten und zu er-
neuern. Beispiele sind die Burger Brücke und die in 
Mahndorf und die B 75.“ Dass die Brücke über die 
B 75 so schnell gebaut wurde, dürfte wohl noch ei-
nen weiteren Grund gehabt haben als den, das Bre-
mer Straßennetz zu modernisieren. Ich sage nur: 
Straßenbahn. Kollege Saxe, verkehrspolitischer 
Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
einen andere Ausrede parat, um die Verantwor-
tung des Landes für das Brücken-Problem wegzu-
drücken. Ich zitiere auch ihn: „Wir haben deutsch-
landweit ein fettes Problem. Überall wohin man 
guckt, müssen Brücken gesperrt werden.“ Dazu 
sagt er: “Da kommt auch noch die Deutsche Bahn 
dazu.“ Zitat Ende. Für Herrn Saxe kann die Lösung 
also nur lauten: Mehr Geld, mehr Personal. Eine 
Folge des Sanierungsstaus sei es, dass es inzwi-
schen zu wenige Fachleute für Brückenbau gebe, 
da machen wir uns jetzt gegenseitig Konkurrenz. 
Stimmt schon – aber wenn die Bremer Politik recht-
zeitig gehandelt und die notwendigen Instandset-
zungsarbeiten nicht jahrelang auf die lange Bank 
geschoben hätte, müsste man jetzt nicht über feh-
lendes Personal jammern. Agieren statt reagieren 
und vorausschauend für die Zukunft planen. So 
lautet die Lösung, und da fehlt Ihnen leider die Vo-
raussicht. 

(Beifall BIW) 

Meine Damen und Herren, Aussagen wie die des 
Kollegen Herrn Saxe sind ein Trauerspiel, denn sie 
zeigen die Unfähigkeit der politisch Verantwortli-
chen in Bremen, eine strategische Personalpolitik 
zu betreiben um die erforderliche manpower für 
die wiederkehrenden Aufgaben der öffentlichen 
Hand zur Verfügung zu haben. Das gilt in Bremen 
keineswegs nur mit Blick auf die Instandsetzung 
der Brücken und anderer Verkehrswege, aber viel-
leicht will sich der amtierende Senat ja nur bis zum 
Wahltermin im Mai nächsten Jahres retten, um der 
kommenden Landesregierung die Lösung der auf-
gestauten Probleme aufzubürden. Mit dieser Tak-
tik stiehlt sich die Koalition jedoch aus der Verant-
wortung und verspielt so das Vertrauen der Wähle-
rinnen und der Wähler. Über die wachsende Poli-
tikverdrossenheit der Menschen darf man sich 
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dann auch nicht wundern. Auch Heiko Strohmann 
von der Fraktion der CDU und Klaus-Rainer Rupp 
von der Fraktion DIE LINKE sehen Versäumnisse 
der Landesregierung in Sachen baufälliger Brü-
cken. Herr Rupp, ich zitiere Sie: „Aber auch das 
Land muss frühzeitig die Hand heben, wenn eine 
für die Wirtschaft wichtige Verkehrsader auszufal-
len droht.“ Zitat Ende. Und da muss ich dem Kolle-
gen Rupp recht geben: Die Aussage in Bremen, es 
wir nur der Mangel verwaltet, erweist sich mit Blick 
auf die marode Verkehrsinfrastruktur im Land wie-
der einmal mehr als absolut zutreffend. Auch in 
diesem Bereich, und das gilt nicht allein für die in 
dieser Debatte im Fokus stehenden Brücken, hat 
Bremen die Rote Laterne in Deutschland. Dafür 
verdient der Senat ebenfalls die Note ungenügend. 
Den Bürgerinnen und Bürgern kann man von die-
ser Stelle nur zurufen: Nutzen Sie ihre Chance am 
26. Mai 2019 – 

(Abgeordnete Sprehe [SPD]: Wir sind hier im Par-
lament, nicht im Wahlkampf!) 

und ermöglichen Sie in Bremen einen politischen 
Neuanfang. Setzen Sie der Verwaltung des Man-
gels an der Weser endlich ein Ende. Vorausschau-
end agieren, statt nachträglich reagieren, das muss 
die Leitlinie eines modernen Politikmanagements 
auf allen Ebenen unseres Gemeinwesens sein. Rot-
Grün ist dazu offenkundig nicht in der Lage. 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Sie sind ja noch nicht einmal in der Deputa-
tion vertreten!) 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Saxe. 

Abgeordneter Saxe (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ja, am 
26. Mai wird gewählt, und dann hoffe ich, dass sol-
che Zumutungen wie diese Rede, die ich gerade 
anhören musste, – 

(Heiterkeit) 

dann tatsächlich auch der Vergangenheit angehö-
ren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Ich wünsche mir in diesem Hohen Haus, dass wir 
versuchen, auch wenn wir nah an diesem Wahlter-
min sind, hier tatsächlich noch die Wahrheit mitei-
nander zu diskutieren – 

(Abgeordneter Timke [BIW]: Schauen Sie einmal 
auf die Straße, das ist die Wahrheit!) 

und nicht durch Weglassungen und durch falsche 
Statistiken dann ein falsches Bild zu zeichnen. Sie 
haben versucht, darzustellen, dass Bremen in die-
sem Sanierungsstau auf dem letzten Platz sei. Da 
gibt es eine Untersuchung des Bundesamtes für 
Straßenwesen, die darstellt, welche Bundesländer 
in Anführungszeichen gut und welche nicht so gut 
dastehen. Was meinen Sie denn, wer auf dem letz-
ten Platz ist? Das sind das Saarland und Hamburg 
mit 27 und 29 Prozent der Fläche, die in einem ma-
roden Zustand ist. Wo liegt Bremen? Inmitten der 
ostdeutschen Länder mit 4 Prozent. Das ist die Sta-
tistik, die tatsächlich besagt, wer den letzten Platz 
belegt, oder wer den letzten Platz nicht belegt. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Also ist das mit dem letzten Platz tatsächlich die 
Unwahrheit gewesen, weil wir im Bundesschnitt da 
noch ziemlich gut dastehen. 

Brücken und übrigens auch die Tunnel sind so et-
was wie die Nadelöhre der Infrastruktur. Na klar 
sind die auch wirklich in die Jahre gekommen, 
auch durch das Verkehrsaufkommen. Das Ver-
kehrsaufkommen, das Güterverkehrsaufkommen 
hat sich seit 1980 versechsfacht. Wir haben sehr 
viel mehr, das wissen wir auch aus der Deputation, 
sehr viel mehr Schwertransporte, die genehmigt 
werden müssen. 

Der Bund hat dabei eine bestimmte Strategie ver-
folgt. Er hat gesagt, es ist viel schöner, ein rotes 
Band für eine neue Autobahn durchzuschneiden, 
als tatsächlich eine sanierte Brücke wieder einzu-
weihen. Das ist das Problem, was wir haben. Der 
Bund hat auf Neubauprojekte gesetzt aber nicht 
auf Sanierung der Infrastruktur. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Wir haben, das wissen auch fast alle hier, auch eine 
Initiative, die heißt „Damit Deutschland vorn 
bleibt“. Die haben übrigens schon 2013 gesagt: 
Marode Brücken gefährden die Sicherheit und den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, der seine Infra-
struktur verschleißt. Das ist schon 2013 gewesen. 
Man kann dem Senator und dem Staatsrat ja vieles 
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vorwerfen. Aber dass die uns nicht gesagt hätten, 
Leute, wir haben hier ein echt großes Problem, 
auch in Bremen, auch wenn das nur 4 Prozent sind, 
das kann man denen nun wirklich nicht vorwerfen. 
Dass der Senator nicht versucht hätte, immer wie-
der mehr Geld für dieses System zu bekommen, 
das kann man ihm auch nicht vorwerfen. 

Jetzt reden wir einmal über Zuständigkeiten, weil 
das ja auch eine Rolle spielt. Welche Zuständigkeit 
haben wir? Ja, wir müssen die Planung durchfüh-
ren. Wir haben aber nicht die Verantwortung. Wir 
haben auch nicht die Verantwortung, nach welcher 
Reihenfolge saniert wird. Der Bund hat das nämlich 
vorgegeben. Der hat gesagt, A 1 und A 27, da ist 
sehr viel mehr Verkehr. Deswegen ist die A 1-Brü-
cke auch als erste saniert worden. So viel gehört zur 
Wahrheit auch mit dazu. 

Ich glaube, wenn man sich jetzt die Lesumbrücke 
ansieht, da haben Sie vollkommen Recht, da haben 
wir ein ganz großes Problem. Wenn die einge-
schränkt befahrbar wäre, da würde ich dem Frakti-
onsvorsitzenden der SPD, wie sehr oft dann auch 
zustimmen wollen. Dann haben wir ein größeres 
Problem, gerade auch in Bremen-Nord und in Bre-
merhaven. Aber wer trägt die Verantwortung da-
für? Die Durchführung, das müssen wir machen. 
Aber die Verantwortung trägt doch derjenige, in 
dessen Verantwortungsbereich diese Brücke ge-
hört. 

Nun kann man sagen, okay, die dummen Mitarbei-
ter vom ASV, die hätten das doch sehen müssen, 
wenn es so schlimm ist. Nein, das ist nicht der Fall 
gewesen. Die dummen Mitarbeiter des ASV, die 
gar nicht so dumm sind, wie Sie das immer darstel-
len wollen, – 

(Zurufe FDP und BIW) 

die sind fachkundig und machen ihren Job. Es war 
vom Augenschein anders als bei der Stephanibrü-
cke und bei der A 1-Brücke. Man konnte keine 
Risse und keine Beulen sehen. Na gut, die haben 
zumindest keine sehen können. 

(Heiterkeit – Unruhe) 

Na ja, vielleicht hat Herr Kastendiek dann irgend-
wie noch ein besonderes Gerät. Auf jeden Fall, es 
ist dann festgestellt worden, dieser Brückenteil, der 
jetzt gesperrt wird, ist aus dem Jahr 1949. Es ist bei 
anderen Brücken festgestellt worden, dass der 
Stahl, der dort verwandt wurde, dass der ein größe-

res Problem hat. Dann ist von dem Ressort sofort re-
agiert worden, und die Sache ist geröntgt und die-
ser Teil gesperrt worden. Ja, wo ist denn da jetzt 
das Versäumnis, das Sie hier postulieren? Das kann 
ich zumindest nicht erkennen. 

Wenn man in die Republik hineinschaut, Sie ken-
nen vielleicht die Leverkusener Rheinbrücke, die 
ist einmal gesperrt, einmal ist sie wieder offen, 
dann ist sie gesperrt, dann ist wieder irgendetwas, 
das repariert wird. Sie haben Autobahnabschnitte, 
wo sich eine solche Brücke an die andere reiht. Na-
türlich haben wir ein Problem, dass mehr Geld für 
dieses System vorhanden sein muss. Und die FDP 
suggeriert nun, dass hier das große Verkehrschaos 
wäre. Also zumindest nach der Statistik vom BASt 
stehen wir nicht gut da, das will ich gar nicht sagen, 
aber wir stehen besser dar, als andere Bundeslän-
der. 

Wie sieht das denn sonst mit dem Verkehrschaos 
aus? Wenn wir da die Staus nehmen, was Sie ja im-
mer wieder suggerieren, das wissen Sie auch, 
wenn Sie in den TomTom-Index hineinschauen, ja, 
was für ein Wunder, Bremen sieht gar nicht so 
schlecht aus. Das wird jeder, der im Stau steht, wie 
Herr Eckhoff, der mir auch erzählt hat, dass er öfter 
im Stau steht, ohne auszurasten, der wird das an-
ders sehen. Aber wir sind im Durchschnitt der 
Städte gar nicht so schlecht. Wir können immer 
noch besser werden. 

(Abgeordnete Steiner [FDP]: Ist Ihnen Mittelmaß 
immer genug?) 

Ja, aber dann erklären Sie mir doch einmal, Sie ha-
ben ja noch einen Redebeitrag, wo denn das Ver-
kehrschaos im Vergleich zu anderen Städten ist. 
Ich bin ganz oft in Hamburg. 

(Zurufe) 

Wenn Sie nach Hamburg - -, dann wissen Sie, was 
- -. Ja, ich bin dann mit dem Fahrrad, aber ich sehe 
die vielen Autos, die im Stau stehen. 

(Unruhe) 

Erklären Sie mir doch einmal, wo das Verkehrs-
chaos im Vergleich zu Bremen tatsächlich liegt. In 
einem würde ich Ihnen ganz deutlich zustimmen. 
Wir müssen mehr Geld in dieses System stecken. 
Wir haben in Bremen entschieden, dass wir beim 
Haushalt Schwerpunkte setzen. Die haben wir 
auch richtig gesetzt, die haben wir im Bereich 
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Flüchtlinge gesetzt, die haben wir im Bereich Bil-
dung gesetzt. Ganz klar ist, dass wir im nächsten 
Haushalt sehr, sehr genau auf diese marode Infra-
struktur schauen müssen. 

Es ist nicht falsch, was ich erzählt habe mit dem 
Personal. Wir stehen im Wettbewerb mit anderen 
Bundesländern, weil es nicht genug Leute gibt, die 
im Augenblick auf dem Markt zur Verfügung ste-
hen. Deshalb müssen wir Geld zur Verfügung stel-
len und auch sehr viel mehr Geld zur Verfügung 
stellen. Das betrifft nicht nur die Brücken. Das be-
trifft auch die Tunnel und es betrifft auch die Eisen-
bahnbrücken. Da muss in all diesen Bereichen et-
was passieren. Die Aktuelle Stunde hat ja nun pos-
tuliert, dass wir hier in Bremen dieses ganz furcht-
bare Verkehrschaos haben würden. Das haben Sie 
mir nicht erklären können, wo das in besonderem 
Maße im Vergleich zu anderen Städten in Deutsch-
land liegt. 

(Zuruf Abgeordnete Steiner [FDP]) 

Nein, in dem Stauindex sind wir nicht Spitzen-
klasse, weil jeder Stau zu viel ist. Aber im Vergleich 
zu anderen Bundesländern, zu anderen Städten lie-
gen wir immer noch sehr gut. Da kommen Sie dann 
immer so süffisant mit den Fahrradbrücken, für die 
wir uns einsetzen. Wo haben wir denn eine Fahr-
radbrücke in Bremen? Ich habe nachgeschaut, ich 
habe keine gesehen. 

(Unruhe) 

Die hätten wir sehr gern gebaut, und deshalb 
glaube ich, das ist auch wichtig, den Modal Split zu 
verändern. Denn derjenige, der auf dem von Ihnen 
so oft gescholtenen Fahrrad oder in der Tram sitzt, 
der kann nicht gleichzeitig den Stau produzieren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist auch etwas, wenn Sie sich einmal die Mühe 
machen würden, in diesen Stauindex, in diese Sta-
tistik hineinzusehen, dann werden Sie feststellen, 
dass alle fahrrad- und fußgängerfreundlichen Kom-
munen ganz weit unten liegen. 

(Unruhe) 

Das ist, glaube ich, das Entscheidende dabei. Wenn 
wir diese Belastung der Infrastruktur, diese tempo-
rären Belastungen verringern wollen, dann müssen 
wir auf eins setzen, und das heißt Verkehrswende, 
meine Damen und Herren. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Sprehe. 

Abgeordnete Sprehe (SPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Deutschlandweit sind viele 
Brücken marode. Dies ist nicht nur ein bremisches 
Problem, dennoch, ein Großteil der rund 40 000 
Brücken auf deutschen Autobahnen und Bundes-
straßen ist in einem schlechten Zustand. Jahrelang 
wurde nur das Notwendigste in die Instandhaltung 
investiert, 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Nämlich von 
Ihnen!) 

und das vom Bund, 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Wer regiert 
denn da?) 

und, der letztendlich, wie Herr Saxe auch schon ge-
sagt hat, eher auf Neubauten gesetzt hat als tat-
sächlich auf eine Instandhaltung der Struktur. 
Nach aktuellen Zahlen des Bundesverkehrsminis-
teriums befinden sich 12,2 Prozent der Brücken in 
einem nicht ausreichenden beziehungsweise un-
genügenden Bauwerkszustand. Das heißt, gut jede 
achte Brücke. Immerhin, im Jahr 2008 lag der An-
teil der maroden Bundesbrücken noch bei 15 Pro-
zent, er sank damit leicht. Wird bei einer Brücke ein 
nicht ausreichender Zustand festgestellt, so bedeu-
tet das, dass es in näherer Zukunft Instandset-
zungsmaßnahmen geben muss. 

(Abgeordneter Remkes [BIW]: Oder gesperrt wird!) 

Tausende Risse im Beton, kaputte Geländer, Korro-
sion; der Zustand vieler Brücken ist nicht nur eine 
Folge des Alters, sondern eine Folge des zuneh-
menden Autoverkehrs und der immer schwereren 
Lastkraftwagen. Früher waren es 22 Tonnen, jetzt 
sind es 40 bis 44 Tonnen und Schwertransporte mit 
einem zehnfachen Gewicht. Die verursachten 
Schäden, und so sind einige Brücken in Deutsch-
land wie beispielsweise die Leverkusener Brücke 
bei Köln, bereits für schwere Lastkraftwagen ge-
sperrt, oder, einige wurden abgerissen und letzt-
endlich auch erneuert. Das bringt, wie schon ge-
sagt worden ist, wirtschaftliche Einbußen, Dauer-
stau und Pendlerstress. 

Das ist aber auch eine Folge des ausufernden, von 
der Fraktion der FDP stets geforderten Verkehrs 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 6069 

auf der Straße. Der Ausbau der schienengebunde-
nen Infrastruktur wurde dagegen vom Bund über 
Jahrzehnte vernachlässigt. Ich erinnere an die aus-
stehende Elektrifizierung der Umleitung der Stre-
cke für Güterwaggons Bremerhaven, Bremervörde, 
Rotenburg, Verden. Wie sieht es in Bremen aus? 37 
Prozent aller Bremer Brücken gehören dem Bund. 
Aktuell wurde die Lesumbrücke auf der A 27 teil-
weise gesperrt, und sofort hat die Fraktion der FDP 
populistisch wieder eine Aktuelle Stunde bean-
tragt. 

(Zurufe FDP: Oh! – Abgeordnete Steiner [FDP]: 
Ach, jetzt hören Sie doch auf, das nervt!) 

Die vermeintlich gute Gelegenheit, dem ungelieb-
ten Senat Unfähigkeit und Untätigkeit vorzuwer-
fen, erschien den Kolleginnen und Kollegen der 
Fraktion der FDP sehr verführerisch und wurde na-
türlich von den Kollegen der Gruppe Bürger in Wut 
wahltaktisch sofort aufgenommen. 

(Zurufe BIW: Oh!) 

Diese Aktuelle Stunde will in erster Linie skandali-
sieren und den Senat und die beteiligten Behörden 
beschuldigen. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Das ist aber 
auch ein Skandal, Frau Sprehe!) 

Die ewig gestrige Melodie der Fraktion der FDP, 
freie Fahrt für möglichst viele große und schwere 
Autos und Lastkraftwagen auf allen Straßen und 
Brücken, am liebsten gleich bis zum Marktplatz, ist 
mehr als überholt. 

(Beifall SPD – Abgeordnete Steiner [FDP]: Last-
kraftwagen braucht man für die Wirtschaft, die fah-
ren nicht mit der Kutsche, Frau Sprehe!) 

Die teilweise Sperrung des komplizierten Brücken-
bauwerks an der A 27 über die Lesum ist ein großes 
Ärgernis für einen reibungslosen Verkehr von und 
nach Bremen-Nord und Bremerhaven. Wir halten 
die jetzt geplanten Maßnahmen aber im Sinne der 
Verkehrssicherheit für unumgänglich. Alles andere 
wäre verantwortungslos, denn wir möchten uns 
nicht das Geschrei der Fraktion der FDP oder an-
derer vorstellen, wenn das Verkehrsressort hier 
nicht tätig geworden wäre. Sicherheit geht vor! 

(Beifall SPD) 

Trotz vorhandener Brückenmängel ist ein Unglück 
– wie der tragische Brückeneinsturz in Genua – mit 

vielen Toten in Bremen derzeit nicht zu befürchten. 
Gott sei Dank! Nicht zuletzt wegen der regelmäßi-
gen sorgfältigen Überprüfungen und statischen Be-
rechnungen der bremischen Behörden, durch das 
Amt für Straßen und Verkehr, ASV, beziehungs-
weise deren beauftragten Ingenieurbüros. Der Ab-
lauf und die Organisation einer Brückenprüfung 
sind in der DIN 1076 geregelt. Wie ist der Istzu-
stand, und welche Maßnahmen müssen getroffen 
werden? In der Regel genügen dazu jährliche 
Sichtprüfungen, die einem erfahrenen Brücken-
prüfer ausreichende Informationen geben. Diese 
ständigen Inspektionen sollen sicherstellen, dass 
die Bauwerke sicher bleiben. Über die jährliche 
Sichtprüfung hinaus gibt es alle sechs Jahre eine 
Hauptprüfung und eine weitere Prüfung alle drei 
Jahre nach der Hauptprüfung sowie Sonderprüfun-
gen, wenn es besondere Ereignisse gab wie Über-
flutungen, Orkan, Anprall eines Lastkraftwagens 
und Ähnliches. Diese ständigen Inspektionen stel-
len auch sicher, dass die Bauwerke sicher bleiben 
und darüber hinaus eine Datensammlung über den 
Brückenzustand mit einer entsprechenden Bewer-
tung der einzelnen Brücke vorhanden ist. Bereits in 
der Sitzung der Baudeputation vom 23. Februar 
2017 wurde vom Bausenator das Verfahren der 
Kontrollen ausführlich erläutert. Es ist aber auch 
richtig, dass sich der Zustand der Brücken über die 
letzten Jahrzehnte hinweg kontinuierlich ver-
schlechtert hat. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Was haben Sie 
denn in den letzten Jahren dagegen getan?) 

Die überwiegende Anzahl der Brücken in Bremen 
befindet sich in einem befriedigenden bis ausrei-
chenden verkehrssicheren Zustand. Nicht ausrei-
chend waren Holzbrücken. Diese wurden erneuert 
wie zum Beispiel die Holzbrücke beim Schöneber-
ger Schloss, aber auch andere hochbelastete Brü-
cken wie in Bremen-Burg und Mahndorf. Es wurde 
also etwas getan, wo tatsächlich etwas getan wer-
den musste. Es wurde damit begonnen, alle ver-
kehrsbelasteten Brücken umfassend neu statisch 
zu berechnen. Dies führte zum Beispiel zu einer 
Planung, zur Ertüchtigung und Neuplanung der 
bremischen Brücken auf der A 1 sowie auf der B 6 
beziehungsweise zu weiteren einschränkenden 
Maßnahmen wie der Abstandsregelung für Last-
kraftwagen. 

Nun war vor einigen Monaten die Lesum-Brücke 
auf der A 27 mit der Hauptprüfung an der Reihe. 
Die Materialprüfungen haben Schäden ergeben, 
die auch erfahrene Bauingenieure nicht erkennen 
konnten. Der Stahl aus dem Jahr 1949 garantiert 
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nicht mehr die ausreichende Standfestigkeit für die 
schweren Verkehre unserer Zeit. In einem Teilbe-
reich der Brücke ist das nun leider der Fall. Es 
musste nach der Bekanntgabe der ersten Ergeb-
nisse umgehend gehandelt werden. Mit den ver-
kehrslenkenden Sperrmaßnahmen auf der A 27, 
die jetzt eingeleitet worden sind, erfüllt der Senat 
seine Pflicht. Das ASV strebt nach der Vorlage der 
endgültigen Materialprüfungsergebnisse eine 
möglichst schnelle Ertüchtigung beziehungsweise 
einen möglichst schnellen Ersatzbau der Lesum-
brücke an. Es bleibt zu hoffen, dass zumindest bis 
zu einem Neubau in einigen Jahren die Brücke, zu-
mindest eingeschränkt, weiter genutzt werden 
kann. 

Bei der Finanzierung der anstehenden Arbeiten ist 
der Bund in der Pflicht, denn die Lesumbrücke ge-
hört, wie bereits ausgeführt, zum Bund und nicht 
zum Land Bremen. Die Planungs-, Sanierungs- und 
Neubaukosten erstattet im Rahmen der Auftrags-
verwaltung der Bund beziehungsweise gehen 
diese im Jahr 2021 in seine direkte Zuständigkeit 
über mit der Schaffung des Bundesfernstraßenam-
tes und der Infrastrukturgesellschaft für Autobah-
nen und Bundesfernstraßen. Eine systematische 
Vernachlässigung, wie von der FDP vermutet, 
weise ich strikt zurück. 

(Beifall SPD) 

Die Vorgaben des Bundes und allgemein die Ver-
kehrssicherungspflicht wurden vom ASV auf bre-
mischen Straßen und Brücken immer erfüllt. 

Wir müssen natürlich in unsere gesamte Infrastruk-
tur mehr investieren. Dies ist auch ein wichtiges 
Ziel der SPD, denn Bremen hat ab dem Jahr 2020 
durch die Neuregelung des Finanzausgleichs zwi-
schen Bund und Ländern dazu mehr Mittel zur Ver-
fügung und einen gewissen Spielraum, den wir in 
den vorausgegangenen Jahren nicht hatten, näm-
lich mehr zu tun, als nur die Verkehrssicherungs-
pflicht zu erfüllen. Neben dem Bildungsbereich 
wird dies ein weiterer Schwerpunkt in der nächsten 
Haushaltsaufstellung sein. 

Eins ist für uns aber ja auch alle klar: Straßenarbei-
ten, Brückenertüchtigungen oder -neubauten ha-
ben, wie alle Baustellen, negative Auswirkungen 
auf den Verkehrsfluss. Diese sind aber unumgäng-
lich und müssen vertretbar klein gehalten werden. 

(Abgeordneter Imhoff [CDU]: Aber das wird auch 
nicht gemacht!) 

Es gibt sie aber auch. Es ist jetzt nicht so, dass bei 
Instandsetzungen alles läuft, wie vorher auch, son-
dern es müssen leider Teilbereiche immer gesperrt 
werden, um Instandsetzungen tatsächlich durchzu-
führen. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Wenn Sie we-
nigsten bauen würden, aber das tun Sie ja auch 
nicht!) 

Bei der A 27 ist es eben so, dass eine weitere Mög-
lichkeit der Verkehrsregulierung auch darin be-
steht, dass der ÖPNV verstärkt wird, 

(Abgeordneter Imhoff [CDU]: Das können Sie auch 
nicht!) 

neben natürlich notwendigen Ertüchtigungen und 
Neubauten. Anstatt im Stau zu stehen, muss dies 
auch eine attraktive Alternative für die Pendler 
sein. Mehr Züge, längere Züge, Sonderhalt des Re-
gionalexpress nach Bremerhaven auch tatsächlich 
in Bremen-Burg könnten einen größeren Spielraum 
bringen, damit auch, wie gesagt, Autofahrer tat-
sächlich mehr auf den ÖPNV ausweichen können, 
um nicht im Stau zu stehen, der leider, wie ich 
schon ausgeführt habe, teilweise eben unvermeid-
lich ist. 

Wichtig wäre für mich auch noch, weil ja letztend-
lich die Brücke die Ursache gesetzt hat, ob diese 
zusätzlichen Kosten, die auf das Land Bremen zu-
kommen, nicht auch vom Bund übernommen wer-
den müssen. Das wäre für mich insoweit nur ge-
recht, weil die Brücke, wie im Einzelnen hier schon 
öfters ausgeführt wurde, dem Bund gehört und 
nicht Bremen. 

Eins will ich aber auch noch einmal sagen. Das 
Wichtige ist, und damit will ich auch schließen, es 
braucht sich hier in Bremen niemand irgendwelche 
Sorgen machen, denn nach wie vor gilt im Land 
Bremen: Die Brücken sind sicher! 

(Unruhe, Lachen CDU, FDP, BIW) 

Auch wenn es hier im Einzelnen Gelächter gibt, ich 
finde, es ist ein wichtiger Punkt, einfach zu sagen, 
die Brücken sind sicher, damit die Autofahrer tat-
sächlich auch keine Bedenken haben, die nächste 
Lesumbrücke oder die nächste Weserbrücke zu be-
fahren. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Rupp. 

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mit Brücken auf Auto-
bahnen ist es so ein Problem. Wenn man auf einem 
Autobahnstück 100 Brücken hat und nur ein Pro-
zent ist defekt, – 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dann hat man ein Problem!) 

dann ist die ganze Autobahn nicht mehr so, wie sie 
eigentlich sein sollte. Deswegen sind verschiedene 
Statistiken über den Zustand der Brücken in Bre-
men und in der Bundesrepublik schwierig zu beur-
teilen, weil man sich nicht damit herausreden kann, 
es sind ja nur 4 oder 5 Prozent, die wirklich defekt 
sind, sondern das sind natürlich Nadelöhre, das 
sind neuralgische Punkte für den Verkehr. Deswe-
gen muss man dort natürlich besonders hinsehen, 
und es ist, glaube ich, Verantwortung von Bund 
und Ländern, gemeinsam dafür zu sorgen, dass 
eine solche Infrastruktur nicht erodiert. 

Ich bin mir relativ sicher, dass, wenn man genau 
hinsieht, dass man Verantwortlichkeiten sowohl 
auf Bundesebene als auch auf Landesebene fest-
machen kann. Deswegen finde ich es erstens 
falsch, zu sagen, das ist die Angelegenheit des 
Bundes, damit haben wir nichts zu tun. Auf der an-
deren Seite ausgerechnet die Landesregierung als 
Schuldigen hinzustellen, beschreibt das Problem 
auch nicht hinreichend. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Situation ist die: Die Brücke der Lesum, der 
eine Teil zumindest, ist 1949 beziehungsweise 1956 
gebaut. Über diese Brücke sind also schon ein paar 
Lkw gefahren. Dass da irgendwann einmal Schä-
den entstehen, ist für mich jetzt nicht wirklich über-
raschend. Auf der anderen Seite ist es so: 2015 ist 
die Brücke geprüft worden, regelmäßig, das ist of-
fensichtlich so, dass das ASV natürlich die Arbeit 
im Rahmen seiner Aufgabenbeschreibung ge-
macht hat, da gibt es überhaupt keinen Zweifel. 
Dann dieses ASV dafür verantwortlich zu machen, 
dass die Brücke defekt ist, da köpft man den He-
rold, den Überbringer schlechter Nachrichten. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das geht schon einmal gar nicht. Aber Fakt ist, die 
Brücke ist 1949, 1956 gebaut worden. Bisherige 

Prüfverfahren haben immer gesagt, die Brücke ist 
in Ordnung, und offensichtlich gibt es andere und 
neuere Prüfverfahren oder neuere Erkenntnisse, 
die dazu geführt haben, dass man erkannt hat, 
diese Brücke ist im schlechteren Zustand, als man 
bisher geglaubt hat. Dass man dann diese Brücke 
oder zumindest diesen Teilabschnitt der Brücke 
schließt und entsprechende Maßnahmen ergreift, 
ist natürlich völlig richtig. Das sind notwendige, 
wenn auch schmerzhafte Maßnahmen, um größe-
res Unglück zu vermeiden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es gibt jetzt natürlich zwei interessante Fragen. 
Erstens: Was machen wir jetzt mit der Situation? 
Zweitens muss man sich natürlich mit der Frage be-
schäftigen: Wie konnte es so weit kommen, und wie 
kann man das in Zukunft vermeiden? Weil es ja 
nicht nur ein bremisches Problem ist, sondern ein 
bundesweites Problem. Die erste Frage ist: Wie 
konnte es so weit kommen? Es ist natürlich so, nach 
Informationen des Spiegels sind in den Jahren 2014 
bis 2018 6,8 Millionen Quadratmeter Brücken sa-
niert worden. Das ist eine Menge. Das kann man 
sich anheften und kann sagen: Hey, wir haben 6,8 
Millionen Quadratmeter Brücken saniert, was wollt 
ihr eigentlich? 

Der Spiegel hat aber auch herausgefunden, dass ei-
gentlich 8,8 Millionen Quadratmeter Brücken hät-
ten saniert werden müssen. Da gibt es eine kleine 
Lücke. Wenn man das über vier Jahre weiterver-
folgt, dann wird die Lücke nicht kleiner. Es ist in 
der Tat so, nicht nur in Bremen bei öffentlichen Ge-
bäuden, Straßen und bei Brücken, sondern auch 
bundesweit ist es so, dass der Zustand der Infra-
struktur nicht ausreichend instandgehalten wird, 
und das ist natürlich ein Riesendrama. Das ist so-
wohl ein wirtschaftliches aber auch ein gesell-
schaftliches Drama, und dieses Drama muss einmal 
irgendwann bearbeitet werden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Man muss die Probleme schneller lösen, als sie ent-
stehen, sonst bekommt man sie nicht eingeholt. Es 
reicht nicht, zu sagen: Wir haben so viel und so viel 
ausgegeben, wenn es nicht genug ist. Deswegen ist 
die erste Aufgabe aller Politikerinnen und Politiker 
des Bundes und der Länder, dort hinzusehen: Wie 
konnte es so weit kommen, dass Autobahnen und 
auch Brücken in einem solchen Zustand sind? 

In der Tat ist es so, dass insbesondere die Politik der 
schwarzen Null, die sogenannte Schuldenbremse, 
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die sogenannte Sanierung, die sogenannte Haus-
haltssanierung auf allen Ebenen dafür gesorgt hat, 
dass in öffentlichen Kassen nicht genug Geld ist, 
um diese Dinge zu regeln und dass aufgrund einer 
restriktiven Personalpolitik in vielen Fällen die 
Fachleute fehlen, ein solches Geld überhaupt sinn-
voll einzusetzen. 

Das ist unterm Strich die Bilanz, die man ziehen 
muss, und das muss dringend geändert werden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die andere Frage ist: Was machen wir jetzt in Bre-
men mit der Situation? Wir werden uns darauf ein-
stellen müssen, dass wir mit solchen oder ähnlichen 
Problemen auch in Zukunft zu tun haben. Es gibt 
jetzt Vorschläge, den ÖPNV auszubauen. Das ist 
selbstverständlich eine Lösung. Man muss für die 
Lkw eine Lösung finden, und die Schwertransporte 
werden Schwierigkeiten haben, in Zukunft zwi-
schen Bremen und Bremerhaven zu fahren. Auch 
dafür muss man eine Lösung finden. Der Wesertun-
nel wäre eine solche Lösung, unglücklicherweise 
gibt es ihn aber auch noch nicht. 

(Abgeordneter Kastendiek [CDU]: Der hilft nicht!) 

Wir stecken da so ein bisschen in einer Falle. Je-
denfalls, wir haben - -. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Das sind zwei 
Flüsse, die Lesum und die Weser!) 

Ach, tatsächlich? Und über beide geht dieselbe 
Brücke? Nein? Es sind verschiedene Brücken? Das 
sind verschiedene Brücken, und beide sind nicht 
mehr in Ordnung, stimmt es? Wir werden uns na-
türlich Gedanken machen müssen, ob man die ver-
kehrlichen Probleme in irgendeiner Weise löst. Ja, 
das will ich gern zugestehen, und das muss man 
auch überlegen. Aber es wird langfristig ohne eine 
solche Brücke nicht gehen. 

Jetzt haben wir natürlich ein Problem. Wir haben 
geschaut, und laut ASV dauert es ungefähr 15 
Jahre, bis ein Neubau fertig ist. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: So schnell?) 

Das finde ich etwas zu langsam, es wird auf Geneh-
migungsverfahren verwiesen, die so lange dauern 
könnten. Aber die interessante Frage ist: Wenn ich 
eine Brücke habe, die ungefähr um 1950 gebaut ist, 
dann weiß ich, irgendwann kann das sein, dass 
man eine neue Brücke braucht. Ich finde die Frage 

ist: Warum gibt es dann keinen Plan B, also eine 
vorauseilende Planung, dass man Genehmigungs-
verfahren für neue Brücken für den Fall, dass eine 
so alte Brücke tatsächlich neu gebaut werden muss, 
nicht im Vorhinein einholt. Sollte dann der Fall ein-
treten, so wie jetzt, dass die Brücke tatsächlich de-
fekt ist, dass man dann diese Pläne und diese Ge-
nehmigungsverfahren, soweit das überhaupt geht, 
aus der Tasche holen kann und dann in der Lage 
ist, eine solche Brücke auch zügig zu ersetzen? Das 
ist die interessante Frage. 

Da kommen die Länder ins Spiel, da kommt der 
Bund ins Spiel, und über diese Frage müssten wir 
vielleicht gemeinsam nachdenken. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es gibt noch eine Sache, die mich umtreibt. Die Ak-
tuelle Stunde ist von der FDP aufgerufen worden, 
und Sie haben natürlich berechtigt gesagt, wie alle 
anderen auch, das ist ein Problem, wenn die Brücke 
nicht mehr in Ordnung ist, und haben aufgezählt, 
was das für ein Problem ist. Die interessante Frage 
ist, die habe ich mir gestellt: Wäre die FDP eine Lö-
sung für dieses Problem? 

(Abgeordnete Steiner [FDP]: Wir haben doch ganz 
viele Lösungen vorgeschlagen!) 

Ihre Partei ist mitverantwortlich für eine Politik von 
Steuererleichterungen, von Kreditverboten für öf-
fentliche Unternehmen und von Public Private 
Partnership. Ihre Partei hat überhaupt nicht den 
Deut einer Lösung. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Sie proklamieren immer nur das Problem, und Sie 
selbst haben in der Vergangenheit – 

(Unruhe) 

und auch heute sind Sie die Lösung. Genau. Sie 
blasen zum Beispiel immer in die Welt, dass die 
Steuereinnahmen sprudeln. Ja, das stimmt. Wir ha-
ben heute mehr Steuereinnahmen als vorher. Die 
Tatsache ist aber, dass wir auch in Bremen mit den 
hohen Einnahmen aus Steuern einen Sanierungs-
stau von 2 bis 3 Milliarden Euro nicht in fünf Jahren 
aufnehmen können. Und obwohl die so hoch sind, 
brauchen wir mehr dafür. 

(Beifall DIE LINKE) 
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Eine Lösung, wie sie vorgeschlagen worden ist, die 
Gelder für das Sozialressort zu kürzen, damit wir 
Brücken bauen können, dann sanieren Sie Brücken 
auf Kosten von Menschen, die ohnehin zu wenig 
haben. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist Ihre Lösung, und ich sage Ihnen, Sie sind 
Teil des Problems und nicht die Lösung. 

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Rupp, gestat-
ten Sie eine Frage des Abgeordneten Dr. Buhlert? 

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Selbstverständ-
lich. 

(Heiterkeit) 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Herr Rupp, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass für Bun-
desautobahnen und für die Planung ausreichend 
Mittel des Bundes zur Verfügung gestanden haben 
und zur Verfügung stehen, die aber nicht abgeru-
fen wurden, und dass eine Lösung gewesen wäre, 
dieses Geld abzurufen? 

(Beifall FDP) 

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Ja. In diesem 
Teil der Kritik stimme ich mit Ihnen überein. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU] Passt aber nicht 
zum Klassenkampf!) 

Natürlich passt das zum Kassenkampf. Ich mache 
alles so, dass es zum Klassenkampf passt. 

(Heiterkeit) 

Herr Dr. Buhlert, bei allem Respekt: Dieses Geld al-
lein hätte noch keinen Neubau befürwortet. Es 
hätte vielleicht dafür gesorgt, dass wir Lösungen 
vorgehalten hätten. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Und eine Lösung 
für die Lesumbrücke?) 

Trotzdem ist es so, dass bundesweit die Fernstra-
ßen und Brücken in einem Zustand sind, die deut-
lich mehr Mittel erfordern, als derzeit im Bundes-
haushalt vorhanden sind, und das geht nicht ohne 
Kreditaufnahme oder ohne Steuererhöhungen. 

(Beifall DIE LINKE – Abgeordneter Röwekamp 
[CDU]: Wir reden hier nicht über Lösungen!) 

Diesem Kernproblem Ihrer Argumentation müssen 
Sie sich irgendwann stellen. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Wir wollen die 
Lesumbrücke! 

Weil Sie immer über Lösungen reden: Am Schluss 
will ich Ihnen noch einmal sagen: Sie sagen immer, 
wir müssen unbedingt privates Kapital aktivieren, 
damit wir aus der Falle der fehlenden investiven 
Mittel herauskommen. Ich gebe Ihnen ein Beispiel. 
In Bremerhaven bauen sie jetzt drei Schulen. Die 
kosten insgesamt 113 Millionen Euro. Nach 30 Jah-
ren haben wir nach der Vorlage der Stadtverordne-
tenversammlung dafür 250 Millionen Euro bezahlt. 
Wenn das die Lösung ist, die einen investiven Cha-
rakter hat und die dieses Problem der Infrastruktur 
lösen soll, dann weiß ich genau, das ist keine Lö-
sung, das ist ein neues Problem. – Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächster Redner das Wort der 
Abgeordnete Strohmann. 

Abgeordneter Strohmann (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin ja 
ein harmoniebedürftiger Mensch, – 

(Heiterkeit) 

deswegen hoffe ich, dass wir diese Diskussion ein 
bisschen versachlichen. Ich bin dankbar für die Ak-
tuelle Stunde, leider ist das Thema nicht aktuell. 
Dieser Zustand ist permanent und hat sich auch 
verschlechtert, und wir wissen alle, die wir hier sit-
zen und die Menschen in Bremen und Bremer-
haven wissen das auch, dass diese Regierung ihren 
Nachfolgern im nächsten Jahr eine schwere Hypo-
thek beim Sanierungsstau übergeben wird, dass 
wir das lösen müssen. Und wir sehen heute auch 
symptomatisch, dass es auch politisches Versagen 
ist. Dieses Problem ist sehr wichtig und Herr Lohse 
ist in Kattowitz und rettet das Weltklima! 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Da muss er hin, dazu ist er verpflichtet!) 

Ich erwarte von ihm, dass er hier seinen Job macht, 
wofür ihn die Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des bezahlen. 

(Beifall CDU, FDP, BIW) 
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Was hat er da zu suchen? Also, entschuldigen Sie 
bitte, den erkennt doch da gar keiner. Wir wissen, 
dass die Grünen keine Autobahn können, dass sie 
keine Fernstraßen können, wir wissen auch, dass 
sie noch nicht einmal öffentlichen Nahverkehr kön-
nen, und wir haben heute durch Herrn Saxe auch 
gelernt: Sie können ja noch nicht einmal Fahrrad-
brücken. 

(Heiterkeit FDP, BIW) 

Das nur so nebenher. Was mich aber eigentlich är-
gert: Das war ja jetzt nur eine Sachstandsbeschrei-
bung. Was mich ehrlicherweise ärgert ist dieser 
pawlow‘sche Reflex: Der Bund ist schuld. Also ent-
schuldigen Sie bitte: Der Bund ist zwar Inhaber der 
Infrastruktur, aber wir – 

(Zuruf) 

entschuldigen Sie bitte, Eigentümer. Das bleibt ja 
auch so, das ist unverkäuflich, aber wir sind beim 
Bund immer nur Kostenstellen, und es ist immer die 
entscheidende Frage, wie läßt man sich ein? Und 
das ist mein großer Vorwurf an diese Regierung: Es 
interessiert Sie nicht, Sie sitzen es einfach aus. 

(Beifall CDU, FDP, BIW) 

Sie haben ihre Hausaufgaben nicht gemacht. Sie 
haben ja nicht nur das Personal, gerade in der Pla-
nung, immer weiter runtergefahren, sondern Sie 
haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Planungsbehörden immer noch weiter überhäuft 
mit immer noch einem Runden Tisch, immer noch 
einem Runden Tisch. Und hätten wir die Neubau-
ten der Infrastrukturmaßnahmen der Neubauten A 
281 2.2, Wesertunnel, diese ganzen Sachen schon 
viel früher abgearbeitet und nicht noch unsere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in irgendwelche 
Talkrunden geschickt, hätten die auch vielleicht 
mehr Zeit, auch Plan B für eine Brücke zu planen. 
Das ist nämlich das Problem. 

(Beifall CDU) 

Und lieber Herr Saxe, jetzt einmal im Ernst: Mit der 
Statistik, das ist immer so eine Sache. Also: Im 
Durchschnitt ist der Fluss 80 Zentimeter tief, aber 
die Kuh ist trotzdem ertrunken. Und genau so ist 
das: Was nützt das, wenn wir vier Prozent in 
schwierigem Zustand haben. Diese Brücke ist wirk-
lich wichtig für die Wirtschaftsverkehre, für 
100 000 Menschen in Bremen-Nord – 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Und Bremer-
haven!) 

und da kann man das nicht ignorieren, da muss 
man auch nicht mit Statistiken kommen, und auch 
nicht mit Vergleichen: Wir haben gar nicht so viel 
Stau – –. Ja, das ist korrekt, von der Infrastruktur 
sind wir, glaube ich, auch besser aufgestellt als Me-
xiko-City, keine Frage. Es nützt uns hier aber 
nichts. 

(Beifall CDU, FDP, BIW) 

Aber, Frau Sprehe hat recht, wir müssen uns keine 
Sorgen machen. Die machen wir uns auch nicht, 
denn die Lösung ist in Sicht: Wir bekommen end-
lich eine Infrastrukturgesellschaft vom Bund. Der 
Bund übernimmt dann komplett alles und dann 
können Sie gerne auch auf den Bund schimpfen. 
Ich glaube, dann wird es letztlich auch besser. Ich 
glaube, dass ist das Problem, warum der Bund auch 
darauf gedrungen hat, das komplett zu überneh-
men. Damit dieser ideologische Kampf bei Infra-
strukturmaßnahmen endlich aufhört und Infra-
struktur nach fachlichen und sachlichen Aspekten 
neu gebaut oder renoviert wird. 

(Beifall CDU, BIW) 

Bei den Entscheidungen der IGA, so ist die Abkür-
zung, muss man auch wieder sehen, meine Damen 
und Herren, wo sind wir da? Also, dass wir, zehn 
Niederlassungen wird es ja im Bundesgebiet ge-
ben, dass bei zehn, wir sind 16 Bundesländer, dass 
wir da nichts bekommen, da hätte ich noch gesagt: 
Okay. Aber da gibt es ja noch 41 Außenstellen. 
Wissen Sie, wo die sind? In den grandiosen Metro-
polen Oldenburg, Verden, Stade, aber nicht in Bre-
men. Wissen die mehr? Sind die schlauer als wir? 
Warum nicht in Bremen? Wir sind die Insel in Nie-
dersachen, aber, es geht mal wieder komplett an 
uns vorbei. Sei es drum, ich glaube, dass wir ab 
2020 neue Perspektiven haben werden. Wir müs-
sen jetzt Lösungen für dieses akute, konkrete Prob-
lem finden. Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Dass man 
sich bezogen auf die Werkstoffprüfung jetzt hin-
setzt und sagt, die Institute sind ausgelastet, des-
wegen wird das jetzt ein halbes Jahr dauern, damit 
bin ich nicht einverstanden, das sage ich Ihnen 
ganz ehrlich. Genau das ist nämlich das Problem: 
Dass Sie sagen, dass ist so, dann sitzen wir das aus. 
Ich erwarte von dieser Regierung, von diesem Se-
nat, dass Sie sich kümmern. Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass es nur ein Institut in Deutschland gibt, 
das eine Werkstoffprüfung machen kann. Das kann 
ich mir nicht vorstellen! Wenn ich weiß, dass diese 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 6075 

Autobahnbrücke für dieses Land, für unsere beiden 
Städte, wichtig ist, dann schicke ich ein paar Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter los und lasse es ir-
gendwo anders prüfen und sitze das nicht aus. Das 
ist mein politischer Vorwurf an diese Regierung. 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU, BIW) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer. 

Abgeordnete Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Vielleicht sei mir die Bemerkung, Herr 
Strohmann, vorweg gestattet: Sie haben gesagt: 
Was macht Senator Dr. Lohse in Kattowitz? Was hat 
der da überhaupt zu suchen? Einmal abgesehen 
davon, dass er ganz formal als Landesminister für 
Umwelt und Klimaschutz in der föderalen Struktur 
genau für dieses Thema in Deutschland zuständig 
ist, finde ich es richtig, bei einem UN-Klimagipfel, 
bei dem es um das Weltklima geht und Deutsch-
land gerade unter einer schwarz-roten Bundesre-
gierung im Klimaschutz schlechte Zeugnisse aus-
gestellt bekommen hat, dass er dort ist und 
Deutschland aber auch Bremen vertritt, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Jetzt will ich aber vor allen Dingen zu den Brücken 
kommen. Bremen, Stadt am Fluss bedeutet, dass 
man über den Fluss kommen muss, entweder um 
nach Bremen und Bremerhaven zu gelangen oder 
auch innerhalb von Bremen von einer Seite auf die 
andere zu kommen. Als ich vor 27 Jahren nach Bre-
men gezogen bin, da habe ich erst einmal gelernt, 
es gibt eine falsche und eine richtige Flussseite, 
war mir auch neu, und dass es auch dementspre-
chend zwei Deichverbände gibt, links und rechts 
der Weser. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]) 

Brücken verbinden, und ich bin ganz bei Herrn 
Rupp, der gesagt hat, anders als bei den Straßen: 
Wenn nur ein Prozent defekt ist, dann hat man ein 
riesiges Problem. Bei der Straße kann man sie aus-
bessern, kann ein bisschen Teer darüber gießen, 
aber bei der Brücke geht das nicht. Die Verkehrs-
infrastruktur stellt eine wesentliche Basis für eine 
funktionierende Stadt dar, und in der Tat, wir spre-
chen vor allen Dingen heute hier von den Ressour-
cen. Nur, wenn es gelingt, ausreichend Ressourcen 

für den Erhalt der gegenwärtigen Verkehrsinfra-
struktur zur Verfügung zu stellen, dann kann es 
auch zukunftskompatibel mit der Verkehrsinfra-
struktur gerade in einer wachsenden Stadt sein. 

Jetzt ist es schon mehrmals gesagt worden, Bremen 
besteht aus 760 Brücken und 87 Brücken in Bre-
merhaven. Das meiste, muss man auch sagen, sind 
kleine Holzbrücken. Aber ich finde, wir sollten uns 
einmal ansehen, wie viel Verkehrsmengen dort 
hinüberlaufen. Pro Tag queren 270 000 Kfz die Brü-
cken in Bremen. Die Weserbrücke , A 1, dort sind 
es 110 000 Kfz pro Werktag, und davon sind 28 000 
Lkw. Wir reden zwar heute von der Lesumbrücke 
auf der A 27 aber, meine Damen und Herren, wenn 
die Brücke auf der A 1, die Weserbrücke, in einem 
schlechten Zustand ist, dann haben wir noch ein 
weitaus größeres Problem. 

Die Stephanibrücke, B 75, queren 95 000 Kfz, Bür-
germeister-Smidt-Brücke 12 000, Wilhelm-Kaisen-
Brücke 22 000, Erdbeerbrücke 32 000 Kfz pro 
Werktag. Jetzt will ich einmal als Bremen-Norderin 
etwas sagen. Jetzt ist die Brücke der A 27 betroffen, 
es ist vorhin schon gesagt worden: Wie kann man 
Bremen-Nord erreichen? Einmal über die A 27. 
Wenn der Zuweg dort ausfällt, eingeschränkt ist, 
dann hat nicht nur Bremen-Nord ein Problem, son-
dern vor allen Dingen auch die Seestadt Bremer-
haven und auch die Logistik. 

Es gibt die Weserfähren, es gibt die Lesumbrücke, 
die vor Jahren komplett erneuert wurde, weil man 
auch gesehen hat, es gibt Nadelöhre, das sind die 
Brücken, und man muss sie instand halten, oder es 
gibt Umwege über Ritterhude. Klar, das muss man 
einfach an der Stelle auch einmal sagen, und mir 
geht es auch nicht anders: Wer im Stau steht, ist ge-
nervt, Staus sind unangenehm, und es kostet auch 
richtig viel Geld für die Logistik, wenn die Wirt-
schaftsverkehre ausgebremst sind. Ich möchte aber 
einmal sagen, ich bin heute Morgen dort durchge-
fahren um 8.10 Uhr, ich habe genau 2 Minuten län-
ger gebraucht als sonst. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Ich habe gestern 
30 Minuten länger gebraucht als sonst!) 

Ich will das Problem auch nicht schönreden. Es 
wird ein Problem sein, wenn die Brücke nur be-
schränkt befahrbar ist. Jetzt ist es aber so, und da-
raufwurde auch schon hingewiesen, dass die Les-
umbrücke und die Bremer Brücken nicht die einzi-
gen Brücken in Deutschland sind, bei denen es 
Probleme bei Bundesautobahnen gibt. Es ist die 
Rheinbrücke, die Duisburger Brücke. Auf der A 3 
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sind es viele Brücken, die nicht mehr befahrbar 
sind. Auf der A 45, wenn Sie dort entlangfahren, 
sind auf jeder einzelnen Talbrücke zum Teil Fahr-
spuren gesperrt. Es gibt dort alle fünf Kilometer 
Staus. Es ist die A 114, Pankow-Zubringer in Berlin, 
drei Jahre Baustelle, A 7, die Rader Hochbrücke in 
Rendsburg, vielleicht haben es die meisten mitbe-
kommen, weil nämlich ein Großteil von Schleswig-
Holstein fast abgeschnitten war, meine Damen und 
Herren, wegen maroder Betonpfeiler. 

Es ist die A 96 in Landsberg, es ist die A 43 in Reck-
linghausen, und die Liste, wenn Sie googeln, lässt 
sich noch weiter fortführen. Insofern ist es nicht ein 
typisch bremisches Problem, aber das nutzt den 
Leuten, die über die Brücken müssen, auch nicht. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Genau das ist der 
Punkt!) 

Das ist der Punkt, ganz genau. Was ist das Problem 
an diesen ganzen Brücken? Es ist ja schon darauf 
hingewiesen worden. Sie sind in einer Zeit gebaut 
worden, 1949, also sehr alt und auch nicht für diese 
Verkehrszahlen von heute ausgelegt. Die Steige-
rung des Pkw-Verkehrsaufkommens im Stadt-Um-
land-Verkehr und auch die überproportionale Zu-
nahme des Lkw-Verkehrs in Verbindung mit, und 
das gehört auch zur Wahrheit dazu, nicht ausrei-
chenden personellen und finanziellen Ressourcen 
zur Unterhaltung und Sanierung der Verkehrsinf-
rastruktur haben die Brücken beschädigt und auch 
schwer belastet. 

Diese Belastung, diesen Substanzverlust, den mer-
ken wir heute, und das ist besonders prekär bei den 
Brücken, und das führt auch zu Tonnagebegren-
zungen für die Logistik und Hafenstandorte mit ne-
gativen Auswirkungen. Jetzt haben wir regelmäßig 
Berichte in der Verkehrsdeputation. Das Problem 
ist in der Tat nicht neu, aber es gibt auch neue Be-
rechnungen. 

Herr Kastendiek, Sie haben vorhin hineingerufen 
bei der Lesumbrücke, das weiß man seit 2004. Da 
war es ein CDU-Verkehrssenator, der dafür verant-
wortlich war. 

(Zuruf) 

Dann frage ich mich: Warum haben Sie nichts ge-
macht? Warum wurde nichts gemacht? Weil es 
neue Berechnungen gibt, weil es nach Genua auch 
noch einmal eine neue Sensibilität für das Problem 
gibt. Deswegen sind Lösungen gefragt. 

Was wären die Lösungen? Erstens eine Entwick-
lung von Sanierungskonzepten, und zwar zusam-
men mit dem Bund. Es wurde auch schon darauf 
hingewiesen, Bremen überträgt die Zuständigkeit 
für die Bundesstraßen demnächst auch an den 
Bund. Sanierungskonzepte mit der Perspektive 
2035 für Straßen und Brücken. Dann, finde ich, 
müssen wir alle, uns einig sein: Ersatz und Aufsto-
ckung der Entflechtungsmittel ab 2020 und die Be-
reitstellung von Personalressourcen zur Planung 
und Umsetzung der Sanierungskonzepte für Stra-
ßen und Brücken. 

Es braucht mehr Finanzmittel. Jetzt ist vorhin im-
mer gesagt worden: Warum ist nicht so viel abge-
rufen worden? Die Planungs- und Bauleitungskos-
ten sowohl für die Erhaltungs- als auch für die Neu-
baumaßnahmen werden zurzeit von Bremen getra-
gen. Das Land finanziert die Planung, der Bund er-
stattet allerdings nur fünf Prozent der Baukosten 
als Planungskosten. Real sind die Planungskosten 
aber höher und liegen bei 15 bis 20 Prozent. Ab 1. 
Januar 2021 macht das dann der Bund in eigener 
Zuständigkeit. Der Bund plant dann, baut und fi-
nanziert und alles eigenständig ohne die Länder. 

Aber bis dahin brauchen wir dennoch für die Pla-
nungskosten für die A 27, für die Lesumbrücke und 
für die A 1, die Weserbrücke, und gegebenenfalls 
auch für die Stephanibrücke auf der B 75 mindes-
tens 500 000 Euro pro Jahr, um die Ertüchtigungs-
maßnahmen und die Neubauplanung auf den Weg 
zu bringen. 

(Zuruf Abgeordneter Strohmann [CDU]) 

Ich würde jetzt gern einmal im Klartext über Zah-
len reden, was brauchen wir wirklich an Finanzie-
rungsmitteln, weil hier alle nur gesagt haben: Ja, 
wir brauchen mehr Geld. Für die Brückenerhaltung 
stehen derzeit 2,6 Millionen Euro pro Jahr zur Ver-
fügung. Das reicht aber nicht. Man brauchte ei-
gentlich, wenn man es richtig macht, 6 Millionen 
Euro. Das heißt ein Plus von 3,5 Millionen Euro. Für 
den Neubau haben wir zurzeit 4,4 Millionen Euro 
für die kommunalen Brücken. 6,5 Million Euro wür-
den aber benötigt werden, das heißt ein Plus von 
zwei Millionen Euro. Für Personal, für mehr Unter-
haltung und Bau werden zusätzlich drei Stellen be-
nötigt, für die Brückenerhaltungsplanung eigent-
lich auch noch einmal drei Stellen, also sechs Stel-
len. 

Wenn man das zusammenfasst, heißt das 3,5 Milli-
onen Euro mehr für die Brückenerhaltung, zwei 
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Millionen Euro mehr für den Neubau und 0,5 Mil-
lionen Euro mehr für Personal. Das sind sechs Mil-
lionen Euro pro Jahr mehr Aufwand, um den Zu-
stand der kommunalen Brücken der Stadtge-
meinde gegenüber heute zu verbessern. Meine Da-
men und Herren, deswegen müssen wir wirklich in 
den Haushalten schauen, dass wir dieses Geld 
dann auch zur Verfügung stellen. Aber der Bund 
muss sich auch sehr viel mehr um seine Bundesinf-
rastruktur kümmern und auch bezahlen, nicht nur, 
weil es CSU-Verkehrsminister im Bund sind, in 
Bayern investieren, sondern in ganz Deutschland. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Für die Lesumbrücke, meine Damen und Herren, 
stimme ich bei der Handelskammer zu. Wir müssen 
intelligente Zwischenlösungen finden. Ob es eine 
Ersatzbrücke ist, ob es Spannbetonbrückenbau-
teile sind, ich kann mir auch nicht vorstellen, dass 
ein Neubau so lange dauert. Ich bin keine Brücken-
bauexpertin, aber wenn man, – 

(Glocke) 

ich bin sofort fertig, Herr Präsident, – sich umhört, 
dann ist das deutlich schneller zu schaffen, auch in 
etwas von drei Jahren. Die Vorschläge der Han-
delskammer sind konstruktiv. Daher finde ich es 
auch richtig, alle Beteiligten an einen Tisch zu brin-
gen. Den Autofahrern und der Logistik, denen nut-
zen diese gegenseitigen Schuldzuweisungen, wie 
heute Morgen im Parlament, gar nichts. Die erwar-
ten Lösungen, ich habe Ihnen Lösungsvorschläge 
präsentiert. – Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Weber: Als nächster Redner das Wort der 
Abgeordnete Rupp. 

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir noch ein, zwei Bemerkungen: Wir haben 
heute festgestellt, dass der Bund und die Länder 
gemeinsam versäumt haben, die Infrastruktur in 
der Bundesrepublik Deutschland in ausreichen-
dem Maße zu finanzieren und instand zu halten. 
Ich bin mir noch nicht sicher, ob eine Infrastruktur-
gesellschaft auf Bundesebene, die dann alles tun 
soll, das besser macht. Das müssen sie erst noch be-
weisen. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Schlechter 
aber auch nicht!) 

Es wird sich zeigen. In der Regel ist es so, dass nicht 
die Gesellschaftsform darüber entscheidet, ob ein 
Betrieb vernünftig funktioniert, sondern die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter sowie die Führung, 
und da sehe ich die Verantwortung in der Tat beim 
Bundesverkehrsminister. In dem Zusammenhang 
bin ich noch nicht so ganz sicher, ob das gut funk-
tioniert. 

Unabhängig von diesen Fragen gibt es jetzt eine 
sehr konkrete Aufgabe für diese Landesregierung. 
Sie muss jetzt möglichst zügig und möglichst noch 
vor der Wahl erklären, wie man aus diesem Prob-
lem herauskommt. Sie muss, möglicherweise auch 
selbstkritisch, die Ursachen benennen, sie muss 
dem Vorwurf begegnen, dass das Geld, das wir ei-
gentlich gehabt hätten, nicht ausgegeben worden 
ist. Sie muss sich des Weiteren mit dem Vorwurf 
auseinandersetzen, dass wir möglicherweise zu 
wenig Personal haben, um das zu machen, und sie 
muss dafür sorgen, dass wir Übergangslösungen 
und auch langfristige Lösungen aufgezeigt bekom-
men, die wir dann fachlich in der Deputation und 
in den Ausschüssen diskutieren können. Das wäre 
jetzt meines Erachtens der richtige Schritt, und das 
erwarte ich von dieser Landesregierung, denn sie 
hat die Gelegenheit, noch dafür zu sorgen, dass 
wenn sie sagen, sie übernehmen keine Verantwor-
tung für diese Situation, das unter Beweis zu stel-
len, und das diskutieren wir. 

Wir müssen im Sinne einer funktionierenden Infra-
struktur eher aufhören, uns gegenseitig zu erzäh-
len, was wir in der Vergangenheit falsch gemacht 
haben, sondern anfangen zu überlegen, was wir in 
Zukunft richtig machen können. – Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
Herr Staatsrat Deutschendorf. 

Staatsrat Deutschendorf: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Auch mir ist es 
wichtig, eingangs die ganze Thematik in den Ge-
samtzusammenhang einzuordnen. Die Brücken 
sind deutschlandweit in die Jahre gekommen und 
werden derzeit alle überprüft und nachgerechnet. 
Natürlich haben wir mit der Lesumbrücke in Bre-
men ein konkretes Problem, aber es ist am Ende 
auch nicht nur ein Bremer Problem, sondern eine 
deutschlandweite Thematik. 

Die Brücken sind einer steigenden Belastung aus-
gesetzt. Der Verkehr hat als Ganzes zugenommen, 
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das heißt, die Beförderungsleistung auch im 
Schwerverkehr hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten vervielfacht. Das zulässige Gewicht eines 
einzelnen Lkw hat sich verdoppelt, und natürlich 
beobachten wir auch eine deutliche Zunahme im 
Groß- und Schwerlastverkehr. 

Für diese Belastung waren viele Brücken älteren 
Baujahrs nicht ausgelegt. Diese hohe Beanspru-
chung hinterlässt Spuren, und die Brücken, meine 
Damen und Herren, leisten mehr als das, wofür sie 
ursprünglich ausgelegt waren. Da sind wir 
deutschlandweit an einem Punkt, an dem jetzt sehr 
schnell sehr viel passieren muss. Das gilt auch in 
Bremen. Meine Damen und Herren, da werden wir 
an dieser Stelle nicht untätig warten. 

Es ist deutlich geworden, seit 2011 gibt es diese 
neue Nachrechnungsrichtlinie. Der Bund als Ei-
gentümer der Brücken hat uns damit beauftragt, 
diese Nachrechnung durchzuführen. Auch dies fin-
det bundesweit statt. Diese Nachrechnung ist auch 
nicht vergleichbar mit den regelmäßigen Begehun-
gen und der Einordnung in Zustandsklassen, wie 
sie regelmäßig stattfinden. Es handelt sich hier bei 
der Lesumbrücke im Übrigen um Schäden, die man 
äußerlich so nicht direkt sieht, und die Nachrech-
nungsrichtlinie ist nicht vergleichbar mit Untersu-
chungen, wenn man zehn, 15 Jahre zurückschaut, 
da liegt einfach eine andere Systematik zugrunde. 

Diese Nachrechnung machen wir in enger Abstim-
mung mit dem Bundesverkehrsministerium, mit 
dem Eigentümer, und haben dort auch eine Priori-
sierung der Nachrechnung abgestimmt, vereinbart. 
Nach der gehen wir vor. Das orientiert sich an der 
Verkehrsbelastung. Dabei werden natürlich auch 
beispielsweise die Korridore für den Groß- und 
Schwerlastverkehr berücksichtigt. Das hat dazu 
geführt, dass wir mit der A 1, der B 6, B 75 ange-
fangen haben, und wir sind jetzt bei der A 27. 

Die Nachrechnung läuft, wir kommen gut voran. Es 
gibt auch Beispiele, wo Ertüchtigungsmaßnahmen 
schon abgeschlossen sind, das sind zwölf Teilbau-
werke, darunter die Vorlandbrücke, Weserbrücke 
an der A 1 in Uphusen/Mahndorf und der Abschnitt 
an der Unterführung der A 1, Neustadtbahnhof, die 
Brücke von der B 6. Die Ochtumbrücke beispiels-
weise ist gerade im Bau auf der A 1, und wir haben 
auch weitere Bauwerke soweit fertig, dass im kom-
menden Jahr und im nächsten Jahr Baumaßnah-
men stattfinden werden, so zum Beispiel im Zuge 
der B 75. 

Wir haben, und das ist auch wichtig, im Haushalt 
2018 schon mehr Geld zur Verfügung gehabt als in 
den vergangenen Jahren. Für 2019 wird das auch 
so sein, das hat sich fast verdoppelt. Wir haben 
auch im Laufe dieses Jahres bereits Personal auf-
gestockt. Das heißt, wir haben zwei zusätzliche 
Stellen zur Verfügung und die auch besetzt. Meine 
Damen und Herren, das sind erste wichtige 
Schritte. Wir halten es aber auch für erforderlich, 
noch weitere Schritte zu tun, um das zu verstärken, 
diese Anstrengungen, die dort stattfinden. 

Wir haben es deutschlandweit mit einem Investiti-
onshochlauf zu tun. Alle Bundesländer machen das 
gerade, so wie auch Bremen und versuchen, das zu 
bewältigen und so schnell wie möglich die Infra-
struktur zu ertüchtigen. Das geht mit einer Vielzahl 
von Herausforderungen einher, zum Beispiel na-
türlich mit dem Aufbau der Personalressourcen, die 
das am Ende dann umsetzen können, das auch im 
Hinblick auf die Frage: Wie viele Mittel fließen 
denn ab? Aber auch diese Herausforderung ist eine 
bundesweite Herausforderung. 

Meine Damen und Herren, die jetzige Situation an 
der Lesumbrücke im Zuge der A 27, die trifft uns 
hart. Das hat Verkehrseinschränkungen zur Folge, 
aber, das bitte ich auch zu berücksichtigen, sie 
bleibt mit zwei Fahrspuren in beiden Richtungen 
auch nutzbar, durchaus auch eine Variante, die 
man deutschlandweit an vielen Stellen sieht, eine 
Lösung, wie man sie auch im Straßennetz kennt. 

Jetzt gilt es, diesen Zustand so schnell wie möglich 
zu beheben. Das wird durchaus einige Zeit in An-
spruch nehmen. Es ist in weiteren Untersuchungen 
zu klären, die laufen jetzt, welche Maßnahmen 
kurzfristig zu einer Verbesserung der Situation füh-
ren können. 

(Glocke) 

Präsident Weber: Herr Staatsrat, gestatten Sie eine 
Frage des Abgeordneten Eckhoff? 

Staatsrat Deutschendorf: Ja. 

Abgeordneter Eckhoff (CDU): Herr Staatsrat, 
könnten Sie uns noch einmal genau erklären, wenn 
ich Sie gerade richtig verstanden habe, 2011 sind 
Sie vom Bund aufgefordert worden, einige Sachen 
sind ja auch bereits seit 2004 gerade bei der Les-
umbrücke bekannt, dass es eine Konstruktion der 
Fünfzigerjahre war. Könnten Sie uns noch einmal 
erklären, was jetzt tatsächlich konkret dazu geführt 
hat, dass Sie in der vorletzten Woche entschieden 
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haben, die eine Seite der A 27 zu sperren? Also wo 
lagen jetzt Ihre neuen Erkenntnisse? Was hat dazu 
genau geführt, was war in dem Gutachten be-
schrieben, damit man das in der Öffentlichkeit hier 
vielleicht auch noch einmal nachvollziehen kann? 
Auch dazu dienen ja Aktuelle Stunden. 

Staatsrat Deutschendorf: Das sind Ergebnisse aus 
der Materialbeprobung, die Details über die Belast-
barkeit des dort verwendeten Stahls zutage ge-
bracht haben. 

(Abgeordneter Kastendiek [CDU]: Die neu waren?) 

Abgeordneter Eckhoff (CDU): So, und noch einmal 
etwas – Entschuldigung, ich darf ja? 

Präsident Weber: Bitte, Herr Kollege. 

Abgeordneter Eckhoff (CDU): Worin lag der Unter-
schied, worin lag der neue Erkenntniswert, was 
war die konkrete Empfehlung der Gutachter, die zu 
dieser doch sehr kurzfristigen Maßnahme geführt 
haben? Sie haben das Gutachten offensichtlich vor-
liegen, und das können Sie uns hier ja etwas näher 
bringen. 

Staatsrat Deutschendorf: Der Stahl hat beispiels-
weise Einschlüsse, Aufschlüsse im Material aufge-
wiesen. Die entnommenen Proben konnten bei-
spielsweise der erforderlichen Zugbelastung nicht 
standhalten, und das hat den Gutachter dazu ge-
führt, uns zu empfehlen, die Brücke so schnell wie 
möglich aus dem Verkehr zu nehmen. 

(Abgeordneter Kastendiek [CDU]: Das war aber 
2004 auch schon bekannt!) 

Präsident Weber: Haben Sie noch eine weitere 
Frage, Herr Abgeordneter? 

Abgeordneter Eckhoff (CDU): Es gibt ja zwischen 
totaler Sperrung und komplettem Aufmachen ver-
schiedene Zwischenmaßnahmen, die man hätte 
wählen können. Frau Dr. Schaefer hat ja gerade ei-
nige bei anderen Brücken beschrieben. Da gab es 
keine Handlungsspielräume, die Sie gehabt hätten 
nach diesem Gutachten? Der Gutachter hat Ihnen 
also gesagt, Sie müssen diese Brücke sofort wegen 
Gesundheitsgefährdung aus dem Verkehr ziehen? 

Staatsrat Deutschendorf: Das hat der Gutachter 
sehr deutlich ausgeführt. Ich fahre fort. Ich war bei 
der Thematik, es gilt, daran zu arbeiten, diesen Zu-
stand so schnell wie möglich zu beheben. Wir ma-

chen weitere Untersuchungen, und diese Untersu-
chungen werden dann auch zeigen, welche Hand-
lungsoptionen wir auch kurzfristig haben. Es kann 
sein, dass wir den etwas jüngeren Teil zum Beispiel 
noch einmal für Pkw freigeben können. Das ist ein 
mögliches Ergebnis. 

Wir prüfen auch, ob es möglich ist, die Brücke noch 
einmal baulich zu ertüchtigen, um sie in einem 
stärkeren Maße wieder für den Verkehr zur Verfü-
gung zu stellen, und wir werden auch prüfen, ob 
und wie schnell man mit einer Behelfsbrücke die 
Situation verbessern kann. Diese Fragestellung 
steht dann im Zusammenhang mit der Frage: Wie 
und wann steigt man in einen Neubau ein? 

Präsident Weber: Herr Staatsrat, wenn Sie so 
freundlich sind und die Frage des Abgeordneten 
Rupp gestatten? Bitteschön, Herr Abgeordneter 
Rupp. 

Abgeordneter Rupp (DIE LINKE): Herr Staatsrat, 
wann können wir denn mit Ergebnissen rechnen? 

Staatsrat Deutschendorf: Wir rechnen damit bis 
spätestens Mitte des nächsten Jahres. Es wird ein 
paar Monate in Anspruch nehmen. Ich ergänze das 
noch einmal an der Stelle. Das sind durchaus auf-
wendige Verfahren, mit denen die Schweißnähte 
und der Stahl dort untersucht werden, technisch 
aufwendige Verfahren. Dafür muss die Brücke 
auch hergerichtet werden, dass man mit den Mess-
geräten unter die Brücke kommt. Das ist nicht ganz 
einfach. 

(Zuruf: Und jetzt müssen wir einfach einmal neu 
planen?) 

Wir beginnen sofort auch eine Neubauplanung, 
nach dem Stand der uns jetzt vorliegenden Er-
kenntnisse wird das erforderlich sein. Auch hier ist 
es das Ziel, schnell voranzukommen, die Planung 
zu erstellen und das Baurecht zu schaffen. Da wer-
den wir, das streben wir an, ein schlankes Verfah-
ren wählen, aber das steht auch im Zusammenhang 
mit der Frage der Ertüchtigung an dieser Stelle. 
Können wir beispielsweise den Ersatzbau an der 
gleichen Stelle machen, wo jetzt die defekte Brü-
cke steht? Dann gehen wir davon aus, dass wir 
schnell bauen können, schneller auf jeden Fall. 

Präsident Weber: Frau Sprehe, bitte, der Staatsrat 
lässt das zu, bitte. 
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Abgeordnete Sprehe (SPD): Vielleicht kommen Sie 
in Ihrer Rede ja noch dazu, aber mich würde insbe-
sondere interessieren, welche Maßnahmen Sie im 
Bereich ÖPNV vorhaben, um eine Entlastung ins-
besondere für die Pendler jetzt an der Straße tat-
sächlich zu bringen. 

Staatsrat Deutschendorf: Da kann ich zu diesem 
Zeitpunkt, an dieser Stelle, jetzt noch keine kon-
kreten Maßnahmen zusagen, an der Stelle sind wir 
noch nicht. Wir beginnen jetzt sofort, zu prüfen: 
Welche verkehrslenkenden Maßnahmen können 
zu einer Verbesserung der Situation führen und na-
türlich auch, an welchen Stellen ist es möglich, das 
Angebot im öffentlichen Personennahverkehr noch 
einmal zu verstärken, um hier auch die Auswirkun-
gen für die Pendler so gering wie möglich zu hal-
ten? Aber auch das beginnen wir jetzt. 

Was auch stattfinden wird, meine Damen und Her-
ren, und was wir vereinbart haben, ist, in Gesprä-
che einzusteigen mit der Hafenwirtschaft. Wir prü-
fen natürlich auch die Frage, wie es mit den Groß- 
und Schwerlasttransporten weitergehen kann, was 
da über den weiterhin nutzbaren Teil der Brücke 
abgewickelt werden kann und was nicht. 

Präsident Weber: Herr Staatsrat Deutschendorf, 
gestatten Sie eine weitere Frage des Abgeordneten 
Kastendiek? 

Staatsrat Deutschendorf: Ja. 

Abgeordneter Kastendiek (CDU): Ich habe ein 
Verständnisproblem, weil das Problem, das Sie be-
schreiben, ein Vorgang in der Materialherstellung 
der Vierziger- oder Fünfzigerjahre ist. Das haben 
alle Stähle, die im Brückenbau verwandt worden 
sind, Blasenbildung, und einen zweiten Effekt, man 
nennt das Terrassenbruch. 

Man hat damals entsprechend materialgerecht 
konstruiert. Man wusste damals schon, dass es 
diese Materialschwächung gab. Das hat man auch 
2004 entsprechend festgestellt, als es damals da-
rum ging, die Autobahn A 27 von zwei Spuren auf 
drei Spuren zu erweitern. Das Brückenbauwerk 
über die Lesum war damals auch so ein kleines Na-
delöhr an der Stelle, und damals war das alles kein 
Problem. Nun wundert es mich, und deswegen 
meine Frage jetzt, Herr Präsident: Hat das ASV in 
Erwägung gezogen, zu einem eigentlich nicht 
neuen Sachverhalt einmal ein Gegengutachten an-
fertigen zu lassen, um herauszubekommen, ob 
wirklich eine Sperrung des einen Brückenbau-
werks in Richtung Bremen so notwendig ist, wie 

das jetzt im Extremfall auf die Region Bremen-Nord 
und Bremerhaven zukommt? Weil das, was 2004 
okay war, jetzt 2018 nicht okay sein soll? Dafür fehlt 
so ein bisschen das technische Verständnis. 

Staatsrat Deutschendorf: Im Vergleich zum Jahr 
2004 haben sich die Nachrechnungsrichtlinien 
schon sehr deutlich verändert. 

Abgeordneter Kastendiek [CDU]: Gut, das hat der 
Staat mitbekommen, dass die Nachrechnung sich 
verändert hat, ja. Entschuldigung. 

Staatsrat Deutschendorf: Das sind aber die Regel-
werke, auf deren Basis wir deutschlandweit arbei-
ten, mit denen man sich auch mit der Bundesanstalt 
für Straßenwesen verständigt hat, und dieser Ver-
antwortung kommen wir nach, das setzen wir um. 
Aus dem uns vorliegenden Gutachten haben wir 
abgeleitet, dass wir sofort handeln müssen. Wir ge-
hen auch nicht das Risiko ein, uns die Zeit zu neh-
men, das infrage zu stellen und ein Gegengutach-
ten zu machen, sondern wir halten aufgrund der 
uns vorliegenden Erkenntnisse sofortiges Handeln 
für erforderlich. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Meine Damen und Herren, ich komme auch schon 
zum Schluss meines Beitrages zu der Thematik. Es 
handelt sich insgesamt um eine große bundesweite 
Aufgabe, um die es hier geht. Wir arbeiten sehr in-
tensiv daran, das auch hier vor Ort sachgemäß um-
zusetzen und den Anforderungen gerecht zu wer-
den, das immer abgestimmt mit dem Eigentümer, 
dem Bund und dem BVI, und wir halten es auch für 
erforderlich, diesen Bereich weiter zu verstärken, 
finanziell wie auch personell, um den Zustand der 
Brücken in Bremen langfristig zu verbessern. – Vie-
len Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Strohmann. 

Abgeordneter Strohmann (CDU): Herr Präsident 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei den 
Ausführungen des Staatsrats Deutschendorf ist mir 
noch einmal bewusst geworden, und deswegen 
auch noch einmal hier dieser Appell: Sie haben uns 
in blumigen Worten erklärt, schuld sei ja der Bund, 
sowieso, auch weil die Verkehre zugenommen ha-
ben. 
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Ja, das ist korrekt, aber das wussten wir vor 30 Jah-
ren auch schon, dass perspektivisch die Verkehre 
zunehmen, und wir haben auch ein großes Inte-
resse, dass auf der A 27 die Verkehre zunehmen, 
auch die Schwerlasttransporte, weil der Hafen eine 
Hauptschlagader unserer Wirtschaft ist. Deswegen 
finde ich das ein bisschen eigenartig. 

Jetzt komme ich zu dem Thema: Sie wussten seit 
dem Jahr 2004, dass da alte Stähle eingebaut wer-
den, dass es da Probleme gibt. Im Jahr 2011 gab es 
dann den Erlass des Bundesverkehrsministeriums 
und jetzt ist die Frage: Sie haben heute zu uns ge-
sagt, Sie fangen jetzt sofort mit der Planung einer 
neuen Brücke an. Wir haben das Jahr 2018. Jetzt 
frage ich Sie: Was haben Sie die letzten zehn Jahre 
gemacht? Es tut mir leid, Sie haben nichts gemacht. 
Sie haben das Thema ausgesetzt, und das ist wirk-
lich der eigentliche Skandal, dass Sie hier auf dem 
Rücken der Arbeitsplätze Ihre Politik machen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Jetzt abschließend noch ein Satz. Frau Dr. Schaefer 
hat uns das ja vorgerechnet, was das alles kostet, 
und wir müssen es ja im Moment noch – 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Mehr kostet!) 

mehr kostet, was jetzt im Moment – –. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Und wo wir 
entlangfahren können!) 

Sie haben eben gesagt, dass wir jetzt nur für die 
Brücken jährliche Planungskosten von 500 000 
Euro hätten, das habe ich zumindest so verstanden. 
Ich habe einen Finanzierungsvorschlag: Verzich-
ten wir doch einmal drei Jahre lang auf Fahrradbü-
gel. Das sind nämlich 700 000 Euro jedes Jahr. Das 
ist eine schöne Sache, aber ich glaube, dass unsere 
Brücken wichtiger sind, und dann haben wir auch 
eine Gegenfinanzierung, und dann können Sie 
auch planen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Weber: Möchten Sie eine Kurzinterven-
tion? Bitte, Frau Kollegin. 

Abgeordnete Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Vielen Dank, Herr Präsident! Ich glaube, es 
macht wenig Sinn, jetzt einen Finanzierungsvor-
schlag zu machen, Herr Strohmann, bei dem man 

ein Verkehrsmittel wie das Fahrrad gegen ein an-
deres ausspielt, und sagt: Dafür brauchen wir kein 
Geld. Mir würden viele andere Sachen einfallen, 
bei denen man vielleicht auch Geld sparen könnte. 
Auch da gibt es dann wiederum andere Interessen. 

Ich glaube, wir sollten konstruktiv rangehen. Ich 
bin mir sicher, – 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Ein Finanzie-
rungsumschlag ist wohl konstruktiv!) 

das hatte ich ja gesagt, wir brauchen mehr finanzi-
elle Mittel, damit wir im Haushalt 2020, wo es auch 
mehr Spielraum gibt, diese Summe garantiert auf-
bringen können. Aber wir leben auch, und das mag 
Ihnen nicht gefallen, in einer Zeit des Klimawan-
dels und 25 Prozent der Bremerinnen und Bremer 
nutzen das Fahrrad tagtäglich als einziges Ver-
kehrsmittel. Dann kommen Sie doch nicht und sa-
gen, dann sollen die darunter leiden, weil wir jetzt 
eine Brücke sanieren müssen, weil es im Übrigen 
durch das Materialprüfungsamt neue Erkenntnisse 
gibt. Das wurde ja jetzt auch mehrmals erläutert, 
was der Unterschied zu dem Jahr 2004 ist. 

Machen Sie nicht den Fehler, das eine Verkehrs-
mittel gegen das andere auszuspielen, das finde ich 
nicht redlich. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Steiner. 

Abgeordnete Steiner (FDP)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ganz 
kurz, Frau Dr. Schaefer, ich glaube, niemand will 
hier Fahrradfahrer gegen Autofahrer austauschen. 

(Zuruf) 

Nein, ich habe Herrn Strohmann auch anders ver-
standen. Ich glaube tatsächlich, dass es eher darum 
geht: Wo könnte man sparen, und wie kann man 
das Ganze angehen? Ich glaube, wir sollten uns 
hier in dem Haus eher darauf verständigen, dass 
man tatsächlich über freie Fahrt redet, Herr Saxe, 
aber dann doch bitte für alle. 

(Beifall FDP) 

Und zwar für Fahrradfahrer, für Fußgänger, für Au-
tofahrer und für Lkw-Fahrer. Bei Ihnen kommt mir 
das ehrlich gesagt immer ein bisschen zu kurz, 
denn Sie reden immer nur über das eine, so wie Sie 



6082 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 

uns das andere vorwerfen. Wenn ich Herrn Deut-
schendorf eben zugehört habe, muss ich sagen: 
Herr Staatsrat, bei Ihnen klingt das immer alles to-
tal charmant. Aber in 30 Jahren, hat Herr Stroh-
mann gerade gesagt, weiß man, dass sich der Ver-
kehr verändert, ja, ich würde weitergehen. Wir wis-
sen auch, dass sich die Lkw-Struktur verändert hat. 
Wir wissen, dass das Gewicht sich verändert hat. 
Wir wissen, dass der Warenverkehr allein durch Di-
gitalisierung massiv zugenommen hat. 

Da hätte man vorausschauend planen können. Ich 
meine, dass ein Stahl von 1949 heute nicht mehr so 
hält wie damals, das hätte man auch schon früher 
einmal merken können. 

(Beifall FDP) 

Wenn wir uns die Prüfungen anschauen, die es 
gibt, und Sie sagten ja, es gibt diese Prüfungen, 
dann frage ich mich tatsächlich, erstens: Haben 
sich die Prüfungsintervalle denn auch verändert? 
Denn wenn wir mehr Verkehre haben, dann müss-
ten wir logischerweise auch die Prüfungsintervalle 
erhöhen. 

(Vizepräsident Imhoff übernimmt den Vorsitz.) 

Auf der anderen Seite frage ich mich: Wie ist denn 
die Prüfungstiefe? Wenn Sie, genau wie Immobi-
lien Bremen die Schulen prüft, indem sie oberfläch-
lich schauen, ob die Toilette noch benutzbar ist o-
der nicht – hält die Brücke oder nicht, dann werden 
wir uns keinen Gefallen damit tun. Und ich will da-
von absehen, dass wir hier das nächste Genua wer-
den. Da erwarte ich, dass Sie etwas tun und dass 
unsere Brücken halten, und das frühzeitig. 

(Beifall FDP) 

Ich glaube tatsächlich, vielleicht als Letztes noch: 
Herr Saxe, Sie sagten, wir hätten kein Verkehrs-
chaos und die Statistiken besagen dies oder das. 
Das ist so ein bisschen, hier sitzt ja auch unser Se-
nator für innere Sicherheit, wie die Statistiken bei 
Sicherheit, die auch sagen, dass es sicherer gewor-
den ist. Aber die gefühlte Sicherheit hat sich eben 
verändert. Und Statistiken helfen uns überhaupt 
nicht weiter. Wenn nämlich in dem Moment – 

(Zuruf Abgeordneter Saxe [Bündnis 90/Die Grü-
nen]) 

die Leute von Bremen nach Delmenhorst fahren, 
Herr Saxe, und dafür eineinhalb Stunden brau-
chen. 

(Zuruf Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grünen]: Ja, 
da bin ich mit dem Zug auch wirklich schneller!) 

Es kann nicht sein, dass Sie nicht mehr draußen 
wohnen können, weil Sie da nicht mehr hinkom-
men. Es kann nicht sein, dass Sie nicht mehr zur 
Arbeit kommen können, weil Sie morgens statt 30 
Minuten auf einmal eineinhalb Stunden brauchen. 
Da helfen Statistiken uns nicht weiter, wenn es in 
Borgfeld läuft oder meinetwegen in Gröpelingen 
aber in den Hauptverkehrsadern nun einmal der 
gesamte Verkehr zusammenbricht. Da müssen wir 
frühzeitig gegensteuern und das ist auch unsere 
Verantwortung. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Herr Staatsrat Deutschendorf. 

Staatsrat Deutschendorf: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Auf zwei Punkte 
möchte ich kurz etwas erwidern. 

Zum einen, Herr Strohmann, ich habe in meinem 
Beitrag schon sehr deutlich gemacht, wie und wa-
rum wir Prioritäten gesetzt haben und was wir in 
den letzten Jahren auch schon geleistet haben und 
welche Maßnahmen bereits umgesetzt sind, wel-
che als nächstes kommen. Diese Beispiele habe ich 
an dieser Stelle benannt. 

Nun kurz zu Ihnen, Frau Steiner: Man hat im Jahr 
2011 diese Nachrechnungsrichtlinie genau aus 
dem Grund gemacht, weil man diese zunehmen-
den Belastungen beobachtet und festgestellt hat. 
Deswegen gibt es die Nachrechnungsrichtlinie, 
und die wird jetzt stückweise in ganz Deutschland 
umgesetzt, und alle Bauwerke werden daraufhin 
überprüft, in einer Reihenfolge, die wir uns gege-
ben haben. Das ist das, was jetzt gerade läuft, und 
was wir umsetzen. 

(Abgeordnete Steiner [FDP]: Das ist 7 Jahre her!) 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen. 

Konsensliste 
Mitteilung des Präsidenten der Bremischen 
Bürgerschaft 
vom 10. Dezember 2018   
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Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen 
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Konsensliste zu. 

(Einstimmig) 

Bericht zum Rechtsanspruch auf Erläuterung von 
amtlichen Bescheiden in „Leichter Sprache“  
Mitteilung des Senats vom 18. September 2018  
(Drucksache 19/1827)  

Wir verbinden hiermit: 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Bremischen 
Behindertengleichstellungsrechts  
Mitteilung des Senats vom 18. September 2018  
(Drucksache 19/1826)  
2. Lesung  

und 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Bremischen 
Behindertengleichstellungsrechts  
Bericht und Änderungsantrag der staatlichen De-
putation für Soziales, Jugend und Integration  
vom 11. Dezember 2018  
(Drucksache 19/1961)  

sowie 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
– subjektive Rechte ins Bremische Hochschulge-
setz aufnehmen  
Antrag (Entschließung) der Fraktionen Bündnis 
90/Die Grünen, der SPD und der FDP  
vom 11. Dezember 2018  
(Drucksache 19/1962)  

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Stah-
mann. 

Meine Damen und Herren, die Bürgerschaft (Land-
tag) hat den Gesetzentwurf in ihrer 69. Sitzung am 
26. September 2018 in erster Lesung beschlossen 
und zur Beratung und Berichterstattung an die 

staatliche Deputation für Soziales, Jugend und In-
tegration überwiesen. Die Deputation legt mit der 
Drucksache 19/1961 ihren Bericht und Änderungs-
antrag dazu vor. 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Görgü-Philipp. 

Abgeordnete Görgü-Philipp (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Wir wollen eine inklu-
sive Gesellschaft. Wir wollen, dass alle Menschen 
die gleichen Zugangsmöglichkeiten haben. Das 
hier vorliegende Gesetzespaket zeigt, wie ernst wir 
es meinen. Es ist ein eindrucksvolles Paket, das 
umfangreiche neue Regelungen beinhaltet. Den 
Menschen mit Behinderungen in Bremen und Bre-
merhaven wird es zugutekommen, und zwar spür-
bar. 

Die Weiterentwicklung des Bremischen Behinder-
tengleichstellungsgesetzes nach 15 Jahren war 
notwendig geworden, da sich unter anderem das 
Verständnis von Inklusion deutlich weiterentwi-
ckelt hat. Wir fangen insgesamt nicht bei null an. In 
vielen Bereichen ist die Herstellung der Barriere-
freiheit schon erreicht beziehungsweise bereits an-
geschoben. Dass aber die Fortschreibung der In-
klusion über die Jahre immer wieder ein Thema 
sein wird, ist für uns klar. 

Es ist daher auch kein Zufall, dass die Berichterstat-
tung über den Stand der Gleichstellung in einem 
eigenen Paragrafen geregelt wird. Viele Gesetze 
müssen immer wieder daraufhin angeschaut wer-
den, ob sie inklusiv sind. In diesem Zusammenhang 
möchte ich kurz den Entschließungsantrag meiner 
Fraktion zur Aufnahme subjektiver Rechte ins Bre-
mer Hochschulgesetz erwähnen. 

Mit Blick auf die vergangenen Monate ist anzumer-
ken, dass die Art und Weise, wie die neuen Rege-
lungen des Gesetzes entstanden sind, selbst schon 
ein Ausdruck dafür ist, es mit der Inklusion ernst zu 
meinen. Die Beteiligung der Verbände und des 
Landesbehindertenbeauftragten war sehr groß. 
Daher möchte ich an dieser Stelle meinen Dank für 
die vielen Stunden konstruktiver und nach vorn ge-
richteter Zusammenarbeit aussprechen. Herzli-
chen Dank an die Verbände, an den Landesbehin-
dertenbeauftragten Herrn Dr. Steinbrück und sein 
Team! 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1827
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1826
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1961
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1962
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1961
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Leider konnten wir nicht alle Forderungen über-
nehmen. Insbesondere gegenüber der von Ver-
bandsseite gewünschten Erweiterung des Ver-
bandsklagerechts müssen wir als Gesetzgeber be-
tonen, dass es wichtig ist, hier rechtssichere Formu-
lierungen in das Gesetz zu übernehmen. Das Ver-
bandsklagerecht ist in der bestehenden Form be-
reits umfassend. Eine Neuheit im Gesetz, die ich 
sehr begrüße, ist die Einrichtung einer Schlich-
tungsstelle. Konflikte und mögliche Verstöße ge-
gen das Gleichstellungsgesetz sollen dort außerge-
richtlich geklärt werden. 

Insgesamt kann ich nur sagen, das Gesetz ist gut 
geworden. Einzelne Punkte möchte ich erwähnen. 
Dazu gehört die Regelung zur leichten Sprache. 
Sowieso sollen Behörden zum einem grundsätzlich 
angehalten sein, Formulare, Verordnungen und 
Dokumente für die Betroffenen verständlich zu er-
läutern. Sollte dies noch nicht hilfreich sein, so soll 
auf Verlangen der Betroffenen der Vorgang in 
leichte Sprache übersetzt werden. 

Ich bin froh darüber, dass wir solch ein umfassen-
des Behindertengleichstellungsgesetz in Bremen 
heute beschließen und freue mich über eine breite 
Zustimmung. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Möhle. 

Abgeordneter Möhle (SPD)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Als ich 
vor ungefähr 19 Jahren zum ersten Mal Abgeord-
neter dieses Parlaments geworden bin und in der 
Baudeputation war, gab es einen Ausschuss für Be-
hinderte. Wenn ich mir ansehe, wo wir heute ste-
hen, in der Frage der Inklusion, in der Frage der 
Teilhabe, mit diesem Thema, dann will ich an die-
ser Stelle einfach einmal sagen, dass im Laufe der 
Zeit eine ganze Menge Positives passiert ist. 

Ich finde, man kann nach vorn schauen und sagen, 
es sind noch ganz viele Aufgaben vor uns. Man 
muss aber auch fragen: Was hat man eigentlich 
schon erreicht? Ich finde, das ist nicht unerheblich, 
und deswegen finde ich es wichtig, das zu erwäh-
nen und auch die Schwierigkeiten, die es macht in 
dem Bereich voranzukommen, die sind durchaus 
vorhanden. 

Ich habe das auf dem Behindertenparlament, das 
hier kürzlich stattgefunden hat, auch genauso ge-
sagt. Ich habe aber dann auch gesagt, dass jeder, 
der das möchte – und ich finde, das muss man wol-
len – dass jedem, der das will, klar sein muss, dass 
das mehr Geld kostet. Das ist nicht umsonst zu ha-
ben. Wenn ich hier die Diskussion verfolge, in der 
immer gesagt wird: Na ja, demnächst haben wir ja 
mehr Spielraum. Das mag sein. Wenn ich alle Schu-
len, alle Gebäude, Neubauten ja sowieso, aber 
auch Altbauten barrierefrei hinbekommen will, 
wenn ich alle Einrichtungen in dieser Stadt, in die-
sem Bundesland barrierefrei, behindertengerecht 
machen will, dann kostet das mehr Geld. 

Ich finde, dass man das auch als eine der Prioritäten 
setzen muss. Wir können nicht so tun, als wäre das 
ein Randproblem. Wir haben Behinderte in dieser 
Stadt. Im Übrigen, jeder, der glaubt, dass er heil 
durchs Leben kommt und dann vielleicht nicht in 
irgendeiner Weise einmal behindert wird, hat ja 
Glück. Wir werden alle älter, und wenn man dann 
sieht, wie viele Menschen auch gerade im Alter auf 
einen Rollstuhl angewiesen sind - - -. Das ist ja eine 
viel breitere Entwicklung, der wir da Rechnung tra-
gen müssen. 

Ich glaube, dass das Gesetz, das jetzt hier vorliegt, 
dem entspricht, was die UNO-Behindertenkonven-
tion möchte, nämlich Teilhabe umfänglicher Art für 
alle Menschen mit jedweder Behinderung. Das 
muss das Ziel sein, und der Weg ist noch sehr lang. 

In den ersten Diskussionen, deswegen erwähnte 
ich das in der Deputation für Umwelt, Bau, Ver-
kehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft, haben die Rollstuhlfahrer gemeint, man 
müsste die Bordsteinkanten absenken, weil sie 
dann besser durch den Verkehr kommen. Dann ka-
men die Blindenverbände und haben gesagt: Wenn 
ihr uns die Kanten wegnehmt, haben wir keine Ori-
entierung mehr im Stadtteil. 

Ich sage: Es ist nicht immer nur leicht, sich in der 
Frage so zu entscheiden, dass man am Ende zu ei-
nem Kompromiss kommt, dass alle etwas davon ha-
ben, dass es wirklich weiterhilft, diese Stadt behin-
dertengerecht zu machen. Noch einen Punkt will 
ich erwähnen: Es geht nicht nur darum, dass das 
eine Frage der Sozialpolitik ist. Das ist eine Frage 
der Arbeitsmarktpolitik, der Baupolitik, der Kultur-
politik. Alle politischen Bereiche sind davon betrof-
fen. 

Wenn wir wollen, und deswegen haben wir – –. Das 
ist ja nicht nur der Antrag der Grünen, die SPD hat 
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den Entschließungsantrag ja auch unterstützt, so 
gesehen muss man das an dieser Stelle noch einmal 
begründen. Da aus dem Wissenschaftsressort die 
Frage kam, welche Rechte letztlich tatsächlich kon-
kret einklagbar seien, fordern wir jetzt mit diesem 
Entschließungsantrag, dass man darüber nach-
denkt, welche das sein können, um sie dann beizei-
ten – das machen dann wahrscheinlich andere als 
wir hier in dieser Zusammensetzung – in ein Gesetz 
hineinzuschreiben. 

Ich will noch kurz einen Satz zu der Frage der leich-
ten Sprache sagen. Jeder, der hier im Parlament 
sitzt und Vorlagen des Senats bekommt, wünscht 
sich gelegentlich schon: Könnte das nicht ein biss-
chen verständlicher formuliert werden? 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Als Nichtbehinderter hat man schon Probleme, die 
Dinge zu verstehen. Den Anspruch zu formulieren, 
dass alle Menschen das, was Behörden aufschrei-
ben, möglichst verstehen können sollen, diesen 
Anspruch halte ich für außerordentlich berechtigt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Jetzt muss man nicht glauben, dass das in leichter 
Sprache so ganz leicht ist. Das merkt man hier 
schon bei einigen Rednern. Da hört man zu und 
denkt: Na ja, leicht zu verstehen war das jetzt viel-
leicht auch noch nicht. Da muss man sich Mühe ge-
ben, daran muss man arbeiten. Es gibt mittlerweile 
sogar Büros, die Übersetzungen von schwierigen 
Texten in leichte Sprache machen. Auch das ist ja 
eine Möglichkeit, da voranzukommen. 

(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vorsitz.) 

Ich sage Ihnen: Letztendlich haben wir im Gesetz-
gebungsverfahren eine Anhörung gemacht, wir ha-
ben viele Diskussionen geführt, wir haben mit den 
Verbänden geredet, mit den Behindertenverbän-
den, mit allen möglichen Ressorts. 

Das, was jetzt vorliegt, ist ein Kompromiss. Die Be-
hindertenverbände werden an einigen Stellen 
nicht erfreut sein. Die hatten sich das eine oder an-
dere noch ein bisschen weitergehender verspro-
chen, aber ich finde, das ist ein Kompromiss, der 
sich sehen lassen kann, der aus meiner Perspek-
tive, aus meiner Sicht, auch ein Meilenstein in die-
ser Frage ist. 

So gesehen bitte ich erst einmal um Zustimmung zu 
dem Gesetz, aber auch zu dem Entschließungsan-
trag, denn er hilft, auch in Zukunft die Fragen, was 
in der Wissenschaft als subjektive Beeinträchtigun-
gen verstanden wird, zu definieren, um das dann in 
Gesetzesform umsetzen zu können. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Frau Grönert das Wort. 

Abgeordnete Grönert (CDU): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Mit der heutigen Ab-
stimmung zur Neufassung des Bremischen Behin-
dertengleichstellungsgesetzes wird ein langer Dis-
kussionsprozess endlich abgeschlossen. Gestartet 
wurde er mit einem durchaus von allen Seiten ak-
zeptierten und engagierten Beteiligungsverfahren, 
doch leider endete dieser Prozess dann doch etwas 
holprig. 

Es lief zuerst wie in vielen anderen Beteiligungs-
prozessen auch. Der erste Entwurf blieb noch etwas 
hinter dem zurück, das am Ende dann eben doch 
möglich ist. Es folgten auch Nachverhandlungen, 
und ein zweiter verbesserter Entwurf wurde vorge-
legt. Allerdings passierte dann eben etwas, was 
den Prozess empfindlich störte. Der dritte und ei-
gentlich letzte Entwurf enthielt plötzlich Änderun-
gen, die wieder hinter die bereits erreichten zu-
rückfielen. Damit wollten sich aber die vom Gesetz 
Betroffenen nicht abfinden, und so flammte die Dis-
kussion auf den letzten Metern erneut wieder auf. 

Dieser Verlauf wirft nur leider einen kleinen oder 
vielleicht größeren Schatten auf die eigentlich gut 
gestartete Diskussion. Ich will nicht missverstan-
den werden. Wir werden ja dem Gesetz und auch 
all den Anträgen heute zustimmen, weil wir den 
Eindruck haben, dass sich dadurch vieles zum Po-
sitiven ändern kann. Doch die herausfordernden 
Diskussionen der letzten Wochen sollten nicht ein-
fach unter den Tisch fallen. 

(Beifall CDU, DIE LINKE) 

Sehr hilfreich für den ganzen Prozess war natürlich, 
dass das bremische Gesetz eng am Behinderten-
gleichstellungsgesetz des Bundes und ebenso auch 
an der EU-Richtlinie 2016/2102 ausgerichtet wer-
den musste. Die Vorgabe für Bremen war dabei, 
und das war auch das Vorhaben und das Anliegen 
aller, nicht hinter Bundesrecht und EU-Vorgaben 



6086 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 

zurückzubleiben. Dem wird, wenn in manchen Au-
gen auch nur knapp, mit diesem Gesetz Rechnung 
getragen. 

Das Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes 
lieferte Bremen auch direkt eine Steilvorlage für 
den Antrag, offizielle Bescheide bei Bedarf auch in 
„Leichter Sprache“ zu übermitteln. Bereits im Ja-
nuar 2016 beschloss nämlich die Bundesregierung 
genau diesen Punkt in § 11, und die Bremer Koali-
tion griff ihn dann eineinhalb Jahre später auch für 
Bremen auf. Deshalb stimmen wir diesem Antrag 
auch gern zu. 

Beim Thema „Leichte Sprache“ komme ich aller-
dings nicht umhin, an einen Antrag zu erinnern, 
den ich schon im Jahr 2012 hier in die Bürgerschaft, 
auch übersetzt in die Leichte Sprache, eingebracht 
habe. Politische Initiativen, die Menschen mit Be-
hinderungen betreffen, sollten erst einmal bis zum 
Ende der damaligen Legislaturperiode in 2015 
auch in die Leichte Sprache übersetzt vorgelegt 
werden. Trotz aller Zustimmung hier im Parlament 
wurde dieser Antrag aber nie umgesetzt, und bis 
heute wurde keine Vorlage von der Bürgerschaft in 
Leichter Sprache vorgelegt. 

So reden wir immer wieder nur, wie auch heute 
über die Leichte Sprache, anstatt sie auch einmal 
zu benutzen. Denn auch der heutige Antrag von 
SPD und Grünen auf ein Recht auf Leichte Sprache 
im Verwaltungsverfahren kommt leider nur in 
schwerer Sprache daher. Er ist gespickt mit Aussa-
gen wie komplexe Satzgebilde, kognitive Beein-
trächtigungen und funktionalen Analphabetismus. 
Das ist für viele Menschen keine leichte Kost, 
meine Damen und Herren. Der Weg von der Theo-
rie zur Praxis ist also offensichtlich noch viel weiter 
als man denkt. So viel dazu. 

Intensiv beschäftigt hat alle Fraktionen besonders 
die Frage, welche Rechte den Verbänden im Rah-
men des Verbandsklagerechts eingeräumt werden 
sollten. Im Fokus stand dabei auch die Kostener-
stattung für Klagen, und das nur für solche mit Aus-
sicht auf Erfolg. Doch auch wenn ich keine Juristin 
bin, kann ich nachvollziehen, dass hier nicht so 
weitgehende Rechte eingeräumt wurden, wie es 
sich die Behindertenverbände gewünscht hätten. 

Auch andere Bundesländer haben ihren Verbän-
den solche Rechte nicht einfach eingeräumt. Je-
denfalls ist mir nicht bekannt, dass das in einem 
Maß geschehen wäre, dass man sich hier in Bremen 
hätte darauf berufen können. Doch trotzdem ist 
auch dieses Thema ja nicht endgültig vom Tisch. 

Deutlich wird das an Projekten wie zum Beispiel 
dem des Deutschen Blinden- und Sehbehinderten-
verbandes e. V. Von der Aktion Mensch gefördert, 
werden für drei Jahre kleinere und mittlere Selbst-
hilfeverbände zum Verbandsklagerecht beraten 
und geschult. Geeignete Fälle werden gegebenen-
falls auch vor Gericht gebracht, um Erfahrungen zu 
sammeln, von denen dann wiederum alle profitie-
ren können. 

Das Ende der Fahnenstange ist noch nicht erreicht, 
aber unter dem Strich bin ich auch froh, dass wir 
dieses Gesetz mit all seinen Neuregelungen heute 
in die Praxis verabschieden können. – Danke! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Wir 
reden über das Bremische Behindertengleichstel-
lungsgesetz. Das macht deutlich, dass wir wieder 
einmal an einer Stelle sind, an der Bremen zeigen 
kann und auch zeigt, wie fortschrittlich wir sind, 
wenn es darum geht, Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen zu sehen, umzusetzen und ihnen 
auch Gesetzeskraft zu geben. 

Angeregt durch Diskussionen hier, aber auch nicht 
zuletzt durch die UN-Behindertenrechtskonven-
tion, hat sich die Gesellschaft immer mehr dazu 
entwickelt zu sehen, dass Menschen gleiche 
Rechte haben und die Rechte von Behinderten 
auch als Menschenrechte gesehen und akzeptiert 
werden. Dass es um Teilhabe geht, dass alle Men-
schen die Möglichkeit haben oder bekommen müs-
sen, an unserer Gesellschaft und am Leben betei-
ligt zu sein. 

Dabei besteht kein Zwang zur Teilnahme, wie ich 
immer gern betone, aber die Möglichkeiten müs-
sen wir schaffen, damit Menschen mit Beeinträch-
tigungen am gesellschaftlichen Leben mitwirken 
und teilhaben können. Das ist doch ein weiter Pro-
zess, den wir in den letzten Jahrzehnten bezogen 
auf das Verständnis vom Umgang mit Menschen 
mit Beeinträchtigungen zurückgelegt haben. 

Auch, wie es hier war, wir haben das eben von 
Herrn Möhle gehört: Dass wir zu Anfang im We-
sentlichen über körperliche Beeinträchtigungen 
geredet haben, die bauliche Veränderungen nach 
sich gezogen haben, was richtig und wichtig war. 
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Aber dass wir lange nicht dabei stehen geblieben 
sind, dass wir heute darüber diskutieren, welche 
Nachteilsausgleiche es an der Universität geben 
muss, damit dort Menschen mit körperlichen aber 
auch mit psychischen Beeinträchtigungen und mit 
Entwicklungsstörungen gleichberechtigt teilhaben 
können und Bildung auf dem Niveau erfahren, wie 
sie es haben wollen und auch können. Das ist doch 
ein richtiger und wichtiger Schritt. Deswegen ist es 
auch wichtig, dass wir hier dem Wunsch nachkom-
men oder in die Richtung gehen, definieren zu wol-
len, was denn an Nachteilsausgleichen gewährt 
wird. 

Es geht doch darum, zu sehen, dass wir als Gesell-
schaft eine Gemeinschaft sind, in der alle zusam-
menleben können und wollen und dass jeder 
Mensch anders ist, dass Behinderung und Beein-
trächtigung eine Kategorisierung ist, die aber 
nichts anderes bedeutet als festzustellen, dass jeder 
Mensch anders ist und wir auf das Individuum ein-
gehen müssen, damit es teilnehmen kann. Deswe-
gen ist es auch richtig, dass, wenn es Konflikte gibt, 
eine Schlichtungsstelle tätig wird und diese ent-
sprechend gestärkt wird. 

Aber es ist genauso richtig, dass wir Leichte Spra-
che, einfache Sprache, wie ich es immer gern 
nenne, weil ich Freund des Genitivs bin, dass wir 
einfache Sprache realisieren, damit deutlich wird, 
dass diese Menschen ein Recht haben, zu verste-
hen, welche Regelungen sie betreffen und welche 
Regelungen es in der Gesellschaft gibt, damit sie 
ihren eigenen Willensbildungsprozess machen und 
mitmachen können. 

(Beifall FDP) 

Dass wir dazu beitragen, dass jeder Mensch hier in 
unserer Gesellschaft selbstbestimmt leben kann, 
und das heißt auch, selbstbestimmt entscheiden 
kann. Deswegen müssen wir diese Prozesse auch 
weitergehen. Wir werden noch weiterdiskutieren 
über Änderungen bei der Eingliederungshilfe, 
beim Bundes-Teilhabe-Gesetz und so weiter. Das 
wird uns nicht genommen werden. Wir werden 
auch weiter die Verbandsklage diskutieren müs-
sen, weil wir prüfen müssen, ob die jetzige Rege-
lung tatsächlich das erfüllt, was sich diejenigen, die 
sich nur auf diesen Kompromiss einlassen wollten, 
davon versprechen, oder ob es doch hätte weiter-
gehen müssen, wie der Landesbehindertenbeauf-
tragte, der Teilhabebeirat und andere gefordert ha-
ben. 

Insofern sagen wir als Fraktion der FDP: Ja, wir 
stimmen dem zu, weil es eine Verbesserung ist, 
und wir wollen Verbesserungen in diesem Bereich. 
Wir hätten uns aber deutlich mehr gewünscht und 
hätten uns auch auf mehr einlassen können. Wenn 
die Mehrheit dafür nicht da ist, müssen wir das als 
Opposition akzeptieren und können es nicht an-
ders erreichen. Aber über diese Verbesserungen 
sind wir uns einig und wir sind gern dabei, denn es 
geht darum, zu sehen, dass jeder Mensch anders 
ist. Wir müssen auf jeden eingehen, und wir müs-
sen jedem eine möglichst selbstbestimmte Teilhabe 
in unserer Gesellschaft ermöglichen. Damit gehen 
wir mit diesem Gesetz, mit dem Antrag zur Leich-
ten Sprache, mit den Änderungen, die über die De-
putation eingebracht worden sind und mit dem 
Entschließungsantrag den richtigen Weg. Wir wer-
den allem zustimmen. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Erlanson. 

Abgeordneter Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren! Wir debattieren heute über das Behinder-
tengleichstellungsgesetz und über einen Entschlie-
ßungsantrag. Um es vorwegzunehmen, weil die 
Materie doch, wenn man sie im Detail ansehen will, 
ein bisschen schwieriger ist, will ich gleich sagen, 
wir werden als Fraktion DIE LINKE dem Entschlie-
ßungsantrag auf jeden Fall zustimmen, weil wir 
glauben, da ist eine Stelle benannt worden, an der 
man noch einmal genauer hinsehen muss, und das 
finden wir gut. 

Für das Gesetz selbst werden wir uns enthalten. 
Das möchte ich jetzt kurz begründen. Wir haben, 
und Frau Grönert hat das wirklich wieder hervor-
ragend zusammengefasst – –. Es gab einen sehr 
langen Prozess. 

(Beifall CDU, BIW) 

Ja, danke, bitte sehr. Es gab wirklich einen sehr 
langen Prozess, in dem sich alle sehr konstruktiv 
verhalten haben, um das Bestmögliche herausho-
len. Frau Grönert hat das auch gut geschildert, wir 
waren ausnahmsweise einmal, wie ich immer sage, 
auf dem richtigen Weg. Aber im letzten Moment 
wurden dann doch noch einmal Bremsen angezo-
gen. 
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Die Bremsen, die angezogen worden sind, bezie-
hen sich genauer gesagt auf drei Punkte. Der erste 
Punkt ist, dass strittig gewesen ist, wie eine Frist 
zur Barrierefreiheit im Sinne von Erfassung aber 
auch von Veränderung in den Altbeständen in die-
sem Gesetz ausschauen könnte. Da muss man sa-
gen: Zunächst einmal hatten sich in den ersten Ent-
würfen alle auf 2021 geeinigt. Danach kam der 
letzte Entwurf der Koalition, in dem es auf einmal 
2025 hieß und bei dem eigentlich alle, das heißt, 
Herr Steinbrück wie auch Horst Frehe wie auch die 
ganzen Behindertenverbände gesagt haben: 2025, 
das sind eineinhalb Legislaturperioden, in dieser 
Zeit hat kein Mensch, noch nicht einmal das Parla-
ment, die Möglichkeit, das Vorangehen und das 
Umsetzen eines Gesetzes zu begleiten. Jetzt sind 
wir in der Situation, dass wir einen Kompromiss ha-
ben, der im Gesetz steht, und der bedeutet 2023, 
also etwas mehr als eine Legislaturperiode, um es 
genauer zu sagen, fünf Monate mehr. Ich finde das 
ist ein kleiner Kompromiss, aber immerhin ein 
Kompromiss. Das war Punkt eins. 

Punkt Nummer zwei war, wie auch schon andere 
Vorredner und -rednerinnen gesagt haben, die 
Verbandsklage. Dabei ging es hauptsächlich da-
rum – –. Da ging es nicht nur um den Bestand einer 
Verbandsklage, sondern es ging eigentlich darum: 
Welche Bereiche stehen in dem Katalog, für den 
Verbandsklagen überhaupt möglich sind? 

Dabei war der Wille, auch des Bremer Behinderten-
parlaments, dass in den Katalog auf jeden Fall 
Hochschule und Schule aufgenommen werden 
müssten. Das war die Absicht, und ich finde das 
auch sehr gut nachvollziehbar. Wenn wir Inklusion 
wollen, dann muss man doch sagen, gerade in den 
Bereichen Schule und später auch Universität, Be-
reiche, auf die der Staat direkten Zugriff hat, ge-
rade an den Stellen wird sich entscheiden, ob In-
klusion tatsächlich für die Menschen funktioniert, 
oder ob sie nicht funktioniert. 

(Beifall DIE LINKE) 

Deshalb, fand ich, ist das ausgesprochen nachzu-
vollziehen gewesen, dass eigentlich alle, auch das 
Behindertenparlament, das gefordert haben. Her-
ausgekommen ist als Kompromiss, dass die Schule 
in dem Katalog überhaupt nicht vorkommt, statt-
dessen aber die Hochschule. Dafür haben wir die 
Entschließung beschlossen, in der gesagt wird, 
man schaut einmal, ob möglicherweise nicht doch 
noch an der Hochschule subjektive Rechte im 
Sinne der Behindertenrechtskonvention und auch 
im Sinne von Teilhabe und auch im Sinne dieses 

Gesetzes umsetzbar sind. An der Stelle sage ich: 
Einverstanden, das ist ein kleiner Kompromiss. 

Kommen wir zum letzten Punkt. Der letzte Punkt 
heißt Verbandsklage finanziell. Da war die Vorstel-
lung, nachdem schon klar war, es wird eine 
Zwangsschlichtung geben. Innerhalb der Zwangs-
schlichtung muss ein Gericht darüber entscheiden, 
ob diese Verbandsklage Aussicht auf Erfolg hat. 
Wenn sie Aussicht auf Erfolg hat, dann gibt es auch 
eine Prozesskostenunterstützung. Das war der 
Wille auch des Behindertenparlaments. Das kann 
man sich gut vorstellen, die Behindertenverbände 
haben das gut dargestellt. Es gab in Bremen nur 
eine Verbandsklage, und die wurde von den Be-
troffenen in der zweiten Instanz niedergelegt, weil 
sie gesagt haben: Wir können das nicht mehr finan-
zieren. Trotz Aussicht auf Erfolg: Wenn wir keine 
Unterstützung bekommen, stellen wir das ein. 

Der Kompromiss, der jetzt herausgekommen ist, 
bedeutet, dass bei einer Niederlage vor Gericht 
Kosten erstattet werden, und wenn der Verband 
eine Niederlage erleidet muss auch noch der Be-
weis der unbilligen Härte geführt werden. Dabei 
muss ich sagen, das empfinde ich nicht als einen 
Kompromiss. Das ist weiterhin eine Linie, bei der 
man sagen muss, damit verhindert – 

(Beifall DIE LINKE) 

man eher Verbandsklagen und bringt sie nicht auf 
den Weg. Deshalb, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen, würde ich sagen, die drei Punkte, die ich 
angeführt habe, sind wichtig. Die sind wichtig, 
auch noch einmal in der Zukunft zu schauen: Wie 
steht es wirklich darum? Deshalb haben wir für uns 
als die Fraktion DIE LINKE gesagt, wir werden uns 
an der Stelle enthalten, weil wir der Meinung sind, 
es ist richtig und gut, dass dieses Gesetz auf den 
Weg gebracht wurde, wir haben uns auch daran 
beteiligt. Aber wir sagen, es sind noch Punkte da-
bei, die wir prüfen wollen, und unsere Enthaltung 
ist ein Stück als Herausforderung für die nächste 
Zeit und den weiteren Gang der Gesetzgebung zu 
verstehen. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Senatorin Stahmann. 

Senatorin Stahmann*): Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Die Novellierung des 
Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes 
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ist erstens erforderlich zur Angleichung und Kon-
kretisierung der Ziele des Übereinkommens über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen, das 
ist das, was wir die UN-Behindertenrechtskonven-
tion nennen, zweitens zur Umsetzung der EU-
Richtlinie 2016/2102 über den barrierefreien Zu-
gang zu den Websites und mobilen Anwendungen 
öffentlicher Stellen und drittens zur Umsetzung des 
Bürgerschaftsbeschlusses zum Rechtsanspruch auf 
Erläuterung von amtlichen Bescheiden in leichter 
Sprache. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass der Senat 
mit dem Entwurf ein Gesetz vorgelegt hat, das die 
Gleichstellung behinderter Menschen in Bremen 
weiter verbessern wird, also ein Schritt hin zu einer 
inklusiven, zunehmend inklusiven Gesellschaft. 
Das ist aus meiner Sicht, es wurde von einigen an-
gesprochen, ein wichtiger Schritt und damit auch 
ein gutes Gesetz. Im vorgelegten Gesetzentwurf 
werden die Träger öffentlicher Gewalt grundsätz-
lich verpflichtet, bei der Planung und Durchfüh-
rung ihrer Maßnahmen die Lebenslagen von Men-
schen mit Behinderungen in den Blick zu nehmen 
und Benachteiligungen gegenüber Menschen 
ohne Behinderungen abzubauen. 

Es sollen Vorurteile beseitigt und inklusive Lebens-
verhältnisse geschaffen werden, die die volle, wirk-
same und gleichberechtigte Teilhabe gewährleis-
ten. Der Gesetzentwurf enthält ferner zur Herstel-
lung der Barrierefreiheit die Möglichkeit von Ziel-
vereinbarungen zwischen anerkannten Verbänden 
und Unternehmen des Privatrechts. Die anerkann-
ten Verbände können die Aufnahme von Verhand-
lungen über Zielvereinbarungen verlangen. Durch 
Zielvereinbarungen soll die Herstellung der Barri-
erefreiheit zwischen den Parteien vertraglich fixiert 
werden. 

Weiterhin wird beim Landesbehindertenbeauftrag-
ten eine Schlichtungsstelle zur außergerichtlichen 
Beilegung von Streitigkeiten eingerichtet. Das 
Schlichtungsverfahren, das für die Beteiligten kos-
tenfrei ist, soll eine rasche Einigung ermöglichen 
und eine Umsetzung des Benachteiligungsverbots 
sowie insbesondere der Barrierefreiheit befördern. 
Eine zügige Konfliktbeilegung liegt im gegenseiti-
gen Interesse. Mit dem Instrument des Schlich-
tungsverfahrens kann der Aufwand für die Betei-
ligten vermieden und die Gerichte können wir-
kungsvoll entlastet werden. Sollte die Schlichtung 
scheitern, bleibt der Weg des Verbandsklagerechts 
bestehen. 

Mit der Novellierung wird der Landesteilhabebei-
rat in das Bremische Behindertengleichstellungs-
gesetz aufgenommen. Mit diesem Gremium wird 
das Ziel der aktiven Einbeziehung von Menschen 
mit Behinderungen verfolgt und damit den Anfor-
derungen aus Art. 4 und 33 der UN-BRK Rechnung 
getragen. Dieses Gremium wird damit erstmals ge-
setzlich verankert und an dieser Stelle möchte ich 
all denjenigen danken, die im Landesteilhabebei-
rat wirkungsvoll mitarbeiten, das sind Kolleginnen 
und Kollegen aus Bremen und Bremerhaven, dafür 
herzlichen Dank! 

Vorgesehen ist außerdem, die finanzielle Förde-
rung der Partizipation von Verbänden von Men-
schen mit Behinderungen gesetzlich zu verankern. 
Damit soll den Selbstvertretungsorganisationen 
eine aktive und umfassende Teilhabe an der Ge-
staltung öffentlicher Angelegenheiten ermöglicht 
werden. Um die Partizipation von Menschen mit 
Behinderungen an politischen Entscheidungspro-
zessen zu fördern sollen insbesondere nied-
rigschwellige Angebote im Vordergrund stehen. 

Die Belange von Menschen mit Behinderung sollen 
in allen Bereichen von Politik und Gesellschaft ins 
Bewusstsein gerückt und berücksichtigt werden. 
Die Anforderungen zur digitalen Barrierefreiheit 
werden mit der Novellierung durch verschiedene 
Regelungen umgesetzt. Zur Überwachung, Be-
richterstattung an den Bund und zur Durchsetzung 
wird für Bremen beim Landesbehindertenbeauf-
tragten eine Zentralstelle für barrierefreie Informa-
tionstechnik eingerichtet. In § 11 des Gesetzes, 
Verständlichkeit und Leichte Sprache, kommt der 
Gesetzentwurf den Anforderungen des Bürger-
schaftsbeschlusses nach. 

Für die Personengruppen der Menschen mit geisti-
gen Behinderungen und Menschen mit seelischen 
Behinderungen sollen zukünftig insbesondere Be-
scheide, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtli-
che Verträge und Vordrucke in einfacher und ver-
ständlicher Weise erläutert werden. Reicht diese 
Erläuterung für die genannten Personengruppen 
nicht aus, sollen die Erläuterung auf Verlangen in 
Leichter Sprache erfolgen. 

In einer Anhörung der Deputation für Soziales, Ju-
gend und Integration wurde dieses Gesetz noch 
einmal sehr lebhaft mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der Behindertenverbände und dem Landesbe-
hindertenbeauftragten diskutiert. Darauf sind ei-
nige Veränderungen am Gesetzesentwurf vorge-
nommen worden. So wurden beispielsweise eine 
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Kostenerstattungsmöglichkeit bei der Verbands-
klage und ein ehrgeizigeres Ziel bei der Schaffung 
von Barrierefreiheit in öffentlichen Gebäuden ins 
Gesetz aufgenommen. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Mit der Verab-
schiedung des Gesetzes kommt Bremen einer in-
klusiven Gesellschaft wieder einen Schritt näher 
und ich möchte mich auch beim Team von Herrn 
Dr. Steinbrück bedanken, das ganz eng mit uns zu-
sammengearbeitet hat. Ich beende diese Debatte 
als eine sehr zufriedene Senatorin, weil wir ein gu-
tes Gesetz gemacht haben. – Dankeschön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Gemäß § 51 Absatz 7 der Geschäftsordnung lasse 
ich zunächst über den Änderungsantrag, Drucksa-
che 19/1961, der Staatlichen Deputation für Sozia-
les, Jugend und Integration abstimmen. Wer dem 
Änderungsantrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen! 

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 
BIW, Abgeordneter Schäfer [LKR], Abgeordneter 
Tassis [AfD], Abgeordneter Patrik Öztürk [frakti-
onslos], Abgeordnete Wendland [parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

(DIE LINKE) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Änderungsantrag zu. 

Als nächstes lasse ich über den Gesetzesantrag in 
der Sache abstimmen. Wer das Gesetz zur Weiter-
entwicklung des Bremischen Behindertengleich-
stellungsrechts in der soeben geänderten Fassung 
in zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte 
ich jetzt um das Handzeichen! 

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 
BIW, Abgeordneter Schäfer [LKR], Abgeordneter 
Tassis [AfD], Abgeordneter Patrik Öztürk [frakti-
onslos], Abgeordnete Wendland [parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

(DIE LINKE) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung. 

Als letztes lasse ich über den Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und 
der FDP mit der Drucksachen-Nummer 19/1962 
abstimmen. Wer dem Entschließungsantrag seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen! 

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer [LKR], 
Abgeordneter Tassis [AfD], Abgeordneter Patrik 
Öztürk [fraktionslos], Abgeordnete Wendland [par-
teilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Entschließungsantrag zu. 

(Einstimmig) 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
der Mitteilung des Senats, Drucksache 19/1826, 
und dem Bericht der Staatlichen Deputation für So-
ziales, Jugend und Integration, Drucksache 
19/1961, Kenntnis. 

Zukunft des Landesmindestlohns 
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 26. September 2018 
(Drucksache 19/1848)  

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 4. Dezember 2018 
(Drucksache 19/1942)  

Wir verbinden hiermit: 

Viertes Gesetz zur Änderung des Landesmindest-
lohngesetzes 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 5. Dezember 2018 
(Drucksache 19/1946) 
1. Lesung  

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Dr. 
Sieling. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1961
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1962
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1826
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1961
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1848
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1942
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1946
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Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat die Abgeordnete Bernhard 
das Wort. 

Abgeordnete Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Wir diskutieren jetzt unsere 
Große Anfrage zur Zukunft des Landesmindest-
lohns und auch den dazugehörigen Antrag, den wir 
eingereicht haben. 

Vorweg zur Sachlage: Wir haben aktuell einen 
Mindestlohn von 8,84 Euro. Das ist der Bundesmin-
destlohn, dem sich das Land seit einiger Zeit ange-
schlossen hat. Im Jahr 2019 wird er auf 9,19 Euro 
steigen. Das heißt, das ist ein Nettoverdienst von 
ungefähr 1 100 Euro. Das ist ganz klar ein Netto-
verdienst, der in keiner Weise auch nur annähernd 
gegen die Altersarmut wirksam ist. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es wäre mindestens notwendig, hier 12,63 Euro an-
zusetzen. Das ist auch genau das, was letztendlich 
das BMAS in der Antwort auf die Anfrage unserer 
Kollegin in Berlin aufgeschrieben hat, wenn man 
45 Jahre nicht aufstockt. Auch die Wohlfahrtsver-
bände und der Paritätische schließen sich im Übri-
gen an. Es ist also kein Zufall, dass diese Debatte 
um den Landesmindestlohn, beziehungsweise ins-
gesamt um den Mindestlohn, wieder Fahrt aufge-
nommen hat. Es ist bundesweit der Fall, aber es ist 
letztendlich auch hier in Bremen der Fall. 

Es ist so, dass Olaf Scholz für Hamburg 12,00 Euro 
postuliert hat. Wir haben in Berlin einen Referen-
tenentwurf der Rot-Rot-Grünen Regierung zu er-
warten. Da steht aktuell die Zahl noch nicht fest, 
aber sie wird wahrscheinlich ab dem Januar auf 
dem Tisch liegen, hier ist die Höhe noch umstritten. 
Wir haben hier den Landesmindestlohn immer wie-
der in die Debatte eingebracht, immer wieder be-
antragt. Wir haben, und daran werden sich wohl 
die meisten auch erinnern, immer moniert, dass wir 
auf der Ebene letztendlich voranschreiten müssen 
und ihn nicht einfrieren dürfen. Das ist noch gar 
nicht lange her, seit dem wir hier das letzte Mal die-
sen Antrag eingebracht hatten. 

Nun ist es so, dass der Bürgermeister Herr Dr. 
Sieling ebenfalls 12,00 Euro postuliert hat und die 
SPD-Fraktion sich daran orientieren möchte. Dazu 
gibt es auch einen Beschluss, und das sind die 10,93 

Euro, die sich an der untersten Grenze des TV-L, 
des öffentlichen Dienstes, orientieren. 

Die Antwort auf die Große Anfrage macht deutlich, 
wie es wirken würde. Das Tariftreue- und Verga-
begesetz hätte natürlich darauf auch Einfluss, weil 
es bedeutet, dass Unternehmen, die Aufträge aus 
öffentlichen Zusammenhängen bekommen, sich 
danach richten müssen. 

Da ist beispielsweise ganz prominent das Reini-
gungsgewerbe hervorzuheben und auch viele an-
dere, die letztendlich mit daran hängen würden. 
Für den Baubereich haben wir die Tarifbindung 
bereits mit aufgenommen. Das ist in etwa die Situ-
ation. 

Ich möchte in dem Zusammenhang auch einmal sa-
gen: Niemand von uns ist letztendlich davon be-
troffen. Wir alle hier haben nicht annähernd die Re-
alität vor Augen, was es bedeutet, mit solchen Löh-
nen auskommen zu müssen. Deswegen finde ich es 
gerade in der Debatte um Altersarmut, in der De-
batte um soziale Spaltung in dem Land Bremen un-
bedingt notwendig, dass wir das wieder in den Mit-
telpunkt unserer Politik stellen – 

(Beifall DIE LINKE) 

und hier selbstverständlich auch auf Landesebene 
wieder einsteigen. 

Das passiert aktuell aber nicht. Das heißt, es gibt 
Appelle, es gibt Feststellungen, es gibt vielleicht da 
und dort einen Beschluss, aber es ist nicht so, dass 
wir hier politisch voranschreiten. Ich habe mich 
persönlich über die ersten Reaktionen der Grünen 
sehr geärgert, die gesagt haben: Na ja, was wäre 
denn so schrecklich für die kleinen Handwerksbe-
triebe und welche Sprünge würden wir denn da 
machen? Was völlig absurd ist, weil dort die Bran-
chentariflöhne letztendlich in den allermeisten Fäl-
len deutlich darüber liegen. Das heißt, dieses Argu-
ment zieht überhaupt nicht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Der andere Punkt ist: Wenn wir ihn nicht ausge-
setzt hätten, wären wir mindestens auf 10,15 Euro. 
Das heißt, dann wäre der Sprung auch ein ganz an-
derer. Jetzt kann man ja nicht sagen: Ach, von 8,84 
ist das ja unglaublich überzogen und entsetzlich 
viel. Wir sind der Meinung, dass wir das angehen 
müssen, dass wir das aktuell wirklich umsetzen 
müssen. Wir haben hier ein Gesetz vorgelegt, das 
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sagt, wir müssen mindestens auf dieser Ebene ein-
steigen. Das ist weit unter dem, was wir fordern. 

Das entspringt auch folgender Logik: Selbstver-
ständlich sind wir nach wie vor der Meinung, und 
das steht auch in unserem Wahlprogramm, dass 
12,63 Euro die unterste Marge sein kann, wenn wir 
effektiv gegen Altersarmut vorgehen wollen. 

(Abgeordneter Kastendiek [CDU]: Wir wollen 14 
Euro!) 

Nein, es ist nicht alles irgendwie willkürlich. Es ist 
hier auch kein Überbietungswettbewerb, darum 
geht es nicht. 

(Unruhe CDU) 

Aber wenn wir über Armutsfestigkeit reden und 
gegen Altersarmut vorgehen wollen, und wenn wir 
in irgendeiner Weise Glaubwürdigkeit auf der 
Ebene wollen, dann können wir das nicht ignorie-
ren. Wir sind der Meinung, dass wir dann diesen 
Einstieg brauchen und nicht so tun dürfen, als 
könnten wir das weiterhin ausklammern. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich sagte ja schon einmal, wir beantragen hier nicht 
das, was wir fordern, aber wir beantragen, dass das 
gemacht wird und wovon man auch da draußen 
niemandem erklären kann, warum es keine 
Schritte in diese Richtung gibt. Es hat doch über-
haupt keinen Sinn, zu sagen: Wir spitzen einmal 
ein wenig die Lippen, pfeifen aber nicht. Ich finde, 
das ist politisch letztendlich nicht durchzuhalten. 
Da muss ich auch an die rot-grüne Koalition appel-
lieren, dass man doch nicht landauf, landab in dem 
Land sagen kann: Na ja, das Problem ist uns be-
wusst, und es gibt auch verschiedene Berechnun-
gen, das ist uns ein Herzensanliegen, aber tatsäch-
lich umsetzen, politisch umsetzen, werden wir es 
nicht. 

Bremen war einmal so stolz darauf zu sagen: Wir 
sind mit dem Landesmindestlohn vorangeschritten. 
Es hat nicht nur den einzelnen Effekt für jemanden, 
der tatsächlich davon betroffen ist, und das sind ja 
nicht so unerheblich wenige, was den Grünen ein 
wenig auf den Nägeln brennt. Die andere Seite ist, 
dass wir das natürlich auch wieder aufnehmen 
müssen, und es gibt auch eine Signalwirkung. Das 
ist ja auch in der Antwort auf die Große Anfrage 
deutlich geworden. 

Wenn wir das zu Ende denken, in einem Deutsch-
land das eigentlich unter einem Niedriglohnsektor 
zu leiden hat, und auch für Bremen ist das ein Prob-
lem; sich wieder neben die anderen Bundesländer 
zu stellen, die das inzwischen für sich erkannt ha-
ben, und zu sagen: Leute, wir packen das an, wir 
setzen das um, wir setzen ein Zeichen, und wir wer-
den das letztendlich auch befürworten. 

Das soll unser Gesetz im Grunde genommen erzie-
len. Wir wollen diese ersten Schritte, und wir wol-
len auch, dass diese Schritte dann im Jahr 2019 
weitergeführt werden, weil es da Tarifverhandlun-
gen über den TV-L gibt, das ist auch kein Geheim-
nis. 

Dann werden wir natürlich langsam und peu à peu 
in der Lage sein, das von unten aufzugreifen. Nur 
dann sind wir auch in der Lage, ein Stück gegen 
diese soziale Spaltung anzugehen. Es ist ein Bau-
stein. Es wird hier im Grunde genommen in keiner 
Weise im gesamten Tarifgefüge der Himmel auf Er-
den realisiert. Ich meine, eines ist uns doch auch 
klar: Die Mindestlohndebatte ist ja auch deshalb 
entstanden, weil ganz viele Betriebe aus der Ta-
rifbindung herausgefallen sind. Wir sind ja nahezu 
auf 50 Prozent herunter. Das muss man sich einmal 
vorstellen. 

Kommen Sie mir nicht mit der Idee: Die Tarifpar-
teien regeln schon alles und dann wird das Leben 
gut. So ist es eben nicht. Es ist eine Reaktion darauf 
gewesen, dass ganz viele da herausgegangen sind, 
und dass wir das im Grunde genommen auf der po-
litischen Ebene abfedern müssen, wenn wir nicht 
wollen, dass hier ganz viele Menschen durch den 
Rost fallen und das mit Perspektive. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Böschen. 

Abgeordnete Böschen (SPD)*): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Wer Vollzeit arbeitet, 
muss davon leben können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es kann nicht sein, dass es zusätzlich zum Vollzeit-
lohn auch noch staatliche Unterstützung geben 
muss, damit sowohl der Lebensunterhalt bestritten 
werden kann und man im Alter gegebenenfalls 
entsprechend abgesichert ist. Um diesen entspre-
chenden Niedriglöhnen entgegenzuwirken, haben 
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wir in Bremen bereits im Jahr 2012 ein Mindest-
lohngesetz beschlossen, das sowohl die Vergabe 
öffentlicher Aufträge, den öffentlichen Sektor 
selbst als auch die Zuwendungsempfängerinnen 
und Zuwendungsempfänger umfasst. 

Seit dem Jahr 2015 ist uns der Bund gefolgt, und 
wir haben einen bundesweiten Mindestlohn von 
derzeit 8,84 Euro mit einem flächendeckenden, 
branchenübergreifenden Geltungsbereich. Ein 
wichtiger Schritt gegen Lohndumping, denn der 
Mindestlohn hat zu einem deutlichen Anstieg im 
Niedriglohnbereich geführt, ohne dass es dabei in 
nennenswertem Umfang zu negativen wirtschaftli-
chen Konsequenzen für Wachstum und Beschäfti-
gung gekommen wäre, wie es ja von vielen Seiten 
immer wieder behauptet wurde. 

Trotzdem haben wir das bremische Mindestlohn-
gesetz beibehalten. Zwar wurde die Höhe des Min-
destlohns an den Bundesmindestlohn angepasst, 
allerdings gilt in Bremen nach wie vor der Mindest-
lohn auch für Beschäftigte unter 18 Jahren und die 
öffentlich geförderte Beschäftigung. So weit so gut. 
Allerdings ist natürlich der Dreh- und Angelpunkt 
beim Mindestlohn die entsprechende Höhe. Ziel 
muss es sein, dass alleinstehende Vollzeitbeschäf-
tigte ihre Lebenshaltungskosten mit dem Mindest-
lohn ohne staatlichen Zuschuss decken können. 

Langfristiges Ziel ist deshalb aus unserer Sicht ein 
gesetzlicher Mindestlohn von mindestens 12,00 
Euro. 

(Beifall SPD) 

Als SPD wollen wir uns dem Ziel der Erhöhung des 
bremischen Mindestlohns auf 10,93 Euro schritt-
weise nähern, das haben wir in unser Wahlpro-
gramm entsprechend aufgenommen. 

(Beifall SPD) 

Nun debattieren wir allerdings an dieser Stelle ne-
ben der Großen Anfrage der LINKEN keinen An-
trag der Koalition zur Erhöhung des bremischen 
Landesmindestlohns. Das bedaure ich persönlich 
sehr und es ist aus meiner Sicht umso ärgerlicher, 
da wir als SPD längst eine entsprechende Initiative 
in unserer Fraktion beschlossen haben. Von unse-
rem grünen Koalitionspartner haben wir dafür aber 
bis heute keine Zustimmung und auch keine Ver-
änderungswünsche übersandt bekommen. 

Wie im Antrag der LINKEN orientieren wir uns mit 
10,93 Euro als Untergrenze an der niedrigsten Ent-
geltstufe im öffentlichen Dienst des Landes und 
koppeln damit den Mindestlohn an das tarifver-
tragliche Mindestentgelt im öffentlichen Dienst des 
Landes. Denn grundsätzlich ist es natürlich Auf-
gabe von Tarifparteien, Entgelte festzulegen. Die 
Ergebnisse der Tarifverhandlungen finden sich 
aber damit im Mindestlohn wieder. 

Die Handlungskompetenz eines Landes, meine Da-
men und Herren, ist beim Mindestlohn natürlich 
begrenzt. Sie beschränkt sich auf die Rolle als Ar-
beitgeber im öffentlichen Dienst, auf die Vergabe 
öffentlicher Aufträge und den Bereich öffentlicher 
Zuwendungen. Trotzdem hat sich gezeigt, dass der 
Landesmindestlohn sowohl bei der Herstellung von 
sozialer Gerechtigkeit als auch bei der Einschrän-
kung des Niedriglohns und auch bei der Sicherstel-
lung eines fairen Wettbewerbs sehr erfolgreich ge-
wesen ist. 

Deshalb hätten wir hier heute gern unseren eige-
nen Antrag eingebracht, eventuell auch dem An-
trag der LINKEN zugestimmt, jetzt aber stimmen 
wir an dieser Stelle, weil unser Koalitionspartner 
nicht mitgeht, für die Überweisung in die Deputa-
tion für Wirtschaft, Arbeit und Häfen und werden 
es weiter beraten. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Schäfer. 

Abgeordneter Schäfer (LKR)*): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Wer Voll-
zeit arbeitet, soll davon leben und für sein Alter an-
gemessen vorsorgen können. Ich glaube, da sind 
wir uns alle einig. Wir stellen fest: Immer mehr 
Menschen können das nicht, und das hat noch 
nicht einmal etwas mit einem Mindestlohn zu tun. 
Wenn ich davon ausgehe, dass ein Alleinstehender 
im Monat 2 100 Euro brutto verdient, dann hat er 
netto 1 430 Euro zur Verfügung, sein Arbeitgeber 
muss allerdings inklusive Sozialabgaben 2 506 
Euro bezahlen. Wenn er das in Rechnung stellt, fällt 
auch noch eine Mehrwertsteuer darauf an, bei-
spielsweise beim Handhandwerksbetrieb. Das 
heißt, insgesamt ist er bei 3 000 Euro Kosten und 
einer Mehrwertsteuer, die er zahlt, auf etwas, das 
bei demjenigen, der so wenig verdient, 1 400 Euro 
im Monat bedeutet. 
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In dem Bereich Geringverdiener haben wir eine 
Gesamtabgabenquote von Steuern und Sozialab-
gaben, die bei über 50 Prozent, bei 52 Prozent liegt. 
Das, meine Damen und Herren, macht das System 
dysfunktional. Wenn Sie zwei Leute haben, die 
zehn Euro verdienen, 20,00 Euro oder 
100 000,001153 Reichsmark, das ist völlig egal, es 

ist ja nur eine Zahl, die aber das Gleiche verdienen 
und der eine ist Maler, der andere ist Maurer. Der 
Maler möchte bei dem Maurer malen und der Mau-
rer möchte bei dem Maler mauern, dann stellt er 
fest, dass der jeweils andere sich für das, was er in 
einer Stunde verdient, von seinem Nachbarn nur 
eine halbe Stunde Arbeitskraft leisten kann. 

Das macht unser System so unzweckmäßig, und 
das macht es so schwierig, von dem, was übrig 
bleibt, anständig zu leben und für die Zukunft vor-
zusorgen, zumal ja auch unser Rentenversiche-
rungssystem immer ungeeigneter wird. Wir haben 
mittlerweile die niedrigsten Renten in ganz Europa. 

Meine Damen und Herren, seit 25 Jahren, seit 
Mitte der Neunzigerjahre, sinkt die Kaufkraft der 
ärmeren 40 Prozent dieser Bevölkerung. 40 Prozent 
ist keine Randgruppe, das ist fast die Hälfte. Bis fast 
ans Durchschnittseinkommen beklagen Sie, wenn 
Sie dazu gehören, seit 25 Jahren einen Kaufkraft-
verlust. Das ging los mit den Kosten der Wiederver-
einigung, die haben wir gern getragen. Das ging 
weiter mit einer dysfunktionalen Währungsunion, 
die wir auch heute mit allen Anstrengungen nicht 
funktional bekommen haben. 

Heute haben wir zusätzliche Kosten durch eine for-
cierte Masseneinwanderung, die wir tragen müs-
sen. Wir bekommen für das, was wir versuchen, für 
die Zukunft privat vorzuhalten, keine Zinserträge 
mehr und das macht einen ganz großen Teil dieser 
Bevölkerung arm. Ob der Mindestlohn bei zehn 
Euro, 12,00 Euro oder 15,00 Euro liegt, spielt dabei 
keine Rolle. Das Problem ist, dass wir die Leis-
tungsträger dieser Gesellschaft, die Arbeiterinnen 
und Arbeiter, die Arbeitnehmer zu stark belasten. 

Darum müssen wir uns kümmern. Es kann nicht 
sein, dass wir in einem Bereich, von dem wir sagen, 
das ist eigentlich zu wenig Geld, um davon anstän-
dig leben zu können, eine so hohe Abgabenquote 
haben. Das heißt, wir müssen darüber nachdenken, 
dass wir höhere Steuerfreibeträge als Grundfreibe-
träge haben, und wir müssen darüber nachdenken, 
dass wir die Progression, die wir aus dem Einkom-
mensteuerrecht kennen, auch auf die Sozialbei-
träge anwenden. 

Für die meisten Leute funktioniert das nämlich um-
gekehrt. Verdienen Sie unterhalb der Beitragsbe-
messungsgrenze, zahlen Sie und ihr Arbeitgeber 
insgesamt 40 Prozent Sozialabgaben. Sind Sie Ein-
kommensmillionär, sind Sie außen vor. Diese 40 
Prozent zahlt derjenige, der 500 Euro, der 800 Euro 
im Monat verdient genauso wie derjenige, der 
5 000 Euro im Monat verdient. Das führt dazu, dass 
die Gesamtprogression aus Steuern und Sozialab-
gaben in unserem Land so ist, dass sie bei gering-
fügig Beschäftigten ungefähr bei 35 Prozent an-
fängt, dann ganz schnell auf über 50 Prozent steigt 
und bei einem Single bis zu einem Monatseinkom-
men von 5 000 Euro bis 6 000 Euro in diesem Be-
reich bleibt. Danach sinkt sie wieder ab. 

Bei Einkommensmillionären liegt sie bei ungefähr 
45 Prozent. Das ist aus meiner Sicht nicht in Ord-
nung. Wir haben einen großen Teil der Bevölke-
rung wirtschaftlich abgehängt, und ich sage es 
noch einmal: Das sind die Leistungsträger. Wir le-
ben in diesem Land von dem, was unsere Arbeite-
rinnen und Arbeiter, unsere Arbeitnehmer mit ihrer 
Arbeit erwirtschaften. Das wird viel zu stark belas-
tet. Im Übrigen, wir hatten heute Morgen das Ge-
spräch zum Thema Infrastruktur und was das alles 
kostet. Es ist tatsächlich so, dass uns eine Erhöhung 
der Abgabenlast nicht weiterführt. Wir sind – mit 
Ausnahme von Belgien – bereits bei der höchsten 
Abgabenquote in der OECD. 

Wir müssen zusehen, dass wir unser Land effizien-
ter gestalten, und dazu gehört auch ein Umbau des 
Sozialsystems. Es kann nicht sein, dass wir Gering-
verdiener immer stärker belasten und deshalb im-
mer stärker in Transferleistungen und in ein aufge-
blähtes Sozialsystem kommen. Nur um einmal eine 
Zahl in den Raum zu werfen: 30 Prozent unserer 
gesamten Wertschöpfung, 30 Prozent unseres Brut-
toinlandsproduktes gehen mittlerweile in den Sozi-
aletat. Das war Anfang des Jahrhunderts schon ein-
mal so, im Jahr 2004 schon einmal in diesem – –. 

Das ist im Vergleich zu dem, was wir aus den Sieb-
ziger-, aus den Sechzigerjahren kennen, als wir Inf-
rastrukturmaßnahmen durchgeführt haben, dop-
pelt oder dreifach so viel, und was hat es uns ge-
bracht? Was hat es uns gebracht? Die Kaufkraft 
sinkt! Ich glaube, dass eines der Grundprobleme, 
an denen unser System heute krankt, die zu hohe 
Belastung von einfacher Arbeit mit Abgaben ist. – 
Vielen Dank! 

(Beifall BIW) 
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Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Steiner. 

Abgeordnete Steiner (FDP)*): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Als Ende 2017 der Lan-
desmindestlohn mit dem Bundesmindestlohn ge-
koppelt wurde, waren wir noch guter Dinge, dass 
wir in Bremen den ersten Schritt zur Abschaffung 
des Bürokratiemonsters Landesmindestlohn ge-
gangen sind. Das haben wir jedenfalls gedacht. Wir 
hatten auch gehofft, dass sich beim Senat und der 
Koalition endlich die Vernunft durchsetzt und 
ihnen klar wird, dass wir eben keine zwei Mindest-
löhne mit unterschiedlichen Kontrollinstrumenten 
brauchen. 

(Beifall FDP) 

Wir hatten gehofft, dass ein Mindestlohn genug ist. 
Aber eins haben wir bei dieser Hoffnung verges-
sen: Bald ist in Bremen Wahlkampf, und die SPD 
bundesweit und auch bei der Europawahl muss lei-
der um ihr Überleben als Volkspartei kämpfen, 
denn nicht anders können wir uns im Moment die 
Einlassung von Ihnen, Herr Bürgermeister Dr. 
Sieling, erklären. Jetzt liegt uns der Gesetzentwurf 
der Fraktion DIE LINKE vor, der den Landesmin-
destlohn noch einmal per Parlamentsbeschluss und 
ohne Beteiligung von Arbeitgeberverbänden und 
Gewerkschaften anheben will. Mit diesem Vorstoß 
beginnen Sie die Politisierung der Lohnfindung, 
und diese lehnen wir als Freie Demokraten auf je-
den Fall ab. 

(Beifall FDP) 

Wir stehen zu den Tarifparteien, und wir stehen zu 
den Branchentarifen, die von diesen ausgehandelt 
werden. Vor allem ist es so, dass wir davon ausge-
hen, dass gerade die Tarifparteien ihr Umfeld am 
allerbesten kennen. Eine Fremdbestimmung der 
Löhne durch das Parlament endet zwangsläufig in 
einem Überbietungswettbewerb linker Parteien 
und bringt damit nur großen Schaden für unseren 
Wirtschaftsstandort und vor allem für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die dann im 
schlechtesten Fall gar keine Arbeit mehr haben. 

(Beifall FDP) 

Schauen wir doch einmal in andere Länder. Wir ha-
ben viele Länder mit Mindestlöhnen. Wir sind 
schon relativ weit vorn mit der Höhe des Mindest-
lohns. Es gibt ein Land, nämlich die Schweiz, die 
einen flächendeckenden Mindestlohn von 16,35 
Euro hat. Wissen Sie was? Die Menschen in der 

Schweiz, die aus dem Ausland dort hinkommen, 
um zu arbeiten, sagen, sie hätten noch nie so viel 
verdient und dabei so wenig Geld zur Verfügung 
gehabt. 

Die Kaufkraft in der Schweiz ist trotz des Mindest-
lohns sehr viel niedriger als unsere in Deutschland. 
Da kann es passieren, dass ein Besuch im Aqua-
park für eine Familie mit zwei Kindern schnell 150 
Franken kostet, und dann sind noch keine Pommes 
Frites und Coke für die Pause dabei. Das kann nicht 
unser Ziel sein, das wollen wir nicht. Der Hebel im-
mer höhere Mindestlöhne festzusetzen scheint 
dann eben nicht zu funktionieren. 

(Beifall FDP) 

Von der Fraktion DIE LINKE erwarte ich ja die For-
derung, dass höhere Löhne angeblich zu mehr 
Kaufkraft führen und der Staat diese Löhne dann 
auch noch festlegen soll. Aber dass sich jetzt auch 
noch die SPD in Person des Bürgermeisters von die-
sem Modell einer paritätisch besetzten Kommission 
verabschieden will, das halte ich für absolut be-
denklich. 

(Beifall FDP) 

Deutschland ist in den vergangenen Jahrzehnten 
gut damit gefahren, die Sozialpartnerschaft von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern zu stärken, und wir 
als Freie Demokraten setzen uns weiterhin dafür 
ein, dass diese Sozialpartner und diese Tarifauto-
nomie bestehen bleiben. Wir fordern die Fraktion 
der SPD auf, zur Vernunft zurückzukehren und die 
Sozialpartnerschaft nicht diesem billigen Wahl-
kampfgetöse zu opfern, denn so werden Sie ihre 
vermissten 20 Prozent auch nicht zurückholen kön-
nen. 

(Beifall FDP) 

Ich will zum Schluss noch eine Sache zur Situation 
in Bremen sagen. Ja, wir haben ein Problem mit der 
hohen Langzeitarbeitslosigkeit und natürlich auch 
mit teilweise niedrigen Löhnen. Beides sind aber 
Symptome und nicht die Ursachen. Es sollte jetzt 
Schluss sein mit dem Herumdoktern an den Symp-
tomen, sondern wir sollten uns um die Ursachen 
kümmern. Nicht willkürlich staatlich festgelegte 
Löhne schützen vor Armut, sondern eine gute Bil-
dungspolitik und gute, vor allem auch gute politi-
sche, Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. 

Wer glaubt, mit einem staatlichen Landesmindest-
lohn, auch, wenn er übrigens nur bei Vergaben und 
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öffentlichen Beschäftigten gilt, die Fehler von 70 
Jahren sozialdemokratischer Bildungspolitik in 
Bremen korrigieren zu können, der glaubt auch 
noch daran, dass der Weihnachtsmann Heilig-
abend die Geschenke unter den Weihnachtsbaum 
legt. 

(Unruhe – Zuruf Abgeordneter Röwekamp [CDU]) 

Ich freue mich darauf, was Sie mir am 24. erzählen. 
Bremen braucht dringend ein Umsteuern. Ich 
glaube, es gibt viele Parteien in diesem Hause, die 
dafür auch nächstes Jahr bereitstehen. 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Bücking. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen): 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich 
finde, an den Ausgangspunkt der gesamten Dis-
kussion gehört, dass wir feststellen: In der unters-
ten Etage des Lohnsystems unserer Republik läuft 
etwas schief. Diese 1 100 Euro netto, von denen 
Frau Böschen gesprochen hat, sind zu wenig. 

Wir beobachten, dass die Konjunktur, die uns jetzt 
schon so lange beglückt, abgesehen von ihren öko-
logischen Nebenwirkungen, daran offenkundig 
nur wenig ändert. Richtig ist auch zu sagen: Die 
letzte segensreiche Veränderung war die Einfüh-
rung des Mindestlohns. Die hat etwas spürbar ver-
bessert, man sieht es in der Statistik. 

Insofern ist die erste Frage: Gibt es eine Dysfunkti-
onalität der Bezahlung der ungelernten Arbeit? Um 
die geht es ja im Wesentlichen. Ich würde sagen: 
Ja, die gibt es. Die gibt es und man muss dagegen 
ansteuern. Jetzt kommen wir zur nächsten Frage: 
Das hat so gut geklappt mit dem Landesmindest-
lohn, der war der Ausgangspunkt einer Bewegung, 
die am Schluss dazu geführt hat, dass auch der 
Bund einen allgemeinverbindlichen Mindestlohn 
eingeführt hat, das machen wir einfach noch ein-
mal. Das ist die Frage, mit der wir uns jetzt beschäf-
tigen: Ist das Instrument geeignet, die nächste Kor-
rektur einzuleiten? 

Ich will ausdrücklich an den Anfang der Debatte 
stellen, dass es Bedarf an dieser Korrektur gibt. Wir 
diskutieren über die Frage: Ist der Landesmindest-
lohn ein Instrument, und wenn ja, wie müsste er 
ausgestaltet werden? Was kann so ein Bundesland 
wie Bremen zur Korrektur beitragen? Das, finde 
ich, ist die Frage. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Da sagen wir: Das Stichwort, das in der ersten 
Reihe der Fraktion der CDU gefallen ist, – wir be-
obachten im Moment so eine Art Versteigerung: 
Wer bietet mehr? – das hat, finde ich, die Eröffnung 
dieser Debatte schon beschädigt. Da war innerhalb 
von 14 Tagen zunächst die Fraktion DIE LINKE mit 
ihren 12,64 Euro, dann die Fraktion der SPD mit ih-
ren 12,00 Euro, dann der Bürgermeister mit, ich 
weiß es nicht mehr genau, 10,90 Euro oder 10,80 
Euro, und dann ging das noch ein bisschen hin und 
her. Irgendwann wurde die Zahl gefunden, auf die 
diese beiden Parteien sich offenkundig einigen 
können. 

So geht das mit uns nicht. Ich finde, eine der Erfah-
rungen aus der Auseinandersetzung um den Lan-
desmindestlohn und die dann folgenden Prozesse 
war, dass man sich bei der Erarbeitung der Struktur 
wie auch der Höhe mit Maß und Zahl dieser Gesell-
schaft auseinandersetzen muss, dass man schauen 
muss: Was passiert im Tarifsystem? Welche Grup-
pen von Arbeitnehmern fallen heraus? Warum ist 
das so, dass die Gewerkschaften und Arbeitgeber 
eine Lohnstruktur vereinbaren, bei der die Unters-
ten da landen, wo sie im Moment landen? Was 
kann man dafür tun, dass ordentliche Tarifverträge 
allgemeinverbindlich erklärt werden, und all diese 
Gesichtspunkte. Ich finde, das ist auch im großen 
Stil eine Debatte unter linken Tarifpolitikern und 
unter sozialdemokratischen Tarifpolitikern. Ich be-
daure das ja sehr, dass von den Grünen so wenige 
dabei sind. Aber Sie haben – –. Ich sage einmal, es 
sind Ihre Parteimitglieder, – 

(Unruhe DIE LINKE) 

die in diesen Tarifkommissionen sehr oft Struktu-
ren unterschrieben haben, bei denen ein Abstand 
zwischen Helfern und Gelernten und Ausgelernten 
und so weiter besteht, der sehr deutlich ist. Und Sie 
müssen sich fragen: Warum haben Sie das ge-
macht? Ich bitte, dass diese Argumente in der De-
batte eine Rolle spielen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP) 

Ich finde, wir müssen darüber nachdenken, ob es 
eine kluge Idee ist, die Tarifstruktur des öffentli-
chen Dienstes allgemeinverbindlich machen zu 
wollen. Bei allem Respekt, viele von Ihnen arbeiten 
im öffentlichen Dienst. Ehrlich gesagt, von uns 
auch. Aber das ist, glaube ich, kein hinreichender 
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Grund. Das ist ein Bundestarif. Es ist ein Bundesta-
rif, der nun in allen Branchen, in allen Ländern wir-
ken soll. 

(Abgeordnete Böschen [SPD]: Nein, der Länder!) 

Ich frage mich, ob das eine gute Idee ist. Ich frage 
mich, ob dabei berücksichtigt ist, dass Löhne in die-
sem Land in der Regel auf der Ebene von Branchen 
verhandelt werden. 

(Abgeordnete Leonidakis [DIE LINKE]: Dann kann 
man den Mindestlohn ja gleich abschaffen!) 

Ja, aber ich bitte Sie einfach nur, darauf zu achten, 
dass die Argumente, die beim Durchsetzen des ers-
ten Durchlaufs des Mindestlohns gewirkt haben, 
berücksichtigt werden, dass man nicht einfach so 
tut, als hätte man damit nichts mehr zu tun, als 
hätte das nicht auch gesellschaftlich eine gewisse 
Akzeptanz gehabt, weil wir da versucht haben, wi-
derspruchsfrei zu argumentieren. Das muss man in 
der zweiten Runde auch. Aus all diesen Gründen – 

(Zuruf SPD) 

treten wir auf die Bremse. Nicht, weil wir finden, 
dass das Einkommen der untersten Lohnschichten 
reicht, 

(Glocke) 

sondern weil wir die Begründung schlecht finden 
und die Konsequenzen schlecht finden, die Sie ent-
wickeln, treten wir auf die Bremse und sagen: Lasst 
uns sorgsam arbeiten. Lasst uns die Sache auf die 
Tagesordnung der Deputation setzen, lasst uns je-
des einzelne Argument prüfen 

(Unruhe SPD, DIE LINKE – Zuruf Abgeordnete 
Vogt [DIE LINKE] – Abgeordnete Dr. Schaefer 
[Bündnis 90/Die Grünen]: So ein Quatsch!) 

und dabei beachten, dass etwas dabei herauskom-
men muss. Wenn nichts dabei herauskommt, wenn 
am Ende die Wirkung der Sache nicht bis dahin 
reicht, wohin sie reichen soll, dann haben wir mit 
Zitronen gehandelt. Das schlage ich nicht vor. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kastendiek. 

Abgeordneter Kastendiek (CDU)*): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Nach 

dem Wortbeitrag von Robert Bücking könnten wir 
uns eigentlich zusammentun und das Landesmin-
destlohngesetz abschaffen, denn deutlicher kann 
man nicht zum Ausdruck bringen, worum es den 
Fraktionen der SPD und DIE LINKE im Augenblick 
geht. Es ist der 26. Mai 2019 und offensichtlich der 
Wettbewerb: Wer ist der bessere Vertreter der Ent-
erbten und ungerecht Behandelten in diesem Land, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. So 
kommt es einem vor, – 

(Beifall CDU) 

was wir hier seit Wochen und Monaten erleben. 

(Zuruf [FDP]: Haben wir schon!) 

Wir hatten uns schon überlegt, einen Gesetzent-
wurf einzubringen, mit dem wir sagen einfach N+1 
als Mindestlohn festsetzen nach dem Motto: Wer 
hat jetzt die letzte Zahl in den Raum hineingewor-
fen? Ich habe überhaupt kein sachliches Argument 
gehört, warum 12,64 Euro oder, oder, oder der rich-
tige Mindestlohn sein soll. Die Problemstellung die 
Sie angesprochen haben werden Sie damit nicht lö-
sen. 

(Beifall CDU) 

Das ist doch das Vordergründige Ihrer Argumenta-
tion. Natürlich haben wir langfristig ein Problem, 
insbesondere für die Generation der jetzt 20-, 30-
Jährigen. Wie sieht es in 30, 40, 50 Jahren mit den 
Alterseinkünften aus? Das werden Sie übrigens mit 
dem Thema Landesmindestlohn keineswegs lösen. 
Deswegen ist es richtig, dass auf Bundesebene eine 
Kommission eingesetzt worden ist, um hoffentlich 
langfristige Lösungsvorschläge zu erarbeiten, die 
dann nicht nur die nächsten vier Jahre gelten, Da-
mit werden Sie das Problem nicht dauerhaft lösen. 

Wenn Sie jetzt einem 25-Jährigen eine Antwort ge-
ben sollen, ob er mit 65, 67 oder 69, wie hoch auch 
immer das Renteneintrittsalter dann ist, entspre-
chende Einkünfte hat, mit denen er in Metropolen 
leben kann, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, dann ist das nicht die Antwort, die Sie damit 
geben können. 

(Beifall CDU) 

Sie geben mit dem Landesmindestlohn auch keine 
Antwort, wie wir das dauerhafte Problem in Bre-
men lösen, nämlich die überdurchschnittlich hohe 
Anzahl von Langzeitarbeitslosen. 
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(Abgeordneter Rupp [DIE LINKE]: Das wollen wir 
damit auch gar nicht!) 

Ach so! Das wird sogar noch verschärft, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, weil Sie nämlich das 
Lohnabstandsgebot, das Sie auch im Hinterkopf 
haben müssen, ignorieren. Sie werden es noch ver-
schärfen! Auch das werden Sie nicht lösen. Sie wer-
den auch nicht langfristig das Problem lösen, wie 
wir dauerhaft, wenn jemand wirklich 45 Jahre, das 
ist ja Ihre Fiktion, die Sie 

(Abgeordneter Rupp [DIE LINKE]: Das ist keine 
Fiktion, das ist eine Berechnungsgrundlage!) 

die sie auch als Grundlage – –. Ach ja, das ist näm-
lich nur eine Berechnungsgrundlage, das hat mit 
der Realität nicht allzu viel zu tun, weil der Anteil 
derjenigen, die 45 Jahre auf Landesmindestlohnni-
veau arbeiten, minimal ist. Auch das hat die Ant-
wort auf ihre Große Anfrage ergeben. Sie arbeiten 
nur mit Berechnungsgrundlagen, die mit der Reali-
tät nicht allzu viel zu tun haben, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! 

(Beifall CDU, FDP) 

Für uns als Fraktion der CDU ist daher das, was 
sich auf Bundeebene bewährt hat und übrigens 
auch eine hohe Akzeptanz bei Unternehmen, bei 
Handwerksbetrieben findet, soweit es den bundes-
weiten Mindestlohn angeht – –. Der hat sich be-
währt. Deswegen gibt es in unseren Augen keinen 
Grund, kein Argument, hier von der bundesweiten 
Regelung, die am 1. Januar 2019 auf 9,19 Euro, am 
1. Januar 2020 auf 9,35 Euro ansteigt, abzuwei-
chen. Ich habe auch keins in der Diskussion gehört, 
bis auf Wahlkampfgetöse und vielleicht den Nomi-
nierungsparteitag der SPD im September, der ja of-
fensichtlich den Bürgermeister dazu motiviert hat, 
in diese Argumentation einzusteigen. 

Was ist denn der nächste Schritt? Sie machen einen 
Landesmindestlohn. Und dann kommt der nächste 
Parteitag der SPD, auf dem gesagt wird: Wir ver-
pflichten hierzu alle Unternehmen, an denen Bre-
men Anteile hat, und der muss jetzt auch gezahlt 
werden. Da kommen Sie natürlich gerade im Lo-
gistikbereich in Wettbewerbsthematiken hinein. 
Tun Sie jetzt nicht so, ich weiß ja, was der Bürger-
meister, wenn er gleich sprechen wird, sagen wird: 
Nein, das haben wir alles überhaupt nicht vor, wir 
sind davon meilenweit von entfernt. Das haben Sie, 
als der Landesmindestlohn ausgesetzt wurde, übri-
gens auch allen erklärt: Die Bundesregelung ist die 

gute Regelung, und die lassen wir dauerhaft beste-
hen. Es gibt überhaupt keinen Grund, jetzt den 
Landesmindestlohn wieder einzuführen, das ma-
chen wir nur dann, wenn der Bundesmindestlohn 
abgeschafft wird. Das war damals die Argumenta-
tion der Fraktion der SPD, und deswegen traue ich 
Ihnen, trauen wir Ihnen an der Stelle nicht. Wenn 
Sie diesen Einstieg machen, werden Sie weitermar-
schieren, damit es sich am 26. Mai in Ihrer Philoso-
phie auswirkt und deswegen kann ich mich nur der 
Argumentation des Kollegen Bücking anschließen: 

(Abgeordneter Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Bilden Sie eine kleine Differenz!) 

Mehr Sachlichkeit unabhängig von Wahlkampfge-
töse, die Problemstrukturen auch strukturieren, ein 
Problem nach dem anderen abarbeiten, statt sich 
hier nur aufzuspielen nach dem Motto, wer ist der 
Gerechteste in diesem Land und dann zu hoffen, 
dass die jeweils Ungerechten Sie dann wählen wer-
den. Dieses Spielchen wird übrigens auch nicht 
aufgehen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Bernhard. 

Abgeordnete Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Ich weiß nicht, Herr Kastendiek, wie Sie das ma-
chen wollen, aber Sie müssen rechnen, um irgen-
detwas prognostizieren zu können. Sie brauchen 
Berechnungsgrundlagen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ohne Zahlen kommt auch die Fraktion der CDU 
nicht aus. Die Frage ist, welche Berechnungs-
grundlage nehmen wir denn? Natürlich ist das die 
Frage, das ist eine politische Entscheidung. Wenn 
wir sagen, die Grundlage ist die Existenzsicherung, 
dann finde ich das vollkommen richtig. Wie sehen 
unsere Lebenshaltungskosten aus? Was heißt Be-
darfsdeckung? Da habe ich dann tatsächlich die 
Frage an die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die 
sagen: Es muss armutsfest sein, Bedarfsdeckung ist 
richtig, Existenzsicherung ist richtig. Aber auch die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird eine Zahl 
brauchen. Und darum drücken Sie sich. 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Nein, das ist Quatsch!) 

Natürlich drücken Sie sich, großräumig! 
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(Beifall DIE LINKE, Abgeordnete Dr. Schaefer 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Wir machen es uns nur 
nicht so leicht wie Sie!) 

Das ist genau der Punkt, und deswegen verstehe 
ich es letztendlich nicht. Gibt es irgendetwas von 
den Grünen? Habeck sagt bundesweit: Natürlich 
müssen wir uns darüber Gedanken machen, wie 
Existenzsicherung aussieht. Letztendlich kommt 
dann nichts, das bleibt sehr unkonkret. 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Warten Sie es doch einmal ab, Frau Bern-
hard!) 

Wir können gleich die nächste Debatte anschlie-
ßen, das muss man ein Stück weit auseinander hal-
ten, das ist die Auseinandersetzung um Hartz IV. 
Da haben wir ganz ähnliche Verwerfungen. Ich 
finde das ganz interessant, es gibt von den Grünen 
ein paar Vorschläge, die SPD ist etwas zögerlicher. 

(Zwischenruf Bündnis 90/Die Grünen) 

Aber ich finde, das muss man auseinander halten. 
Es ist doch ein wichtiger Punkt zu sagen: Tarifbin-
dung funktioniert nicht mehr. Soziale Spaltung und 
der Niedriglohnsektor sind ein Fakt. Was ich über-
haupt nicht verstehen kann, auch nicht von der 
CDU, das hat Sybille Böschen hier zu Recht ange-
sprochen: Warum muss es bezüglich dessen eine 
staatliche Co-Finanzierung geben, dass die Men-
schen praktisch aufstocken? Warum sind wir nicht 
in der Lage, in diesem Land Existenz sichernde 
Löhne zu schaffen? Wenn man sich das zu Ende 
überlegt, ist das doch lächerlich. Genau darum 
geht es. Aus dieser Situation wollen wir hinaus. Wir 
haben uns sehr lange damit auseinandergesetzt, 
wie dieses Gesetz aussehen könnte. Deswegen 
finde ich es über so einen Einstieg richtig. Der Vor-
wurf, das sei jetzt Wahlkampfgetöse, der ist maßlos, 
der ist lächerlich. Wir haben das jedes Jahr hier ein-
gebracht. Wir haben nicht jedes Jahr Wahlkampf, 
wir sind, was den Mindestlohn anbelangt, vollkom-
men konsistent. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Uns vorzuwerfen, das wäre jetzt Wahlkampfgetöse 
– –. Ich gebe zu, leider hat die Fraktion der SPD zu-
gestimmt, das auszusetzen, wir waren immer strikt 
dagegen, das war auch ein Fehler. Gut, sie können 
ja schlauer werden an dem Punkt. Es gibt verschie-
dene andere Punkte, an denen sie auch schlauer 
werden könnten, aber ich finde es auf jeden Fall 
zutreffend, dass wir ein Stück vorankommen, die 

Grundlage schaffen und das Signal in dieses Land 
geben: Hallo Leute, es ist wirklich ein Riesenprob-
lem, ihr kommt im Grunde genommen nicht klar 
mit dem, was ihr monatlich auf dem Tisch habt, wir 
kümmern uns darum, und wir werden auf Landes-
ebene genau dieses Signal senden. Es wird auch 
für uns hier einen Effekt haben. Darum geht es. 
Und dass die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dazu 
sagt: So genau wissen wir das noch nicht, das müs-
sen wir erst noch einmal ein bisschen hinausschie-
ben, finde ich ein Armutszeugnis. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Dr. Müller. 

Abgeordnete Dr. Müller (Bündnis 90/Die Grünen): 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Dass 
das hitzig würde, habe ich mir fast gedacht, aber 
dass man sich so Umarmungsversuchen verwei-
gern muss, damit hatte ich jetzt doch nicht gerech-
net. In der Tat, ich trete da einmal ein bisschen auf 
die Bremse, lieber Herr Kollege Kastendiek, denn 
in der Frage passen noch viele Blätter Papier zwi-
schen uns. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ganz ehrlich habe ich Lösungsvorschläge für die 
Tatsache, dass sehr, sehr viele Menschen hier im 
Land Bremen für Löhne arbeiten, die alles andere 
als Existenz sichernd sind, von Ihnen nicht gehört. 
Frau Steiner ist jetzt schon gar nicht mehr da, – 
doch. Sie haben gesagt, es ist keine Ursachenbe-
kämpfung, sondern nur Symptombekämpfung, 
aber über die Ursachen habe ich auch von Ihnen 
nichts gehört. Das fand ich für so eine Debatte sehr 
schade, muss ich sagen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Deswegen sind wir als Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen gern bereit, die Debatte intensiv fortzufüh-
ren, um tatsächlich alle Belange jenseits der Höhe 
eines Mindestlohns noch einmal miteinander be-
sprechen zu können. Um es für alle, die immer wie-
der Märchen in der Weltgeschichte verbreiten, 
noch einmal ganz deutlich zu sagen: Wir sind für 
einen Mindestlohn, eindeutig, das steht sogar im 
Wahlprogramm. Ja, da steht ein bisschen interpre-
tierbar armutsfester Mindestlohn, aber das ist auch 
tatsächlich gerade unsere Situation: Wir haben uns 
noch nicht auf eine Berechnungsgrundlage geei-
nigt. Das sehe ich, ehrlich gesagt, auch auf der lin-
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ken Seite des Hauses noch gar nicht so richtig, son-
dern es wird relativ, wie soll ich sagen, spontan im-
mer wieder einmal irgendeine Zahl in den Raum 
geworfen. Also allein heute in der Debatte: Wir ha-
ben angefangen zu erwähnen, dass der Bund sich 
auf 9,19 Euro festlegt, übrigens mit nicht ganz von 
der Hand zuweisenden Argumenten. Dann waren 
die Zahlen 10,80 Euro, 10,93 Euro, 12,00 Euro, 
12,63 Euro im Raum. Was denn nun? Wieso nicht 
11,78 Euro? 

(Zwischenruf Frau Vogt [DIE LINKE]) 

Ich sage jetzt 11,78 Euro, vielleicht reicht das ja 
auch aus. Mir sind die Datengrundlagen überhaupt 
noch nicht einleuchtend, weder von der Hans-
Böckler- noch von allen anderen Stiftungen. Ich 
möchte das intensiv beraten und besprochen ha-
ben, und ich möchte, dass, wenn wir im politischen 
Raum, was ich richtig finde, was meine Fraktion 
richtig findet und auch die Partei, wieder als politi-
sche Entscheidung einen Landesmindestlohn fest-
legen, dass wir uns dann auch wirklich gründlich 
mit den Berechnungsgrundlagen auseinander ge-
setzt haben und nicht einmal ungefähr sagen, neh-
men wir einmal 10,63 Euro oder 10,93 Euro. 

(Abgeordnete Strunge [DIE LINKE]: Wann fangen 
Sie denn damit an!) 

Das ist mir nicht genug. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich möchte auch – –. Es ist allen bewusst, dass, neh-
men wir an, wir führen jetzt diesen Landesmindest-
lohn von zehn bis elf Euro ein, der Großteil der 
Menschen in Bremen, der unter nicht Existenz si-
chernden Verhältnissen arbeitet, davon erst einmal 
überhaupt nichts hat. Ich lehne es ab, dass wir jetzt 
so tun, als sei das der große Segenswurf für die 
meisten Menschen im Land, die von ihrem Lohn 
nicht leben können. Das zu suggerieren finde ich 
wirklich fahrlässig. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Das eine ist eine politische Entscheidung, der Lan-
desmindestlohn das andere. Natürlich müssen wir 
darüber hinaus viel mehr über andere Begleit-, 
wenn nicht sogar wichtigere Maßnahmen sprechen 
wie die Allgemeinverbindlichkeitserklärung, wie 
die Tatsache – das geht jetzt eher an den rechten 
Teil des Raums – wieso halten sich so wenige an 
Tarifvereinbarungen, wieso steigen immer mehr 
aus? Dafür hätte ich von dieser Seite heute gern 

einmal irgendein Argument gehört oder irgendeine 
Idee, wie man den Arbeitgeberteil der Tarifpartner 
dazu bekommt, wieder ordentliche Tarife zu ver-
einbaren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Letzter Punkt: In dem letzten Landesmindestlohn-
gesetz haben wir vereinbart, dass über die jewei-
lige Höhe eine Landesmindestlohnkommission be-
findet, in der Experten vertreten sind und eine pa-
ritätische Besetzung stattfindet. Warum das jetzt 
keine gute Idee mehr sein soll, obwohl es in § 8 
festgeschrieben ist, hat sich mir noch nicht er-
schlossen. Wir wünschen uns in der Tat, dass, wenn 
wir uns für einen Landesmindestlohn entscheiden, 
wir das auf Grundlage einer intensiven Beratung 
auch in einer Landesmindestlohnkommission tun. 
Um die Debatte im parlamentarischen Raum noch 
einmal zu intensivieren, beantragen wir daher, die 
Aussetzung der ersten Lesung und die Überwei-
sung in unsere Deputation für Wirtschaft, Arbeit 
und Häfen, in der die Federführung liegen soll, und 
in den Haushalts- und Finanzausschuss. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort Bürgermeister Dr. Sieling. 

Bürgermeister Dr. Sieling: Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren! 2012 war Bremen Vorreiter mit 
der Einführung des Mindestlohns. Das war ein rich-
tiger Schritt, um damals bundesweit erstmalig eine 
Lohnuntergrenze zu finden. Es war eine Maß-
nahme, die vielen Menschen geholfen hat, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es ist jetzt an der Zeit, das ist jedenfalls meine Auf-
fassung, dass Bremen wieder vorangeht. Bremen 
kann auch wieder vorangehen. Ich möchte aus 
meiner Sicht die wesentlichen Aufgaben benen-
nen, die in den weiteren Beratungen zu lösen sind, 
und auch gelöst werden können. In jedem Fall be-
danke ich mich dafür, dass der überwiegende Teil 
der Rednerinnen und Redner heute festgestellt hat, 
dass wir die Aufgabe haben, bei den unteren Ein-
kommen zu Erhöhungen zu kommen. Dass das eine 
Verantwortung und Aufgabe ist, wird sehr breit ge-
teilt und ist eine gute Basis. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Warum müssen wir uns dem jetzt stellen? Das Erste 
ist, dass wir – und das ist der Grund dafür, jetzt 
dazu zu kommen, das Bremische Landesmindest-
lohngesetz wieder aufleben zu lassen, mit Leben zu 
füllen und den Automatismus zu der Entwicklung 
im Bund aufzuheben – natürlich insgesamt eine 
Entwicklung haben, auch eine Entwicklung der 
Lohneinkommen, die dazu führt, dass es zu einer 
Entkopplung kommt. Wir haben eine starke wirt-
schaftliche Entwicklung, die die Basis dafür schafft 
und es ermöglicht, endlich den Schritt zu machen 
eine Untergrenze zu definieren, die dazu führt, 
dass die Menschen, die arbeiten, nicht mehr zum 
Amt gehen müssen, sich dort Geld holen und damit 
faktisch Löhne subventioniert werden, meine Da-
men und Herren. Damit können wir jetzt Schluss 
machen, und das sollten wir tun. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Dies ist auch der erste Grund dafür, warum die 
Größenordnungen, ich sage jetzt ganz ausdrück-
lich Größenordnungen, bei unterschiedlichen Be-
rechnungen zwischen 10,50 Euro und 11,00 Euro 
landen. Es gibt verschiedene Berechnungen, die 
darauf hindeuten und belegen, dass man damit aus 
der Aufstockersituation heraus ist. Das ist für uns 
eine Plausibilität, an der Stelle als Land zu handeln. 
Die Frage ist doch, warum ich auf der einen Seite 
Einkommen, Löhne und Gehälter zahle und auf der 
anderen Seite den Leuten, auch wieder aus Steuer-
geldern, die Aufstockung finanzieren muss. Das ist 
neutral, da muss man heraus. Man muss den Weg 
zum Amt unterbinden, und die Chance haben wir 
jetzt. Das wollen wir und das sollten wir nutzen, das 
kann ich nur sehr empfehlen. 

Der zweite Punkt geht damit einher: Die Grund-
überlegung ist, wenn ich in Bremen im Auftrag 
Bremens arbeite, im Lande Bremen im Auftrag des 
Landes Bremen – –, Abgeordneter Bücking, das ist 
ein Aspekt, den Sie auch aufgeworfen haben, wie 
kommt man zu diesem Punkt: Wer im Auftrag Bre-
mens arbeitet und wir sind uns doch einig, dass die 
Menschen, die für uns reinigen, die für uns Fahr-
dienste leisten, die für uns Wachdienste wahrneh-
men, aber das nicht als Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Öffentlichen Dienstes machen, son-
dern den Auftrag erhalten, dass die im Auftrag Bre-
mens arbeiten. Da muss es doch ein Grundprinzip 
sein, dass, wer Steuergeld bekommt und damit von 
bremischem Steuergeld lebt, einheitlich behandelt 
werden muss und es keine Unterschiede darin gibt. 
Dass man eine Untergrenze hat, die auch etwas mit 
dem Tarifvertrag zu tun hat, den wir abschließen 
und der hier gilt. Es gibt zwei Tarifverträge, den 

Tarifvertrag des Öffentlichen Dienstes und den Ta-
rifvertrag der Länder. Das ist die Bindung, das 
Grundprinzip: Wer von Steuergeldern Bremens ar-
beitet, für Bremen arbeitet, hat einen Mindestlohn 
in dieser Untergrenze zu verdienen! 

(Beifall SPD) 

Dieser zweite Grund führt dazu, dass man zu dem 
Ergebnis kommt, dass wir glücklicherweise, hier ist 
auch über das Verhalten der Tarifpartner geredet 
worden, mittlerweile in Größenordnungen dieser 
Art sind und die unterste Stufe im Tarifvertrag der 
Länder in der Gruppe 1 bei 10,93 Euro liegt. Wenn 
wir das als Land machen, ist das, glaube ich der 
richtige Tarifvertrag. Das ist der Vorschlag. Es ist 
auch über den TVöD geredet worden. Wenn der 
Antrag in die Deputation geht, wird man diese 
Frage sicherlich noch einmal diskutieren. Das ist 
ein gutes Recht und ein guter Anlass, eine wichtige 
Fragestellung, die noch einmal sehr gut diskutiert 
und ventiliert werden muss. Aber es geht hier nicht 
darum, den Tarifvertrag für den Öffentlichen 
Dienst allgemeinverbindlich zu machen, wie hier 
argumentiert wurde, sondern es geht darum, dies 
nur für diese Aufgaben, und das ist ja unser be-
grenzter Bereich, möglich zu machen. 

(Abgeordneter Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Es geht doch um ein Modell für das Ganze!) 

Wir haben erst einmal unseren Handlungsrahmen 
als Grundlage, und ich bin der Auffassung, dass 
das ein guter und richtiger Weg ist. Wir können an 
der Stelle in diese Richtung handeln. 

Dann bin ich auch beim dritten wichtigen systema-
tischen Argument: Es ist, meistens von der Seite, 
die ganz rechts außen sitzt, immer beklagt worden, 
dass wir zu viel Bürokratie haben. Es gab zu An-
fang eine heftige Debatte darüber, ob man eine bü-
rokratische Kommission einsetzt, die aus Sozial-
partnern und so weiter besteht. Das war, Frau Stei-
ner, als es überhaupt um Mindestlöhne ging, hef-
tigst umstritten, weil immer gesagt worden ist, da-
mit entweicht ihr eigentlich den tarifvertraglichen 
Regelungen. 

Hier haben wir die Chance, uns für unseren Rege-
lungsbereich anzuschließen an das, was die Tarif-
partner aushandeln. Darum bin ich auch der Auf-
fassung, es muss eine wirkliche Untergrenze sein 
und das ist der Wert. Die Fraktion DIE LINKE hat 
in ihrem Antrag ein paar Ausführungen dazu ge-
macht, dass man vielleicht doch noch Bruttolohn-
berechnungen und so weiter und so fort machen 
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soll. Das passt dort systemisch nicht hinein, sondern 
es ist vernünftig, es einfacher zu machen und 
schlicht und einfach zu sagen, es gilt das, was in 
dieser Tariflohngruppe vereinbart ist. Das wird für 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Öffentli-
chen Dienstes gezahlt, und das wird auch für alle 
gezahlt, die vielleicht nicht im Öffentlichen Dienst 
sind, aber für Bremen, ich sage es noch einmal, für 
Bremen, ich meine damit immer das Land, also Bre-
men und Bremerhaven, beide Stadtgemeinden und 
das Land, arbeiten. Das ist der Grundsatz, und ich 
glaube, das ist ein guter Grundsatz. Ich würde mich 
jedenfalls sehr freuen, wenn darüber die weiteren 
Beratungen stattfinden. Im Übrigen kommt man 
mit der Automatik, die damit eingebaut ist, dass es 
wirklich die Sozialpartner sind, die das aushandeln, 
auch dazu, dass man Schritt für Schritt in Richtung 
12,00 Euro geht und damit mit dem Mindestlohn 
auch in Richtung Altersarmutsfestigkeit mar-
schiert. Das muss doch ein wichtiges Ziel sein, 
meine Damen und Herren, das dieses Haus auch 
unterstützt! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich glaube, Bremen kann mit einem solchen Schritt 
zu einem wirklichen Land der guten Arbeit wer-
den. Wir können eine Vorbildfunktion haben, weil 
wir damit auch einen besseren Vorschlag machen 
als das, was in anderen Bundesländern, es wird lei-
der nur erst in den anderen beiden Stadtstaaten 
diskutiert, beraten wird. Den Berliner Vorschlag 
kennt man noch nicht genau, der Hamburger Vor-
schlag bezieht sich gerade nicht auf die Bereiche, 
die über Vergaben oder Dienstleistungsaufträge 
geregelt werden und setzt erheblich höher ein, wo-
mit auch eine wirtschaftliche Belastung einherge-
hen würde, die man mitbedenken muss. Deshalb 
bin ich dafür, dass Sie in Ihrer weiteren Beratung 
im Parlament, aber auch in der Deputation berück-
sichtigen, dass wir hier etwas Finanzierbares und 
wirtschaftlich Vernünftiges auf den Weg bringen. 

Das ist die Grundüberlegung, die ich hier dargelegt 
habe und zu der ich mich bekenne. Ich wünsche 
mir sehr, meine Damen und Herren, dass Sie hier 
im Hause den Mut haben, dass Bremen erneut vo-
rangeht, dass ordentlich sachlich gearbeitet und 
beraten wird. Das ist nämlich kein Wahlkampf, 
sondern es ist eine Hilfe für die Menschen, und da-
rum möchte ich, dass das noch in dieser Legislatur-
periode geregelt wird. Es wäre mein Wunsch, dass 
wir noch in dieser Zeit zu einem Mindestlohngesetz 
kämen. Dann tun wir etwas Gutes für die Men-
schen und zeigen, was Politik kann! 

(Beifall SPD) 

Dafür sind Sie gewählt und wir gewählt. – Vielen 
Dank! 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kastendiek. 

Abgeordneter Kastendiek (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren, lie-
ber Herr Bürgermeister! Eine Frage haben Sie offen 
gelassen: Warum Sie das bewährte Prinzip, dass 
Tarifpartner Lohnuntergrenzen aushandeln, hier in 
Frage stellen. 

(Abgeordnete Vogt [DIE LINKE]: Weil es das nicht 
mehr flächendeckend gibt!) 

Es wäre doch ein Leichtes für Sie, Herr Bürgermeis-
ter. Gut, nun haben wir das Problem, dass Sie keine 
Richtlinienkompetenz haben, aber ich denke ein-
mal, bei dem konstruktiven Miteinander, das Sie in 
der Koalition und im Senat immer wieder postuliert 
pflegen, ist es doch gar kein Problem, Ihre Finanz-
senatorin für die Tarifverhandlungen anzuweisen, 
Entsprechendes für die Betroffenen auszuhandeln, 
die Sie gerade angesprochen haben. Sie haben so-
gar den Vorteil, dass Sie die finanziellen Auswir-
kungen Ihrer Beschlüsse im Senat gleich in den 
Haushalt einstellen können. 

Also: Sie schlagen zwei Fliegen mit einer Klappe, 
nämlich einmal das bewährte System, das wir auf 
allen Ebenen für richtig halten, dass Tarifpartner 
Löhne aushandeln, für Qualifizierte, für weniger 
Qualifizierte und vielleicht auch für nicht Qualifi-
zierte und Sie gleichzeitig sagen können, welche 
finanziellen Auswirkungen das für den Haushalt 
hat. Das wäre seriös, das wäre nachhaltig, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Damit entlar-
ven Sie sich letztendlich doch nun wieder, dass es 
Ihnen allein nur um Wahlkampf geht. Es geht 
Ihnen um den 26. Mai 2019, denn ansonsten hätten 
Sie schon längst für die anstehenden Tarifverhand-
lungen, wo auch immer, Ihrer Finanzsenatorin sa-
gen können, verhandeln Sie entsprechend. Das 
können Sie nämlich. Ich glaube, die Gewerkschaf-
ten, Ihre Mitstreiter in den Parteien würden sofort 
sagen, ausgezeichnet, sehr gut gelaufen. Vielleicht 
ist es aber doch so, dass Sie dann die Befürchtung 
haben, dass die Finanzsenatorin sich hinstellt und 
sagt, das Verhandlungsergebnis habe ich heraus-
geholt. Also, diese Frage ist hier völlig offen geblie-
ben. Deswegen bleiben wir bei unserer ablehnen-
den Haltung. Wir lehnen diesen Antrag ab, wir 
überweisen auch nicht, denn hier gibt es überhaupt 
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kein sachliches Argument, sich damit noch weiter 
zu beschäftigen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU, BIW) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Vogt für eine Kurzintervention. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Ich möchte einmal klar 
und deutlich machen, dass hier heute etwas pas-
siert, was ich eigentlich selten erlebt habe, dass 
nämlich gegen den Willen der antragstellenden 
Partei ein Antrag überwiesen werden soll. 

Liebe Frau Dr. Müller, es gibt die Berechnungs-
grundlagen, und das ist eine politische Entschei-
dung, ob man sich für einen Mindestlohn entschei-
det, der lebenssichernd ist, Existenz sichert, oder 
für einen, der altersarmutsresistent ist. Zwischen 
diesen beiden Punkten diskutiert die Öffentlichkeit 
seit zehn Jahren, und Sie hätten längst mit Ihrem 
Koalitionspartner zu einer Lösung kommen sollen. 

Wenn der Antrag jetzt überwiesen wird, dient das 
eigentlich nur einem einzigen Zweck, dass dieser 
Antrag dann erledigt ist, weil er vor Mai, also vor 
den Wahlen, nicht wieder im Parlament behandelt 
wird, und Sie müssen nicht Farbe bekennen. 

(Beifall Die LINKE) 

Deswegen sagen wir auch ganz klar, wir hätten 
diesen Antrag hier heute gern abgestimmt gehabt, 
die Koalition hatte lange genug Zeit – die Debatte 
um den Mindestlohn gibt es seit zehn Jahren –, eine 
politische Lösung zu finden. Wir werden der Über-
weisung nicht zustimmen. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Dogan: Frau Vogt, das nehmen 
wir zur Kenntnis, aber letztendlich entscheidet die 
Bürgerschaft. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es ist beantragt worden, die erste Lesung zu unter-
brechen und das Vierte Gesetz zur Änderung des 
Landesmindestlohngesetzes zur Beratung und Be-
richterstattung an die staatliche Deputation für 
Wirtschaft, Arbeit und Häfen (federführend) und 

den staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss zu 
überweisen. 

Wer der Unterbrechung der ersten Lesung und der 
Überweisung des Gesetzes zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! 

(SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Abgeordnete Frau 
Wendland [parteilos], Abgeordneter Öztürk [SPD, 
fraktionslos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(CDU, FDP, DIE LINKE, BIW, Abgeordneter Schä-
fer [LKR], Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt die Unterbrechung der ersten Lesung und 
die Überweisung des Gesetzes. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
der Antwort des Senats vom 4. Dezember 2018 
Drucksache 19/1942 auf die Große Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE Zukunft des Landesmindest-
lohns vom 26. September 2018 (Drucksache 
19/1848) Kenntnis. 

Ich unterbreche die Landtagssitzung für eine Mit-
tagspause bis 14:55 Uhr. 

 

Vizepräsident Imhoff eröffnet die Sitzung wieder 
um 14.55 Uhr. 

Vizepräsident Imhoff: Die unterbrochene Sitzung 
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet. 

Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Ist Bremen für den Brexit ausreichend gewapp-
net? 
Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 23. Oktober 2018 
(Drucksache 19/1871)  

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 13. November 2018 
(Drucksache 19/1912)  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister 
Dr. Sieling. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1942
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1848
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1871
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1912
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Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. – Das ist der Fall! 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Grobien. 

Abgeordnete Grobien (CDU)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Aktueller kann 
eine Debatte in der Bremischen Bürgerschaft wohl 
kaum sein. Die Verschiebung der Abstimmung im 
Unterhaus des englischen Parlaments über das Ab-
kommen zwischen dem Vereinigten Königreich 
und der Europäischen Union bestimmt seit zwei 
Tagen wieder die Medien. Heute nun auch noch 
die Nachricht über das Misstrauensvotum gegen 
Theresa May heute Abend. Die Ratlosigkeit über 
das Brexit-Chaos ist nicht kleiner, sondern eher 
größer geworden. Die unterschiedlichen Ausstiegs-
szenarien waren für uns als Fraktion der CDU im 
Oktober vor dem Hintergrund der Bedeutung bre-
misch-britischer Verflechtungen Anlass dafür, die 
Große Anfrage an den Senat zu richten. Sie trägt 
den Titel „Ist Bremen für den Brexit ausreichend 
gewappnet?“. Denn eines ist klar, in jedem Fall, 
egal welches Szenario zum Tragen kommt, wird es 
Auswirkungen auf den bremischen Wirtschafts- 
und Handelsstandort geben. Am 29. März 2019 gilt 
entweder das mit der EU ausgehandelte Über-
gangsabkommen mit den Übergangsfristen bis 
2021. Dann wird die Landung etwas weicher. Oder 
es kommt Ende März, und das wird seit zwei Tagen 
immer wahrscheinlicher, doch zum harten Brexit 
mit dann noch ungeahnten Folgen für alle Beteilig-
ten. 

Zunächst danke ich dem Senat für die in vielen Tei-
len doch sehr ausführliche Antwort auf unsere Fra-
gen, auch wenn die Antworten manchmal etwas 
vage bleiben, was aber auch auf die chaotischen 
Verhältnisse in Großbritannien zurückzuführen ist 
und den Umstand, dass tatsächlich niemand die 
Folgen eines harten Brexits vollumfänglich ab-
schätzen kann. Vor allem im Warenverkehr mit den 
dann erforderlichen Zollabfertigungen werden im 
Vereinigten Königreich chaotische Zustände er-
wartet, eingeschränkte Verkehre, massenhafte 
Lkw-Staus, eingeschränkter Flugverkehr, Eng-
pässe sogar in der Lebensmittelversorgung werden 
befürchtet. Kommt es zu einem harten Brexit, dann 
muss Großbritannien wie ein Drittstaat mit allen 
Folgen und Konsequenzen behandelt werden. Der 

Warenhandel, Zoll, Marktzugänge und Regulie-
rungen für technische, chemische und pharmazeu-
tische Produkte, aber auch Markenrechte, Patent-
rechte sowie Lizenzverträge und das Gesellschafts-
recht müssen unter den neuen Voraussetzungen 
neu vereinbart werden. Deutsche Unternehmen, 
zum Beispiel die Mitarbeiter nach Großbritannien 
entsenden, bräuchten plötzlich Aufenthaltsgeneh-
migungen für ihr Personal. Es werden keine um-
satzsteuerfreien Lieferungen mehr geben, und 
nach einer zollrechtlichen Ausfuhranmeldung bei 
der Einfuhr in Großbritannien wird sofort und di-
rekt die Einfuhrumsatzsteuer fällig. 

Auch die Transport- und Logistikbranche steht vor 
großen Herausforderungen. Wenn Zollkontrollen 
eingeführt werden, etwa in Calais und Dover, wird 
das zu ungeahnten Wartezeiten und Staus an den 
Grenzen führen. Auch in Bremerhaven und am 
Flughafen Bremen ist mit Verzögerungen zu rech-
nen. Zoll ist Bundesrecht, und der Bund hat bereits 
reagiert. Die deutsche Finanzverwaltung wird bun-
desweit zusätzlich 900 Stellen schaffen, um dem 
Regelungs- und Abfertigungsbedarf gerecht zu 
werden. Exporteure und Importeure müssen sich 
darauf einstellen, dass sie ab April kommenden 
Jahres Einfuhr- und Ausfuhranmeldungen ausfül-
len müssen. Und Bremen? Der Senat hat insgesamt 
20 Landesgesetze und Verordnungen identifiziert, 
bei denen aufgrund des Brexits möglicherweise 
Änderungsbedarf besteht. Im Gegensatz zu Nie-
dersachsen allerdings, die bereits ein Übergangs-
gesetz auf den Weg gebracht und verabschiedet 
haben, spielt Bremen auf Zeit und wartet den wei-
teren Verlauf der Verhandlungen und Abstimmun-
gen ab. 

Ansonsten gibt es, wie immer hier üblich, Staatsrä-
terunden, die sich mit dem Brexit befassen, und na-
türlich auch die entsprechenden Teilnahmen und 
Präsenzen an den Bund-Länder-Arbeitsgruppen. 
Groß ist das Angebot an Hilfestellungen durch die 
Handelskammer in Bremen. Informationsveran-
staltungen für die Wirtschaft, Stammtische, Bera-
tungen im Plenum und andere Hilfestellungen zei-
gen, dass die Handelskammer zum Thema Brexit 
sehr agil ist und ihre Betreuungsfunktion für die 
mittelständische Wirtschaft auch sehr gut ange-
nommen wird. Volkswirtschaftlich gesehen hätte 
ein ungeordneter Brexit aus bremischer Sicht im 
Automobil- und Luftfahrtbereich die spürbarsten 
Auswirkungen. Das Vereinigte Königreich ist ein 
wichtiger Zuliefermarkt für Airbus in Bremen und 
für das Mercedes-Werk ein wichtiger Absatzmarkt 
für Automobile. 
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Auf der anderen Seite haben solche Unternehmen 
am ehesten das Know-how und die Ressourcen, um 
ihre Prozesse umzustellen, auch wenn sie dann et-
was komplizierter, langwieriger und teurer wer-
den. Größere Schwierigkeiten haben die kleinen 
Mittelständler. Wir hoffen und erwarten vom Senat, 
dass er alles tut, um negative Folgen des Brexit für 
die bremische Wirtschaft, unsere Arbeitnehmer 
und unsere Bevölkerung abzuwenden. 

Als Kandidatin für die Wahl zum Europäischen Par-
lament liegt mir zum Schluss aber noch ein Satz zur 
Situation in Europa am Herzen. Ich kann mich noch 
gut an den 24. Juni 2016 erinnern, den Tag, als 
morgens das Brexit-Votum bekannt geworden ist. 
Man ging abends ins Bett und dachte, das wird 
schon alles, und am nächsten Morgen sah die Welt 
plötzlich von einem Moment auf den anderen ganz 
anders aus, übrigens in dem Jahr noch ein zweites 
Mal, als im November der amerikanische Präsident 
gewählt wurde. 

Jetzt, zwei Jahre nach dem Referendum, ist die Un-
sicherheit größer denn je. Es kann nicht sein, dass 
Großbritannien nach zwei Jahren Verhandlungen 
versucht, die europäische Staatengemeinschaft vor 
sich her zu treiben. Einem möglichen Nachverhan-
deln des Abkommens hat der Präsident des Euro-
päischen Parlaments daher schon konsequent eine 
Absage erteilt. Die Unsicherheit und die wider-
sprüchlichen Aussagen zum Thema Brexit machen 
deutlich, wie wichtig die Gemeinsamkeiten der 
Gemeinschaft der anderen 26 Mitgliedsstaaten ist 
und wie wichtig es ist, weiter dafür zu kämpfen und 
einzutreten. 

Eines möchte ich deutlich machen, das ist mein 
letzter Satz: Sollten sich die Briten tatsächlich für 
einen Verbleib in der EU entscheiden, dann sollten 
wir diese Entscheidung begrüßen, denn gerade als 
Bremerinnen und Bremer sollten wir uns um diese 
Option nicht streiten. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Am 23. 
Juni 2016 entschieden sich die britischen Wähler 
mit einer knappen Mehrheit für den Austritt aus 
der Europäischen Union. Die Briten wollen Demo-
kratie, Liberalität, Rechtsstaatlichkeit, Sicherheit 
und Wohlstand genau wie wir. Offensichtlich ist 
aber ein großer Teil der Briten davon überzeugt, 

dass sie das allein besser realisieren können, und 
haben ihr Misstrauen gegenüber Europa zum Aus-
druck gebracht. 

Menschen aus anderen Ländern orientieren sich 
daran und nähren ihre europafeindliche Haltung. 
Mit dazu beigetragen haben, erstens Ohnmacht 
angesichts der geringen Einflussmöglichkeiten der 
Nordländer innerhalb der EU, zweitens Unklarheit, 
wie mit der gemeinsamen Migrationspolitik oder 
den sehr unterschiedlichen Sozialstandards umge-
gangen werden soll, und drittens realer oder ge-
fühlter Kontrollverlust, wenn in Brüssel Entschei-
dungen getroffen werden, die das einzelne Land 
selbst regeln könnte und bei denen am Ende keiner 
weiß, wie sie zustande gekommen sind, Beispiele: 
Treibstoff, Stickoxide. Alle drei Punkte sind Treiber 
bei den Europäerinnen und Europäern, welche die-
ses einmalige Friedensobjekt Europäische Union 
bekämpfen. 

Als Freie Demokraten verstehen wir die Gründe, 
bedauern aber ausdrücklich, dass die zweitgrößte 
Volkswirtschaft Europas die gesamte politische 
Nachkriegsordnung mit ihrer Entscheidung infrage 
stellt. Wir bedauern das insbesondere auch mit 
dem Blick auf globale Dynamiken, denn mit der 
Perspektive auf die Global Player gibt es keine Al-
ternative zur EU, wenn wir nicht in der Bedeu-
tungslosigkeit des Weltgeschehens versinken wol-
len. 

(Beifall FDP) 

Wie integrativ die Ausgestaltung der Umsetzung 
der EU ist, darüber ist nachzudenken. Der Begriff 
der Rosinenpickerei assoziiert den Klaps auf ein 
unartiges Händchen. Es geht in Europa um Freiheit 
für Menschen, Dienstleistungen, Waren und Kapi-
tal. Das geht nicht mit der Bestrafung von Ländern, 
die ausscheiden wollen oder mit Zwang zusam-
mengehalten werden. Nur ein System, das man 
verlassen kann, in dem man freiwillig ist, ist stabil, 
meinte Professor Sinn letzte Woche bei dem Unter-
nehmerforum im Parkhotel und wir wollen doch 
letztlich alle ein stabiles Europa. 

(Beifall FDP) 

Gestern sollte nun das Unterhaus über die Modali-
täten des Ausstiegs des Vereinigten Königreichs 
aus der EU entscheiden. Frau May verschob den 
Entscheidungstermin. Die kurzfristigen Folgen des 
Brexits auf die Briten selbst, werden den Bürgern 
jetzt immer bewusster: Verzögerungen bei der 
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Zollabfertigung, Engpässe bei der Stromversor-
gung oder bei den Chemikalien für Trinkwasser-
aufbereitung und so weiter. 

Auch viele Versprechungen, welche im Zusam-
menhang mit dem Brexit gemacht worden sind, wie 
zum Beispiel eine bessere finanzielle Ausstattung 
des National Health Service, werden nicht einge-
halten. Vielleicht ginge das Referendum von 2016 
heute anders aus. Vorgestern entschied der Euro-
päische Gerichtshof, dass sich das Vereinigte Kö-
nigreich ohne weitere Abstimmungen mit anderen 
EU-Staaten noch bis zum 29. März 2019 gegen ei-
nen Brexit entscheiden könnte. 

Für Deutschland und insbesondere für unsere vom 
Export bestimmte Handelsstadt Bremen wäre dies 
eine äußerst wünschenswerte Kehrtwende. 

Würde, sollte, hätte – wir wissen nicht, was gesche-
hen wird. Daher müssen sich Bürger, Unternehmen 
und Verwaltung auf die Situation vorbereiten, die 
kommen könnte. Denn wir wollen, dass das Verei-
nigte Königreich, in welcher Form auch immer, en-
ger Handelspartner von Deutschland und Bremen 
bleibt. Das Thema ist groß, daher wollte ich nicht 
nur platt die gestellte Frage beantworten, aber zur 
konkreten Bewertung und Kommentierung der Se-
natsantwort komme ich nachher noch einmal. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat die 
Abgeordnete Dr. Müller das Wort. 

Abgeordnete Dr. Müller (Bündnis 90/Die Grünen): 
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Lassen Sie mich mit einer aktuellen 
Kommentierung der Nachrichten von heute anfan-
gen. Als der Brexit beschlossen wurde, habe ich ge-
dacht, das ist ein gravierender Fehler, den die Bri-
ten machen. Damit war ich nicht allein. Aber dass 
sie die Premierministerin heute auch noch mit ei-
nem Misstrauensvotum belegen, obwohl sie mor-
gen in Brüssel versucht, den Vertrag nachzuver-
handeln – es macht mich einfach sprachlos, wie die 
Briten da agieren. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Britischer Humor!) 

Ja, vielleicht ist es britischer Humor, aber irgend-
wann muss man auch einmal die Grenzen erken-
nen, vor allem wenn die Zukunft des eigenen Lan-
des so auf dem Spiel steht, wie es gerade im Verei-

nigten Königreich der Fall ist. Ich bin sehr ge-
spannt, ich hätte die Debatte gern auf morgen ver-
legt, denn dann hätten wir vielleicht wirklich dar-
über sprechen können, was auf uns zukommt. 
Wahrscheinlich wird die Frage aber noch weiter of-
fen bleiben. Die Frage an den Senat war als Über-
schrift mit der Frage versehen „Ist Bremen für den 
Brexit ausreichend gewappnet?“. 

Der Senat hat, wie ich finde, sehr, sehr eindrucks-
voll dargelegt, was wir alles versuchen. Man muss 
aber sagen, wir können gar nicht gewappnet sein, 
denn wir wissen nicht, was auf uns zukommt. Des-
wegen, glaube ich, ist es ratsam, sich wie so oft im 
Leben einfach auf das Schlimmste vorzubereiten 
und sich dann zu freuen, wenn es gar nicht so 
schlimm kommt. 

Das ist so dramatisch, weil es in der Tat so ist. Wir 
haben uns das in einer sehr ausführlichen Debatte 
im Ausschuss für Bundes- und Europaangelegen-
heiten, internationale Kontakte und Entwicklungs-
zusammenarbeit dieses Hauses erläutern lassen, 
dass sehr, sehr viele Menschen in Bremen aus den 
Unternehmen, von den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern bis hin zum Wissenschaftsbereich 
auf Antworten warten, weil sie Planungssicherheit 
für ihre Berufstätigkeit, und, wenn es binationale 
Familien sind, für ihre Familienplanung brauchen. 
Es gibt sehr, sehr viele Menschen, die wirklich 
dringend endlich Antworten brauchen, um ihr zu-
künftiges Leben, ihr Berufsleben und auch die Fa-
milienplanung fortführen zu können. Das ist wirk-
lich das Schlimmste, finde ich, zu merken, dass 
man auch als Politikerin da sitzt und sagen muss, 
ich weiß es einfach nicht. Wir können jetzt über 
drei Szenarien sprechen, den geordneten, den un-
geordneten und die Übergangslösung, aber am 
Ende nützt es den Menschen da draußen über-
haupt nichts, weil bisher alles, wie man im Norden 
so schön sagt, Spökenkiekerei ist. 

Wenn wir uns auf das Schlimmste vorbereiten, 
dann heißt das in der Tat, das ist von der Kollegin 
Grobien schon angesprochen worden, im Aus-
schuss besprochen und in der Senatsantwort dar-
gelegt worden, dass es vor allem für die Luft- und 
Raumfahrt-, für die Automobilbranche, aber auch 
für die Fischverarbeitung in Bremerhaven massive 
Auswirkungen haben wird. Können wir noch vor 
den Küsten Großbritanniens fischen? Wir wissen es 
nicht. Wahrscheinlich nicht. Wie hoch werden die 
Einfuhrzölle? Es gibt wahnsinnig viele Fragen, die 
beantwortet werden müssen. Ich war beruhigt, in 
der Ausschussdiskussion zu sehen, dass die Vertre-
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terinnen und Vertreter, die dort waren, eine rela-
tive Zuversicht verbreitet haben. Insbesondere die-
jenigen, die aus der Logistik oder dem Handel 
kommen, sagen: Wir kennen uns aus mit Drittstaa-
ten, bürokratisch bekommen wir das hin. Aber es 
wird einfach teuer. Es wird für alle Beteiligten teu-
rer. 

Eine große Aufgeregtheit, auch bei dem „buten un 
binnen“-Bericht, der gestern kam. Eine große Auf-
geregtheit habe ich dort nicht mitbekommen. Es ist 
am Ende tatsächlich eine Frage der Abwicklung 
und der Finanzen. Das ist nun einmal, darüber wer-
den wir morgen auch noch einmal sprechen, für 
den Binnenmarkt eine der Errungenschaften gewe-
sen, dass wir Erleichterungen schaffen. Dass Groß-
britannien sich aufgrund einer Fake Kampagne 
dazu entschlossen hat auszutreten, das bedaure ich 
sehr. Deswegen habe auch ich das Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs sehr erleichtert zur Kenntnis 
genommen. Sollten sich die Britinnen und Briten 
dazu entscheiden, vom Brexit zurückzutreten und 
doch bei uns bleiben zu wollen, sollten wir sie, 
finde ich, mit offenen Armen zurück in der Europä-
ischen Gemeinschaft empfangen. Ich bin jetzt nicht 
besonders zuversichtlich, aber sollte es so sein, 
dann sollten wir ihnen einen warmen Empfang be-
reiten. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Leonidakis. 

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr Bürger-
meister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
Brexit wird für die hiesige Wirtschaft, auch in Bre-
men und Bremerhaven, kein Spaziergang. Das 
zeichnet sich schon jetzt deutlich ab. 

Die EU-Kommission hat eine Einschätzung zu den 
Auswirkungen des Brexits auf Regionen und Städte 
in den Mitgliedsstaaten vorgelegt. Darin kommt 
Hessen ausführlich vor, und das ist deswegen der 
Fall, weil Hessen eine eigene Studie in Auftrag ge-
geben hatte, wie sich der Brexit für Hessen auswir-
ken wird. Der Senat hat eine solche Studie für Bre-
men und Bremerhaven für nicht erforderlich gehal-
ten. Das bedauern wir, denn wir glauben, dass das 
eine gute Idee gewesen wäre, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Unabhängig vom Showdown heute Abend, wir 
werden sehen, was dabei herauskommt, halten wir 
den Brexit trotzdem für sehr wahrscheinlich. Er 
wird kommen, die Frage ist: Wird es ein weicher o-
der ein harter Brexit? Die CDU hat in ihren Anfra-
gen schon verschiedene Modelle skizziert, das Ka-
nada-, Türkei- oder Brasilien-Modell. Es ist auch 
noch das Norwegen-Modell im Gespräch, Norwe-
gen ist Mitglied im EFTA und im Schengen-Raum. 
Derzeit erscheint vieles möglich, der Brexit wird 
aber ganz sicher längerfristige Folgen haben, aber 
auch kurzfristige. Es wird Anpassungsprobleme 
geben, die auch die Wirtschaft in Bremerhaven und 
Bremen treffen werden. 

Damit steht natürlich die Frage im Raum, was pas-
sieren muss, um gerade in dieser Übergangszeit 
Struktureinbrüche zu verhindern. Darüber muss 
auch mit der Bundesregierung verhandelt werden. 
Dafür wäre es taktisch eine gute Grundlage, wenn 
der Senat sich bemüht hätte, eine klarere Einschät-
zung zu erlangen. Je weniger man weiß, desto 
schlechter lässt sich mit dem Bund über Über-
gangshilfen und Maßnahmen verhandeln, aber ge-
nau darum geht es ja. 

In Bremen und Bremerhaven werden vor allem die 
Kfz-Industrie und die Fischwirtschaft unmittelbar 
betroffen sein. Für die Exportindustrie ist dabei 
nicht einmal die Verteuerung am schlimmsten, die 
mit möglichen Zöllen einhergeht, sondern die mög-
licherweise größten Auswirkungen, das hat auch 
Herr Herr in der Anhörung im Ausschuss für Bun-
des- und Europaangelegenheiten, internationale 
Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit deut-
lich gemacht, werden die Unsicherheit und die 
Verzögerung in den Lieferketten sein. 73 Prozent 
der Ausführungen aus Großbritannien sind Kraft-
fahrzeuge. Das ist vor allem ein Übergangsprob-
lem, und im Fall eines harten Brexits wären die 
Auswirkungen im nächsten Jahr ab April durchaus 
spürbar. 

Für die Fischerei werden die britischen Fischfang-
gründe wegfallen, und der Fisch wird zumindest 
vorübergehend möglicherweise teurer werden. 
Das wird die Fischwirtschaft in Bremerhaven natür-
lich treffen, und daran hängen dann nicht nur die 
Absatzmärkte, sondern natürlich auch die entspre-
chenden Arbeitsplätze. 

Ebenso wird der Brexit sehr wahrscheinlich dazu 
führen, dass die Strukturprogramme der EU ge-
kürzt werden. Bislang ist noch nicht einmal klar, ob 
Großbritannien seine Verpflichtungen bis Ende des 
Jahres 2020 erfüllt. Spätestens aber ab dem Jahr 
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2021, wenn der neue mehrjährige Finanzrahmen 
greift, betrifft es dann die Wirtschaftsförderung und 
die Arbeitsmarktpolitik des Landes Bremen. Hier 
muss man klar sagen, für das Prinzip der gleichen 
Lebensverhältnisse innerhalb Deutschlands, für 
den Ausgleich wirtschafts- und strukturpolitischer 
Ungleichheit und für eine wirksame Landesarbeits-
marktpolitik werden derzeit die 1,8 Millionen Euro 
EU-Mittel, die von Großbritannien an Bremen flie-
ßen, eingeplant. Wenn es hier zu Einbrüchen 
kommt, dann muss das kompensiert werden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Hier ist der Senat gefragt, aber auch Berlin. Auch 
die Bundesregierung ist hier in der Pflicht, das 
muss der Senat in Berlin unmissverständlich deut-
lich machen. Diese Haltung sehe ich auch aus den 
Antworten des Senats bisher nicht. Das muss sich 
ändern. 

Warum Bremen keine Brexit-Taskforce braucht, er-
schließt sich aus den Antworten des Senats nicht. 
Insgesamt ist die Antwort des Senats von der Hal-
tung getragen: Wir arbeiten das formal ab, wir 
kümmern uns um die Anpassung von Normen und 
um die verwaltungstechnische Bewältigung des 
Brexits. Das wird aber nicht ausreichen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, denn es ist gut möglich, 
dass sich im britischen Parlament die Brexit-Hard-
liner durchsetzen. 

Wir werden heute Abend mehr darüber wissen. 
Dann haben wir im März 2019 eine zugespitzte Si-
tuation. Im Großen und Ganzen wartet der Senat 
aber ab, welche Probleme dann auftreten werden. 
Das finden wir unzureichend, denn es ist wirt-
schaftspolitisch, arbeitsmarktpolitisch und haus-
haltspolitisch nicht verantwortungsvoll, momentan 
nicht auch dieses Szenario einzurechnen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Deshalb muss von dieser Debatte hier heute das 
Signal ausgehen, in der Vorbereitung auf den 
Brexit muss deutlich mehr passieren, damit ein har-
ter Brexit in Bremen und Bremerhaven nicht zu ei-
nem harten Aufprall führt. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Grotheer. 

Abgeordnete Grotheer (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Mir drängt sich ange-
sichts der Brexit-Debatte immer wieder der Ein-
druck auf, dass sich hier Leute scheiden lassen. Ich 
sage einmal ganz kurz, worum es geht: Es gibt Aus-
einandersetzungen, es gibt Streit, es wird nachehe-
licher Unterhalt besprochen, und am Ende sind die 
Kinder und Jugendlichen die Betrogenen. Das ist 
der entscheidende Punkt, über den ich heute reden 
möchte: Die Frage, was bedeutet der Brexit eigent-
lich für die Menschen in unserem Land, die noch 
viel weniger als wir und übrigens auch viel weniger 
als die älteren Briten davon ausgegangen sind, 
dass wir ein Europa wollen, dass geteilt ist. Wir stel-
len fest, dass bei allen Diskussionen, die wir führen, 
wir uns einig sind: Wir wollen die Zukunft von 
Erasmus stärken, wir wollen einen höheren Anteil 
an Austauschprogrammen innereuropäischer Art 
für unsere jungen Menschen. 

Ich glaube, das wird sogar in Großbritannien ge-
teilt. Die Frage ist, können die sich noch einkaufen 
oder nicht? Das wird eine Frage sein, die wir hof-
fentlich in den nächsten Monaten positiv beantwor-
ten können. Für mich ist vor allen Dingen entschei-
dend, wie wir damit weiterhin umgehen wollen. 
Welche Angebote haben unsere Universitäten und 
Hochschulen zu bieten, um dieses Programm ge-
währleisten zu können? Nach meinem Eindruck 
von den Gesprächen, die wir in den letzten Wochen 
und Monaten geführt haben, bereiten sich die Uni-
versität und die Hochschulen sehr sorgfältig auf die 
unterschiedlichen Szenarien vor. 

Bitte, Frau Leonidakis, ich widerspreche Ihnen sehr 
ungern, aber die Studie in Hessen, so wie ich sie 
verstehe, macht nichts anderes als das, was der Se-
nat seit der ersten Anfrage zu Beginn dieses Jahres 
auch immer wieder tut. 

Die Studie beschreibt auch drei Szenarien und 
sagt, es ist Folgendes denkbar: Es gibt einen gere-
gelten Brexit auf der Basis des Vertragswerks, das 
jetzt vorliegt. Das bedeutet dieses und jenes und 
das, für die weiteren Verhandlungen dieses und je-
nes. Es gibt einen völlig ungeregelten Brexit, dann 
sind sie ab Ende März ein Drittstaat, dann fallen sie 
auf WTO-Maß zurück, dann sind es Drittstaatenan-
gehörige et cetera. Oder es gibt keinen Brexit, dann 
bleibt alles wie es ist. Nichts anderes macht die hes-
sische Studie. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich weiß nicht, warum wir dann eine solche Studie 
brauchen. Ich halte das ehrlich gesagt für völlig 
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überzogen. Wir haben in den letzten Monaten als 
Fraktion der SPD eine Reihe von Gesprächen ge-
führt, mit der Fischwirtschaft in Bremerhaven, mit 
Airbus, mit den Hochschulen, und versucht, her-
auszubekommen, wo drückt es euch am meisten? 
Das Ganze gipfelte dann in der Anhörung des Aus-
schusses für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
internationale Kontakte und Entwicklungszusam-
menarbeit. Da haben sogar die Vertreter der Han-
delskammer gesagt, dass sie nicht glauben, dass 
wir eine Studie zu dem Thema brauchen, sondern 
dass sie im Gegenteil die Wahrnehmung haben, 
dass sich die Unternehmen in Bremen sehr sorgfäl-
tig mit dieser Frage beschäftigen und dass der Se-
nat an jeder denkbaren Stelle tut, was er kann, um 
bei der Folgenabschätzung zu helfen und Maßnah-
men vorzubereiten. 

Wie Sie der Antwort auf die Anfrage der Fraktion 
der CDU entnehmen können, betrifft das insbeson-
dere die Frage, wie wir mit Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern umgehen? Wir haben uns sogar mit 
der Frage beschäftigt, was mit den britischen 
Staatsangehörigen ist, die im deutschen Staats-
dienst sind? Dort soll eine andere Regelung gefun-
den werden. Ich weiß gar nicht, wo das Problem ist. 
Es gibt nur dieses eine Problem: Dass wir alle nicht 
wissen, welche Form des Brexits jetzt kommt oder 
nicht kommt. Da sind die Hessen kein Stück 
schlauer als wir, kein Stück. 

(Beifall SPD) 

Da muss man dann auch einmal zur Sachlichkeit 
zurückkommen, wenn man zur Kenntnis nehmen 
möchte, dass der Brexit kommt, und glaubt, dass 
andere besser vorbereitet sind. Einen Punkt wollte 
ich gern zu Ihnen noch sagen, Frau Bergmann. Ich 
greife mir jetzt nur einen heraus. Sie haben gesagt, 
die Briten haben sich wegen der Frage Schengen 
und Migration für den Brexit entschieden. Das ist 
falsch. Die Briten haben bei der normalen Migra-
tion innerhalb Europas niemals mitgemacht, und 
sie waren auch nie Bestandteil von Schengen. Dazu 
sind sie übrigens auch nie gezwungen worden. Das 
war gar nicht Teil der Abmachung, sondern Schen-
gen war eine freiwillige Vereinbarung, der man 
sich anschließen konnte oder nicht. Die Briten ha-
ben ihre Grenzen immer schön geschlossen gehal-
ten für die, die sie in ihrem Land nicht haben woll-
ten. 

Auch alle Versuche, sie davon zu überzeugen, dass 
man es auch anders machen kann, hatten bis zur 
Entscheidung über den Brexit überhaupt keine 
Auswirkungen. Deswegen war der Brexit meines 

Erachtens keine Abstimmung der Briten über die 
Frage, ob wir Schengen wollen oder nicht. 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Richtig!) 

Was da politisch hochgekocht worden ist, war tat-
sächlich eine rein emotionale Frage, das erleben 
wir auch hier im Parlament. Je mehr man polari-
siert, umso mehr werden manche Menschen der 
Diskussion müde. Ich habe heute Morgen zu mei-
nem Fraktionsvorsitzenden gesagt, wenn man hier 
immer Staatsversagen und Chaos heraufbe-
schwört, muss man sich nicht wundern, dass das 
anderen Kräften in die Hände spielt und nicht den-
jenigen, die an der Demokratie und dem System 
von Checks and Balances weiter teilhaben wollen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wie lange habe ich noch? 

Vizepräsident Imhoff: Eigentlich noch drei, vier 
Sätze. 

Abgeordnete Grotheer (SPD): Drei, vier Sätze habe 
ich noch, sagt der Präsident, wunderbar. Dann 
habe ich noch eine zweite Chance, von der ich ge-
dacht habe, ich brauche sie gar nicht. Lassen Sie 
mich zum Abschluss des ersten Teils nur eines sa-
gen. Hier weiß niemand, wie es heute Abend in 
Großbritannien ausgeht. Es sind alle Szenarien 
denkbar, auch wenn es welche gibt, die vielleicht 
wahrscheinlicher sind als andere. Meine Gesprä-
che mit Menschen aus dem Vereinigten Königreich 
in den letzten Monaten zeigen jedenfalls auch bei 
denen eine große Unsicherheit. Und wenn man die 
fragt, was sie denn eigentlich wollen, hört man 
auch, je nachdem welchem Lager sie angehören, 
jeweils unterschiedliche Antworten. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das 
Vereinigte Königreich war nie im Schengen-Ab-
kommen, aber die Arbeitnehmerfreizügigkeit hat 
doch in der Debatte auch eine große Rolle gespielt. 
Das müssen wir schon festhalten. 

(Abgeordnete Grotheer [SPD]: Aber da sind die mit 
Polen zum Beispiel anders umgegangen, wenn Sie 
sich erinnern!) 
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Ich gehe jetzt noch einmal auf die Antwort des Se-
nats auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU 
ein, und die zeigt uns, dass der Senat auf erfreulich 
vielen Ebenen das bedrohliche Zukunftsszenario 
durchspielt und Prozesse auf den Weg bringt: 
rechtliche, personelle Regelungen, Anpassungen 
von Personalkapazitäten, Zollbestimmungen, Ver-
stärkung der Marketinganstrengungen in der Tou-
rismusbranche, Regelungen für Beamte und vieles 
mehr. Dieses strukturierte und strategische Vorge-
hen findet unsere Anerkennung. 

(Beifall FDP) 

Allerdings unterscheidet sich der Tenor in punkto 
Dringlichkeit, je nachdem, ob vom Handeln des Se-
nats oder vom Handeln der Unternehmen die Rede 
ist, und es schlägt sich im Handeln entsprechend 
nieder. 

Bremen hat sich entschieden, keine Brexit-
Taskforce einzusetzen und sieht auch keine Not-
wendigkeit für Personalaufstockungen in der Lan-
des- und Kommunalverwaltung und meint außer-
dem, dass die Ausländerbehörde mit einem gewis-
sen Mehraufwand gut zurechtkommen wird. 

Die Bremer Wirtschaft dagegen scheint zu wissen, 
was die Stunde geschlagen hat, und bereitet sich 
intensiv auf die potenzielle Krisenzeit vor. Sie hat 
umfassende Leitfäden, die IHK hat eine Brexit-
Checkliste erstellt, die Unternehmen, Institutionen 
und Bürger nutzen können. Dieser Service wird be-
reits dankend in Anspruch genommen. 

Zu Recht bereitet sich die Bremer Wirtschaft vor. 
Letztes Jahr hat das Bundesland Bremen Waren im 
Wert von 1,8 Milliarden Euro in das Vereinigte Kö-
nigreich exportiert und im Wert von 700 Millionen 
importiert. Das Vereinigte Königreich ist nach 
Frankreich und USA der drittwichtigste Handels-
partner für Bremen. Und das meiste wird natürlich 
über unsere Häfen abgewickelt. 

Während der Senat meint, dass sich makroökono-
mische Entwicklungen nicht abschätzen lassen, 
warten Unternehmen, die eine solche Krise ökono-
misch überleben müssen, nicht ab. Airbus zum Bei-
spiel schafft sich bereits präventiv zusätzliche Luft-
transportkapazität durch Anmietung russischer 
Flugzeuge, weil Zulieferwaren unter anderem ab 
dem Zeitpunkt Null woanders geholt werden müs-
sen. Bei einer Auftragssicherheit von neun Jahren 
kostet der Ruhetag eine Milliarde Euro. Eine Unter-
brechung von supply chain über einen Monat, um 
Übergangsregelungen zu vereinbaren, kann sich 

so ein Unternehmen einfach nicht leisten. Deswe-
gen investieren sie bereits jetzt kreativ und ein-
drucksvoll, um für den fraglichen Tag vorbereitet 
zu sein. Wir Freien Demokraten wünschen uns die-
selbe Tatkraft, Investitionsfreundlichkeit und Prä-
ventionsanstrengungen für Krisenzeiten wie die 
Unternehmen, deren Überleben von der Krisenbe-
wältigung abhängt. 

(Abgeordnete Grotheer [SPD]: Welche supply 
chain soll denn der Senat ersetzen? Machen Sie 
doch einmal einen konkreten Vorschlag!) 

Das supply chain, war ein Beispiel der inhaltlichen 
Vorbereitung. Es ist nicht derselbe – –. 

(Abgeordnete Grotheer [SPD]: Nennen Sie eine 
Stelle an der der Senat etwas hätte tun müssen, was 
er Ihrer Meinung nach nicht getan hat!) 

Auch für Bremen hängt im Fall eines Brexits viel 
von einem mutigen Krisenmanagement ab. Ich 
habe vorhin gesagt, wo sie keine Taskforce und so 
weiter aufgestellt haben, das sind einfach Dinge, 
das unterscheidet sich im Impetus, wie der eine 
handelt und wie der andere handelt. 

(Abgeordnete Grotheer [SPD]: Aber Sie sind doch 
immer der Meinung, Arbeitsgruppen braucht der 
Senat nicht!) 

Wir Freien Demokraten fordern den Senat auf, sich 
auch auf Bundesebene für die Themen einzuset-
zen, die für das Land im fraglichen Fall eine ent-
scheidende Rolle spielen werden. Dazu gehört zum 
Beispiel die Klärung, wie mit der Freizügigkeit bri-
tischer Staatsangehöriger nach dem Brexit umge-
gangen wird. 

(Abgeordnete Grotheer [SPD]: Aber das kann der 
Senat nicht!) 

Da habe ich gesagt, er soll sich auf Bundesebene 
einsetzen. Zweitens, wie mit einer massiven Re-
duktion europäischer Kofinanzierung in Bremen 
vorgebeugt werden kann. Und drittens, wie end-
lich ein transparentes Einwanderungsgesetz verab-
schiedet werden kann, wie wir es in einer der letz-
ten Sitzungen hier gemeinsam gefordert haben. 

(Beifall FDP) 

Meine Damen und Herren, ob unsere Analysen be-
züglich des Entstehens des Brexits stimmen, ob un-
sere Folgenabschätzungen realistisch sind, ob Frau 
Merkel, Frankreich, Brüssel, ob die böse oder 
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schuld sind, ist für die vorliegende Fragestellung 
letzten Endes zweitrangig. 

Wir müssen uns vorbereiten. Lassen Sie uns das als 
Land so gut wie möglich umsetzen und lassen Sie 
uns so viel freies und integratives Europa schaffen 
und erhalten, wie es nur geht. Dies ist letztlich 
nützlich für Bremen, hilfreich für Deutschland, sta-
bilisierend für Europa und letztlich die Welt. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Tassis. 

Abgeordneter Tassis (AfD)*): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen des Hohen Hauses! Der 
Präsident hat mit seinem Ton die ganze Begeiste-
rung darüber zum Ausdruck gebracht, dass ich 
mich zu Wort gemeldet habe. Lassen Sie mich nur 
einige Worte zu der, in der Tat beinahe nicht mehr 
zu kommentierenden, Tonlage dieser Bremischen 
Bürgerschaft verlieren. Die Kollegin Bergmann 
sagt, es wäre alternativlos. Die EU ist nicht alterna-
tivlos, alternativlos ist einzig und allein die Freiheit 
der Völker und der Nationen. Zweitens, es gibt 
überhaupt gar keinen Europafeind hier in der Bre-
mischen Bürgerschaft, nicht einen einzigen. Es gibt 
in der Tat mindestens einen Feind der Europäi-
schen Union. Das ist streng zu unterscheiden. 

Ich möchte einmal wissen, wo wir in den letzten 
siebzig Jahren im Warenverkehr mit der Schweiz 
Probleme hatten. Es gibt keine Probleme mit der 
Schweiz, es wird in der Zukunft auch keine Prob-
leme mit Großbritannien geben. Das sind alles Hor-
rorszenarien, die die Kollegin Dr. Müller allerdings 
sehr richtig widerlegt hat, da die Fachleute, die sie 
befragt hat oder die ihr Auskunft gegeben haben, 
die Logistiker, in der Tat auch keine große Aufre-
gung erkennen lassen, da eine Drittstaatenrege-
lung völlig normal ist und für 90 Prozent aller Staa-
ten der Welt gilt. 

Hier in der Bremischen Bürgerschaft möchte ich 
das britische Volk eindeutig zu seinem Mut be-
glückwünschen, diese verdammenswerte EU, 
diese Ruinen Griechenlands, des Landes meines 
Vaters, zu verlassen. Ich wünsche, dass auch Grie-
chenland diesen Mut hat. Ich wünsche selbstver-
ständlich, dass auch Deutschland, sofern sich die 
EU nach der nächsten Europawahl nicht grundsätz-
lich als reformfähig erweist, ebenfalls die Europäi-
sche Union verlässt, so schnell wie möglich, denn, 
wie gesagt, die einzige Alternativlosigkeit ist die 

Freiheit der europäischen Völker und Nationen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Grotheer. 

Abgeordnete Grotheer (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Herr Tassis, das war ja 
wieder ein starkes Stück. Ich weiß ja nicht, an wel-
chen Gott Sie glauben, aber wen oder was der ver-
flucht, wird wahrscheinlich auch Ihr Gott Ihnen am 
Tag des Jüngsten Gerichts sagen. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich habe da eine ganz andere Einschätzung als Sie, 
wen er verfluchen wird. Und ich bin relativ sicher, 
dass er die Europäische Union nicht verflucht. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Dann ist es aller-
dings auch schon zu spät für Sie, Herr Tassis!) 

Vielen Dank für die Unterstützung, Herr Kollege! 

Wenn wir über die Auswirkungen des Brexits re-
den und welche der Brexit für Bremen haben kann, 
und die Frage der Vorbereitung darauf, Frau Berg-
mann, dann haben Sie völlig richtig gesagt, das 
entscheidet sich letztlich an der Frage des mehrjäh-
rigen Finanzrahmens. 

Da sind Sie aber auch nicht schlauer als ich, glaube 
ich, weil Sie nämlich auch noch keinen haben, son-
dern nur Entwürfe kennen. Die Entwürfe gehen 
auch noch von unterschiedlichen Szenarien aus. 
Die Entwürfe behandeln auch noch unterschiedli-
che Vorgehensweisen. Und soweit ich weiß, hat 
Bremen, genauso wie alle anderen Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland, sehr deutlich ge-
macht, dass es erwartet, dass Bremen auch weiter-
hin an einem Kohäsionsfonds partizipieren kann, 
genau wie alle anderen Bundesländer. 

Deswegen sind wir der Meinung, dass wir an der 
Stelle, und da muss ich den Senat tatsächlich ein-
mal in Schutz nehmen, wirklich genug getan ha-
ben. Frau Bergmann begreift es sonst vielleicht 
nicht, ich mache es an diesen wenigen Punkten 
deutlich, ich will nicht die gesamte Rede aufgrei-
fen. 

(Abgeordnete Bergmann [FDP]: Danke für das 
Kompliment!) 
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Das war gar nicht despektierlich gemeint, sondern 
es ging mir nur um diese wenigen Punkte. 

Nun zu der Frage: Brauchen wir eine Taskforce o-
der nicht? Gerade Sie sagen, der Senat soll sich 
nicht immer in Arbeitsgruppen, in Vorbereitungs-
runden, in Deputationsbefassungen, Anhörungen 
oder sonst etwas ergehen, der Senat soll handeln. 
Super, an dieser Stelle hat der Senat gehandelt. Er 
hat 20 Gesetze identifiziert, die Vorbereitungen 
sind getroffen, er plant die Anerkennung der Bri-
ten, sodass sie weiter im öffentlichen Dienst blei-
ben können – er kümmert sich. 

Ich habe ganz früh angefangen, mit den Menschen 
bei uns im Bereich Bund/Europa über die Frage zu 
diskutieren, was es denn braucht. Ich habe den 
Eindruck, dass die Niedersachsen, die sogar einen 
Kollegen haben, der in Brüssel diese Diskussion für 
die Länder verfolgt, kein Stück besser informiert 
sind als wir. Die Bundesländer arbeiten da nämlich 
hervorragend zusammen, weil sie alle mit einer 
Stimme sprechen. 

Dann zu der Frage, ob die Unternehmen besser als 
wir handeln. Auch da, Frau Bergmann, als dritten 
Punkt – –. Frau Bergmann, ich spreche gerade mit 
Ihnen, es wäre nett, wenn Sie zuhören. Bei der 
Frage: Handeln die Unternehmen und handeln sie 
besser oder anders als der Senat? Natürlich han-
deln die Unternehmen. Gerade Sie betonen doch 
immer, dass wir die Unternehmer Unternehmer 
sein lassen sollen und dass die ihr eigenes Risiko 
am besten kennen und die Anforderungen für sich 
am besten formulieren können. Soll der Senat jetzt 
für Airbus supply chains organisieren? Ich habe 
doch gesagt, Sie sollen ein konkretes Beispiel nen-
nen, das ist hier in der Debatte aber nicht gelungen 
– ein konkretes Beispiel. Ein konkretes Beispiel, bei 
dem der Senat eine Handlung nicht vorgenommen 
hat, die zwingend notwendig wäre. 

(Abgeordnete Bergmann [FDP]: Eine Taskforce 
einsetzen! – Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 
90/Die Grünen]: Wozu?) 

Was kann denn die Taskforce tun? Noch eine Ar-
beitsgruppe, die Sie sonst immer kritisieren, wenn 
der Senat sie einsetzt. Wenn die Staatsräterunde 
sich damit beschäftigt, dann ist das die höchstran-
gige Taskforce jenseits des Senats, die ich mir vor-
stellen kann. Ich weiß gar nicht, was da noch mehr 
geht. Ich verstehe es ehrlich gesagt nicht. Ich 
glaube, im Moment ist meiner Einschätzung nach – 
und es ist keine Frage des Glaubens – keine Lan-
desregierung schlauer als irgendeine andere. 

Die Gremien nennen sich unterschiedlich, in denen 
sich die Landesregierungen mit diesem Thema be-
schäftigen. Mein Eindruck ist aber, dass die sich 
sehr wohl regelmäßig miteinander, sowohl in Brüs-
sel als auch in Berlin, zu der Frage austauschen: 
Wie regeln wir es denn gemeinsam? Die Bundes-
länder sind alle betroffen und müssen sicherstellen, 
dass der Bund, der als Einziger an den Verhandlun-
gen zumindest mittelbar beteiligt ist, sie auch infor-
miert. 

Ich bin froh darüber, dass durchgesetzt worden ist, 
dass auch der Bundestag sich dazu äußern wird 
und dass der Bundesrat in diese Frage einzubezie-
hen ist. Das ist für uns wichtig, und wir werden uns 
das nicht aus der Hand nehmen lassen, wie die Bri-
ten, die ein, für mich nicht nachvollziehbares Vo-
tum getroffen haben und dann mit irgendetwas le-
ben müssen oder nicht leben müssen und von dem 
viele sagen, dass sie das damals gar nicht haben 
einschätzen können, sondern wir haben politisch 
alle gemeinsam die Chance, da etwas voranzubrin-
gen. 

Die Varianten, die da in jeglicher Art und Weise 
denkbar sind, wie man mit Großbritannien umgeht, 
sind eben nur denkbar, wenn man mit denen an ei-
nem Tisch weiterverhandeln kann. Diese Entschei-
dung fällt aber im Moment tatsächlich in Großbri-
tannien und nicht bei uns. Wenn wir dann wissen, 
wie die Entscheidung aussieht, dann wird auch die 
EU einen Umgang damit finden, genauso wie die 
Bundesrepublik Deutschland und Bremen einen 
Umgang damit werden finden müssen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort Bürgermeister Dr. Sieling. 

Bürgermeister Dr. Sieling: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Frage heißt: Ist Bremen für den Brexit ausrei-
chend gewappnet? Sie haben es beantwortet: Ja, 
Bremen ist gewappnet, nur Großbritannien weiß 
nicht, was es machen soll und machen wird. Des-
halb ist es wichtig, dass man bei der Vorbereitung 
noch eine bestimmte Beweglichkeit und Flexibilität 
beibehält. Wir wissen nicht, ob das ausgehandelte 
Vertragswerk in der Form, die alle haben, der Kom-
missionspräsident Juncker, die Bundeskanzlerin, 
andere Regierungschefs, die Endfassung ist. Ob es 
das britische Parlament passiert oder ob wir einen 
harten Brexit bekommen oder ob es eine Besin-
nung dahingehend gibt, dass es in Großbritannien 
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noch einmal eine Volksabstimmung gibt. Ich will 
sehr deutlich sagen, mein Favorit ist der letzte Weg. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Dann würde Großbritannien in der EU bleiben. Ich 
fände, das wäre die beste Antwort für die Men-
schen in Großbritannien, für Europa und natürlich 
auch für Deutschland und Bremen. Wir haben, und 
das ist hier diskutiert worden, für die Wirtschaft 
kräftige Veränderungen zu erwarten, denn Groß-
britannien ist für Bremen der drittwichtigste Ex-
portmarkt innerhalb der EU. Von daher müssen wir 
sehen, dass sich dort Dinge verändern können. Ich 
warne aber davor, auf der einen Seite zu rufen, das 
wird zu ganz großen Verwerfungen kommen, oder 
zu meinen, das bekommt man alles ganz gelassen 
mit links auf den Weg. Nein, man muss sich natür-
lich darauf einstellen. Wir wissen, dass die bremi-
schen Häfen für den Handel mit Großbritannien 
nicht die Bedeutung haben wie beispielsweise der 
Hafen Cuxhaven. Wir wissen aber natürlich, dass 
bremische Unternehmen, die Handel mit Großbri-
tannien führen, mit britischen Firmen, auch über 
Cuxhaven gehen oder auch über die Wege in an-
deren europäischen Nachbarstaaten. Von daher ist 
das ein wichtiger Aspekt, und deshalb bereiten wir 
uns vor und sind vorbereitet auch in Gesprächen 
mit der Bundesregierung bei der Frage des Zolls 
und der Organisation des Zolls. 

Wir haben natürlich auch im Auge, dahin kann es 
ja kommen, dass es bei Bedarf auch Lagerkapazi-
täten geben muss, auch so etwas bereiten wir vor. 

Wichtig sind ebenso die besonderen Herausforde-
rungen, die auch namentlich mit Firmen diskutiert 
worden sind. Airbus hat seine Anstrengungen in 
der vergangenen Woche in Bremen präsentiert. Ich 
kann alle beruhigen, die sich Sorgen machen. Un-
ser Wirtschaftssenator Martin Günthner ist ständig 
im Gespräch mit Airbus. Ich selbst bin morgen Vor-
mittag bei Airbus, und natürlich werden wir auch 
darüber reden, aber wir schaffen vor allem Vor-
sorge dafür, dass diese komplizierte innereuropäi-
sche Arbeitsteilung weiter funktionieren kann und 
werden im Notfall auch einen bremischen Zusatz-
beitrag leisten. Da sind dann vielleicht auch Sie als 
Parlament gefragt, weil es Entscheidungen über 
Erweiterungen bei Airbus in Bremen zu treffen 
gibt. Wir sind darauf vorbereitet, und ich würde 
mich freuen, wenn Sie das dann unterstützen wür-
den. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir haben, die Abgeordnete Antje Grotheer hat da-
rauf dankenswerterweise hingewiesen, wichtige 
weitere Fragen, insbesondere im Hinblick auf den 
Wissenschaftsaustauschs, die Entwicklung von 
Ausbildung und Qualifizierung für junge Leute, zu 
klären. Wir achten sehr darauf und führen Gesprä-
che, dass sich die wichtigen Programme Erasmus+, 
Interreg, aber natürlich auch der Wissenschafts- 
und Forschungsbereich insgesamt weiterentwi-
ckeln können. Wir haben auch die vielen Men-
schen im Auge, die gebürtige Briten sind und eine 
britische Staatsangehörigkeit haben. Wir werden 
die Einbürgerungsmöglichkeiten vereinfachen, das 
machen wir schon jetzt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Sie wissen, der Senat macht eine Einbürgerungs-
kampagne, das adressiert natürlich auch die Briten, 
meine Damen und Herren. Wir werden gerade 
diese Fragen jetzt zügig auf den Weg bringen und 
am kommenden Dienstag im Senat einen ersten 
Entwurf für ein Brexit-Übergangsgesetz beraten 
und sicher auch verabschieden, um für die Über-
gangszeit erste Regelungen zu treffen. Wir sind 
wirklich für alle Optionen und Eventualitäten vor-
bereitet und werden die entsprechenden Maßnah-
men zeitnah, aber flexibel ergreifen. Ich glaube, 
dass wir die berühmten kurzen Wege, die schnelle 
Handlungsmöglichkeit und die schnelle Entschei-
dungsfähigkeit, die wir in Bremen gegenüber Flä-
chenländern haben, an dieser Stelle nutzen können 
und nutzen sollten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist für uns auch ein Grund dafür, dass wir die 
Flexibilität, die wir hier haben und als Senat auch 
nutzen, die dieses Haus auch versucht zu nutzen, 
wo immer es möglich ist, hier auch unterbringen 
wollen. 

Eines lassen Sie mich zum Schluss neben dem 
Punkt, dass wir auf eine solche Veränderung vor-
bereitet sind, sagen: Sollte Großbritannien, sollte 
das Vereinigte Königreich aus der Europäischen 
Union ausscheiden, werde ich alles dafür tun, dass 
die europäische Einigung nicht umkehrbar ist. Sie 
muss weiter voranschreiten, unabhängig von der 
Entscheidung der Briten. Wir wollen Europa, wir 
wollen ein geeintes und soziales Europa, meine Da-
men und Herren, und dafür arbeiten wir. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Die Aussprache ist damit geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 19/1912 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU 
Kenntnis. 

Sozialen Wohnungsbau ausweiten und Anreize 
für soziale Durchmischung der Ortsteile setzen 
Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 
90/Die Grünen 
vom 23. November 2018 
(Drucksache 19/1927)  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Deut-
schendorf. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Tschöpe. 

Abgeordneter Tschöpe (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Antrag hat drei Ele-
mente. Element eins ist, wir wollen die bisher bei 
der Sozialquote bestehende Bagatellgrenze über-
prüfen lassen. Unser Eindruck ist und die Berichte, 
die man vielfältig über die Ortsämter und über die 
Beiräte bekommt, zeigen, dass es Baugebiete, Bau-
vorhaben gibt, die genau so geschnitten werden, 
dass die Sozialquote nicht zum Zug kommt, dass 
die 50 Wohneinheiten gerade nicht erreicht wer-
den, sondern dann lieber 49 gebaut werden, als 
dass die soziale Wohnungsbauquote eingehalten 
wird. Ich glaube, es steht uns allen gut an, diese 
Bagatellgrenze, die es für die Sozialquote gibt, an 
dieser Stelle überprüfen zu lassen. Dazu fordern 
wir den Senat auf. 

Das Zweite ist, dass wir die Sozialquote von 25 Pro-
zent auf 30 Prozent erhöhen wollen. Es war ein aus-
gesprochen vernünftiges Umgehen im Bündnis für 
Wohnen im Jahr 2012, sich zusammengefunden zu 
haben, gemeinsam mit der Wohnungswirtschaft 
und dem Bremer Senat und anderen Beteiligten, 
und zu fragen: Wie können wir jetzt sozialen Woh-
nungsbau anschieben? Da ist die Überlegung ent-
standen, dass überall dort, wo Bremen Flächen ver-
kauft, zur Verfügung stellt, oder da wo neues Bau-
recht geschaffen wird, 25 Prozent der Wohnungen 
so gebaut werden müssen, dass sie für B-Schein-
Berechtigte bezugsfertig sind. Das ist eine ausge-
sprochen vernünftige Konzeption gewesen, die 

man vor sechs Jahren gewählt hat, aber die Welt 
sieht nach sechs Jahren, trotz der Erfolge des Bünd-
nisses für Wohnen, schlicht und ergreifend anders 
aus. 

Wir hatten gestern die Diskussion darüber, dass ge-
nau in dieser Zeit der Kaufpreis für Grund und Bo-
den ungefähr um 27 Prozent gestiegen ist. Wir ha-
ben die Ergebnisse aus dem Monitor Bauen und 
Wohnen, dass der Mietpreis in manchen Stadttei-
len in den Bestandsmieten um 12 Prozent gestiegen 
ist und die Angebotsmieten teilweise um über 20 
Prozent gestiegen sind. Darauf muss man reagie-
ren, und andere Städte, die den Druck noch viel 
schneller und härter gespürt haben, haben im Vor-
feld auch schon reagiert. Berlin und Hamburg ha-
ben die soziale Wohnungsbauquote von 25 auf 30 
Prozent gesteigert. Genau das werden wir hier 
auch tun, das halte ich für vernünftig. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Aber letztlich sind das nur Aktualisierungen und 
Anpassungen und kein politischer Paradigmen-
wechsel. 

Der politische Paradigmenwechsel steht im dritten 
Punkt dieses Programms: Wir haben gesagt, diese 
Sozialquote, so sinnvoll sie ist, lässt ein Problem au-
ßen vor. Sie lässt das Problem außen vor, dass wir 
uns in dieser Stadt zunehmend der Segregation, 
also dem Auseinanderdividieren der Ortsteile stel-
len müssen, dass die Ortsteile nicht mehr sozial 
durchmischt sind. 

Wir haben in den letzten zehn Jahren erlebt, dass 
wir Ortsteile haben, die sich zusehends sozial de-
stabilisiert haben, weil dort Menschen wegziehen, 
und zwar ziehen diejenigen weg, die sich bessere 
Mieten oder gar ein Haus zu erwerben leisten kön-
nen. Dadurch bleibt in diesem Stadtteil ein gewis-
ses Bevölkerungssegment zurück und ein anderes 
fehlt. Das ist auf die Dauer für den sozialen Zusam-
menhalt einer Stadt nicht zuträglich. 

Deshalb muss sich Politik, neben der reinen Quan-
tität von Wohnungsbau, auch immer der Fragestel-
lung widmen, wie man soziale Durchmischung hin-
bekommt. Wir glauben, dass es vernünftig ist, in 
besonders sozial belasteten Stadtteilen diese sozi-
ale Wohnungsbauquote nicht anzuwenden, son-
dern in genau diesen sozial belasteten Stadtteilen 
zu sagen, dort bieten wir ein Angebot für Men-
schen, die sich das dann auch entsprechend mie-
tentechnisch oder kauftechnisch leisten können. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1912
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1927
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Das ist für die Investoren auch ein zusätzlicher An-
reiz, in genau solchen Stadtgebieten, Ortsteilen 
entsprechend, Wohnungen zu bauen. 

Ich glaube, Hauptaufgabe bremischer Wohnungs-
baupolitik muss dabei sein, massiv die Quantitäten 
auszuweiten, aber vor allen Dingen darauf zu ach-
ten, dass wir eine soziale Durchmischung in den 
Ortsteilen erreichen. Dazu dient der Antrag. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Bernhard. 

Abgeordnete Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Der Antrag der Koalition enthält eine richtige 
Problembeschreibung. Wir haben in einigen Stadt-
teilen, in denen das Durchschnittseinkommen hö-
her ist, einen besonders starken Verdrängungs-
druck und gleichzeitig haben wir in anderen Stadt-
teilen, in denen das Durchschnittseinkommen ent-
sprechend niedriger ist, ein hohes Interesse an ei-
ner besseren sozialen Durchmischung. Das ist rich-
tig. Trotzdem bin ich der Meinung: So wie es im 
ersten Punkt beschrieben ist, mit diesem Abschlag-
system, wonach es in sozial schwächeren Stadttei-
len weniger Förderbedarf gibt, halte ich das für 
problematisch. 

Dort, wo bereits viele Menschen ohne oder mit nur 
geringerem Einkommen leben, soll mehr Zuzug 
von Menschen mit höherem Einkommen ermög-
licht werden, heißt es in dem Antrag. Deswegen 
soll es bei der Versorgung jetzt eine Art Abschlag-
system geben. Wieso ziehen plötzlich Menschen 
mit höherem Einkommen nach Gröpelingen oder 
Blumenthal, nur weil es dort weniger Sozialwoh-
nungen gibt? 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Weil es ein höheres 
Angebot gibt!) 

Diese Logik erschließt sich mir nicht so richtig. Wa-
rum sollte das jemand tun? Ich glaube, es liegt nicht 
an dem Punkt, sondern natürlich auch an der Infra-
struktur, an Schulen, Kindertagesstätten, und so 
weiter, aber doch nicht an der Tatsache, dass es 
dort weniger Sozialwohnungen gibt. Das entbehrt 
doch einer gewissen Logik. 

Wir sind grundsätzlich dafür, dass man diese Quote 
erhöht, da gibt es überhaupt keinen Dissens. Mehr 
als dreißig wäre auch schön, es gibt durchaus 

Städte, die das tun. Ich finde es auch richtig, dass 
in Zusammenhang mit „betuchteren“ Stadtteilen 
noch einmal überdacht wird, wie wir diese Durch-
mischung erreichen können, aber in dem Vor-
schlag heißt es ja: Wir ziehen da Fördergelder ab, 
um sie dort mehr zu vergeben. Das ist das, was vor-
geschlagen wird. Das halte ich für problematisch. 
Wir können gern auf der einen Seite erhöhen, aber 
das auf der anderen Seite in den Stadtteilen abzu-
ziehen, das finde ich schwierig. Ich meine, es geht 
ja darum: Sozialwohnungen sind Wohnungen, für 
die man einen B-Schein benötigt. 

Eine vierköpfige Familie darf, wenn man von ei-
nem Neubau ausgeht, über ein Jahresbruttoein-
kommen von über 60 000 Euro, die genaue Höhe 
weiß ich nicht, 62 000 oder 63 000 Euro können es 
sein, verfügen. Das ist aber doch die Zielgruppe, 
die man dort auch gern halten würde. Die kann sich 
keine Wohnung für neun Euro kalt leisten, da kä-
men die Nebenkosten und Heizung auch noch 
dazu. Insofern sollte man schon bedenken, ob man 
mit diesem Vorschlag den Effekt, den man errei-
chen möchte, auch wirklich erreicht. Das halte ich 
für zweifelhaft. Grundsätzlich ist es so, dass die Ei-
gentumsbildung – –, das ist ein positiver Schritt ge-
wesen, da hat die Koalition ein entsprechendes 
Programm aufgelegt, wobei wir finden, das sollte 
nicht nur für Neubauten gelten, sondern auch für 
den Bestand, für Altbauten. Dass man so etwas auf-
legt, das ist richtig gewesen, aber nicht nur auf der 
Ebene der Neubauten. 

Insgesamt betrachtet würde der Vorschlag in die 
Richtung gehen, die wir beim Kita-Ausbau immer 
schon kritisiert haben. Ärmere Stadtteile bekämen 
weniger Unterstützung. Die anderen Punkte, die 
finde ich vollkommen richtig: Die Bagatellgrenze 
muss überprüft werden, das ist vollkommen klar, 
weil wir natürlich auch gesehen haben, dass es im-
mer diese 49 – – oder sagen wir einmal, Reihen-
haus- und Geschosswohnungen und so weiter und 
ähnliche Varianten gegeben hat. Ich finde es auch 
richtig, dass man die Finanzierungsinstrumente 
überprüft. Das hatten wir auch schon einmal ange-
sprochen: Es reicht nicht aus mit den Rückläufen, 
denn es wird ja von einem gewissen Umlagesystem 
finanziert. Das wird, insbesondere wenn wir die 
Quote erhöhen, zu Engpässen führen, da muss man 
die Grundlagen noch einmal entsprechend verbes-
sern. 

Die beiden anderen Punkte, dass man das im Bre-
mer Bündnis für Wohnen diskutieren und auswer-
ten muss, sind völlig unstrittig. Wir werden bei dem 
ersten Punkt nicht zustimmen können. Ich halte es 
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nach wie vor für fraglich, ob das den richtigen Ef-
fekt hat. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Neumeyer. 

Abgeordnete Neumeyer (CDU): Herr Präsident, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir brau-
chen sozialen Wohnungsbau, da sind wir uns alle 
einig und ja, der soziale Wohnungsbau ist nicht nur 
für Menschen, die von Transferleistungen leben. 
Auch Menschen mit geringem Arbeitseinkommen 
brauchen bezahlbaren Wohnraum, da sind wir uns 
auch einig. Die Einführung der 25-Prozent-Rege-
lung im Bündnis für Wohnen war so weit auch rich-
tig. 

Bei den Wohnungsbauunternehmen habe ich aber 
eine etwas andere Sicht als Sie, Herr Tschöpe. Ich 
hatte nicht den Eindruck, dass es zum größten Teil 
nicht erfolgt ist, dass die 25-Prozent-Quote einge-
halten wurde. Bei den Bauanträgen, die ich gese-
hen habe, die dann umgesetzt wurden, sind die 
Wohnungsbauunternehmen sehr wohl der sozialen 
Verantwortung gerecht geworden und haben diese 
Regelung auch erfüllt, sogar an mancher Stelle, ich 
schaue da einmal in die Überseestadt, gibt es Pro-
jekte mit 30 Prozent. Das sehe ich ganz anders als 
Sie, Herr Tschöpe. Ich bin der Meinung, die Woh-
nungsbauunternehmen haben diese 25 Prozent 
wirklich erfüllt. 

(Beifall CDU) 

Aber aus Sicht der Fraktion der CDU ist solch eine 
feste Quote von 25 Prozent nicht in allen Stadtteilen 
angebracht. Deshalb, Herr Tschöpe, hat die Frak-
tion der CDU bereits im Juni 2017 in ihrem Antrag 
„Wohnungsbauaktivitäten verstärken und einer 
wachsenden Stadt anpassen“, Drucksache 
19/1099, gefordert, diese starre Regelung flexibler 
zu gestalten. Ich zitiere: „Wir fordern den Senat 
auf, zu prüfen, inwieweit die Sozialwohnungsquote 
bei Neubauprojekten quartiersabhängig flexibler 
angewendet werden kann, um eine stärkere 
Durchmischung in den Quartieren mit unter- und 
überdurchschnittlicher Anzahl von Sozialwohnun-
gen zu erreichen und den zuständigen Deputatio-
nen in der zweiten Jahreshälfte 2017 zu berichten.“ 
So viel dazu. 

Der Antrag enthielt noch viele andere Ideen, den 
Wohnungsbau zu unterstützen. Ich erinnere mich 
genau daran, dass mir der Kollege Herr Pohlmann, 

– wo ich mich auch wundere, dass ich heute nicht 
mit ihm debattiere, sondern mit Ihnen –, baupoliti-
scher Sprecher der SPD, damals sagte: Guter An-
trag, könnte ich so unterstützen, aber ich muss 
mich ja nach der gesamten Koalition richten. Zu-
mindest wurde der Antrag damals nicht abgelehnt, 
sondern in die Deputation für Umwelt, Bau, Ver-
kehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft überwiesen. 

Dort wurde die Berichterstattung zu unserem An-
trag, aus nicht näher erklärten Gründen, immer 
wieder verschoben. Man höre und staune, am 1. 
November 2018 wurde uns der Bericht dann end-
lich vorgelegt, eineinviertel Jahr nach der Über-
weisung. Mehrheitliche Empfehlung der staatli-
chen Deputation für die Bürgerschaft, gegen die 
Stimmen der CDU, der FDP und der LINKEN, war: 
Ablehnung. So weit, so gut. 

Für die Forderung nach einer flexiblen Handha-
bung, führt der Senat in seinem Bericht auf den Sei-
ten sechs und sieben allerdings Folgendes aus, ich 
möchte Ihnen das hier einmal vorlesen: „Der Senat 
hat für die Stadt Bremen beschlossen, Beschluss 
vom 28. August 2012, dass überall dort, wo städti-
sche Grundstücke verkauft werden oder neues 
Baurecht geschaffen wird, ein Anteil von 25 Pro-
zent der neu geschaffenen Wohnungen, geförderte 
Wohnungen sein sollen. Diese Regelung wurde 
nach Erörterung im Bündnis für Wohnen im Jahr 
2013 durch einen Beschluss der städtischen Depu-
tation für Umwelt, Bau, Verkehr und Stadtentwick-
lung konkretisiert. Diese Regelungen haben sich 
bewährt. Sie ermöglichen bereits jetzt“ – und jetzt 
kommt es – „eine flexible Gestaltung der Umset-
zung der Sozialwohnungsquote, wenn dies den 
wohnungspolitischen Zielsetzungen Bremens 
dient.“ 

Mit dieser Begründung hat die Verwaltung unse-
ren Antrag abgelehnt. Und jetzt legen Sie, von Rot-
Grün, mir diesen Antrag vor. Was stimmt denn 
nun? Die Forderung der Fraktion der CDU in ihrem 
Antrag vom Juni 2017 war so schlecht, dass man sie 
ablehnen muss? Die Aussage des Bauressorts ist 
richtig, und man kann schon jetzt alles flexibel ge-
stalten? Dann verstehe ich allerdings nicht, dass 
man bei Bauvorhaben wie zum Beispiel auf dem 
Gelände des ehemaligen Haven Höövt, genau ge-
genüber eines sozialen Brennpunkts, der Grohner 
Düne, nicht davon Gebrauch gemacht hat. Oder 
Ihnen, von Rot-Grün, kann ja auch sein, fällt nichts 
Eigenes ein. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1099
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(Abgeordnete Sprehe [SPD]: Der Investor sah gar 
kein Problem darin!) 

Frau Sprehe, Sie können sich gleich gern melden, 
nicht immer so dazwischen, das habe ich nicht so 
gern. Sie picken sich stückweise die Ideen aus un-
serem Antrag heraus, verändern den Wortlaut und 
verkaufen es als Ihre Idee. Ich glaube allerdings, 
Herr Tschöpe, es geht Ihnen gar nicht um eine bes-
sere soziale Durchmischung in den Stadtteilen und 
um die Flexibilität, sondern ich glaube, es geht 
Ihnen allein darum, die Quote für den sozialen 
Wohnungsbau generell auf 30 Prozent anzuheben. 
Aber dann sagen Sie es auch bitte so. Wir werden 
diesem Antrag nicht zustimmen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Bücking. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Ent-
scheidung zu sagen, lasst uns die generelle Regel 
für den Anteil des geförderten Wohnungsbaus än-
dern und statt 25 Prozent 30 Prozent nehmen, ein-
führen, erklärt sich daraus, dass, wie wir alle wis-
sen, die Zahl der Wohnungen, die gefördert wur-
den und die einen Zugang über den B-Schein er-
lauben, dramatisch abschmilzt und dass wir mitt-
lerweile bei einer Größenordnung von unter 8 000 
für das Bundesland angekommen sind. Wir haben 
diese Zahl mit den Anstrengungen in der Vergan-
genheit so gerade stabilisiert. Unsere Fraktion ist 
der Auffassung, dass die Zahl der geförderten 
Wohnungen in der Stadt wieder wachsen muss. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir glauben, dass der Hinweis, den wir in der Ver-
gangenheit immer wieder in diesen Debatten vor-
getragen haben: Dass die GEWOBA und auch die 
BREBAU mit ihren Beständen sorgsam und verant-
wortungsvoll umgehen, also dort, wo die Bindung 
ausgelaufen ist, nicht gleich überhöhte Mieten ver-
langt werden. Dieser Hinweis ersetzt aber nicht die 
Notwendigkeit, das Kontingent an Sozialwohnun-
gen in der Stadt wieder zu erhöhen. Davon sind wir 
ganz fest überzeugt. Wir haben eine bestimmte 
Zielvorstellung, wie man über einen längeren Zeit-
raum, das habe ich hier schon einmal vorgetragen, 
eher wieder in die Größenordnung von 10 000 ge-
bundenen Wohnung kommt. Das ist das eine. 

Wenn wir nun 30 Prozent festlegen, dann ist klar, 
wir koppeln uns gewissermaßen an die Baukon-
junktur. Wenn viel gebaut wird, sind 30 Prozent 
viel, wenn wenig gebaut wird, sind 30 Prozent we-
nig. Das ist für sich genommen erst einmal nur eine 
Aussage für die Zeiträume, die wir übersehen. Im 
Moment hält diese Konjunktur an, es wird viel ge-
baut, wir liegen bei über 2 500 Bauanträgen. Des-
wegen glauben wir, dass wir da richtig liegen. Es 
gibt begrenzende Faktoren, das muss ich auch 
ganz kurz sagen, und einer der Faktoren ist, ob wir 
genügend Fördermittel haben. Sie haben das alle 
in der Zeitung gelesen, zwischen den Bundeslän-
dern und dem Bund sind die Verhandlungen 
schwierig. Wir hätten, wenn es zu der Einigung 
zwischen den Bundesländern und dem Bund ge-
kommen wäre, zusätzlich neun Millionen gehabt, 
das ist jetzt noch Verhandlungsgegenstand. Sie se-
hen also, es ist ein komplexer und schwieriger Zu-
sammenhang. 

Jetzt kommt ein weiterer Gesichtspunkt in die De-
batte hinein, das ist die Frage, ob wir mit dieser 
Quote ausreichend flexibel umgegangen sind. Da 
möchte ich zunächst einmal kurz daran erinnern, 
wie das im Moment geregelt ist, einfach nur, damit 
man es genau weiß: Wir erzwingen nicht, dass die 
Quote von 25 Prozent, vorausgesetzt es handelt 
sich um städtischen Grund oder neu geschaffenes 
Planungsrecht, auf jedem Grundstück nachgewie-
sen wird, aber in jedem Baugebiet. Das ist ein klei-
ner Unterschied. Hinsichtlich der Überseestadt 
lässt sich das schnell erklären, da waren wir in Be-
zug auf einzelne Grundstücke flexibel, haben aber 
gesagt, als Ganzes muss das Erreichen von 25 Pro-
zent sowohl zeitlich wie investiv in einem Zusam-
menhang erledigt werden. Das haben wir gemacht, 
das ist flexibel, das ist vernünftig, so sind wir damit 
umgegangen. 

Was wir nicht tun ist, dass wir sagen, die gute Firma 
hat in der Vergangenheit schon einmal Sozialwoh-
nungen in größerer Zahl gebaut, das verrechnen 
wir mit einem aktuellen Projekt, das damit nichts 
zu tun hat. Das tun wir nicht. Die haben meinetwe-
gen in Gröpelingen Sozialwohnungen geschaffen, 
jetzt erlassen wir ihnen das in Schwachhausen, 
auch das tun wir nicht. Solche übergreifenden Ver-
rechnungsideen weisen wir zurück. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Damit kommen wir auf einen wichtigen Punkt: Die 
Verwaltung kann das Programm im Alltag nur 
durchhalten, wenn sie sehr klare Regeln hat. Wenn 
sie bei jedem Projekt mit den Bauherrn verhandeln 
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muss, wird sie sich bei jedem Projekt damit ausei-
nandersetzen müssen, dass es diesen und jenen 
Einwand gibt, dass es hier aber gar nicht geht, dass 
dort nun die Umstände besonders schwierig sind 
und deswegen müsse man verzichten. Wir vertre-
ten, dass es sehr richtig ist, eine generelle Regel zu 
haben. Darauf möchten wir sehr gern weiter beste-
hen. 

Jetzt hat die Fraktion der SPD in der Vergangen-
heit sehr intensiv für eine Überlegung geworben: 
Wir haben in der Stadt von der Segregation ge-
zeichnete Armutsquartiere, in denen wir eine Kon-
zentration von Menschen haben, die schwere Last 
zu tragen haben, weil sie nicht über das nötige Ein-
kommen verfügen. Die Idee ist: Es tut diesen Quar-
tieren gut, wenn sich dort Menschen ansiedeln, die 
finanziell besser gestellt sind. Das ist gut für die 
Schulzusammensetzung, das ist gut für das Leben 
im Stadtteil, das ist gut für die Role Models und al-
les das. Das finden wir eine einleuchtende Überle-
gung. 

Die Fraktion der SPD hat drei Ideen dazu beigetra-
gen. Die eine war, wir fordern in diesen Gebieten 
den Erwerb von Grund und Boden für die Errich-
tung von Häusern, indem wir Einkauf und Makler-
gebühren und dergleichen subventionieren. Das 
zweite war die Idee, mit dem Instrument der Erb-
pacht zu arbeiten, da sind wir mittlerweile einen 
Schritt weiter. Die dritte Idee ist das, was wir hier 
diskutieren. Wir bauen dort weniger Sozialwoh-
nungen als im Durchschnitt der Stadt und erreichen 
damit, dass möglicherweise die Anzahl der Fami-
lien, die sich das leisten können in diesem Stadtteil 
aufwächst. 

Ich möchte ausdrücklich sagen, das tragen wir mit. 
Ich möchte ausdrücklich sagen, wir halten es für 
unterkomplex. 

(Glocke – Heiterkeit) 

Was meinen wir damit? – 

(Heiterkeit) 

Ich bin ja noch einmal dran. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Buchholz. 

Abgeordneter Buchholz (FDP)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Nach Herrn Bücking zu 

reden, ist immer etwas schwierig, ich will deswe-
gen einmal auf den Anfang zurückgreifen. 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das geht uns nicht anders!) 

In Ordnung, es ist ja auch nicht jeder ein so begna-
deter Redner wie Robert Bücking. 

Zurück zum Anfang: Herr Tschöpe, Sie haben of-
fensichtlich das Direktionsrecht in der SPD-Frak-
tion wahrgenommen und selbst den Antrag vorge-
tragen. Sie haben dabei auf drei Schwerpunkte 
hingewiesen. Diese drei Schwerpunkte haben Sie 
mit Überprüfung der Bagatellgrenze beschrieben, 
mit der Erhöhung der Sozialquote und mit Angebo-
ten in Problemstadtteilen und mit einer sozialen 
Durchmischung, die gefördert werden soll. 

Sie haben also in dieser Vorstellung schon einmal 
die Schwerpunkte ein wenig gemischt, damit viel-
leicht nicht so leicht zu entdecken ist, dass der ei-
gentliche Schwerpunkt die Erhöhung der Sozial-
quote von 25 auf 30 Prozent sein soll. 

Auch der FDP ist sehr wohl bekannt, dass die an-
deren Stadtstaaten Berlin und Hamburg damit seit 
Jahren arbeiten. Mir ist aber nicht bekannt, dass 
weder Hamburg noch Berlin größere Erfolge erzielt 
haben, als Bremen mit der Quote von 25 Prozent. 
Zumindest im Hinblick auf eine vernünftige, sozi-
ale Mischung im Stadtteil. 

Selbst wenn Sie in Ihrem Vorwort zum Antrag, zu 
den eigentlichen Antragspunkten, selbst beschrei-
ben, es käme Ihnen darauf an, in den belasteten 
Stadtteilen, in denen eher die Armut vorherrscht 
als eine gute Mischung der Bevölkerung, zu errei-
chen, dass Menschen dorthin ziehen, die eine Mi-
schung sozusagen wieder umkehren. Dann kann 
ich, genauso wenig wie die Kollegin Bernhard, ver-
stehen, wie das passieren soll. Vielleicht habe ich 
aber auch nicht alles richtig verstanden. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Das könnte sein!) 

Ich möchte auf das eingehen, was der Kollege Herr 
Bücking gerade gesagt hat, er hat noch einmal da-
rauf hingewiesen, dass diese Quote für ein Bauge-
biet gilt und nicht etwa nur für ein einziges Neu-
bauvorhaben. 

Ich will einmal zwei Beispiele nennen, auf die das 
zuträfe: Das eine ist schon genannt worden, näm-
lich das Baugebiet beim ehemaligen Hafen Höövt, 
das demnächst am Hafen entstehen soll und bei 
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dem ich schon sehr frühzeitig gesagt habe, genau 
an der Stelle müsse man doch überlegen, ob dort 
nicht von der vorgegebenen Sozialquote aufgrund 
der Situation abgewichen werden soll, wie sie sich 
am Bahnhofsvorplatz in Vegesack, angesichts der 
Grohner Düne und auch des Hochhauses, ergibt. 
Es gibt ein weiteres Gebiet, was leider bis heute 
nicht bebaut worden ist, das ist das Areal um das 
ehemalige Hartmannstift. 

Genau dort würden wir, als Freie Demokraten, 
durchaus Wert darauf legen, dass die Sozialquote 
nicht nur eingehalten wird, sondern dort möglich-
erweise ein Teil der nicht verwirklichten Wohnun-
gen am Hafen errichtet werden könnten, denn das 
gehört zur Historie des Hartmannstiftes. Das war 
ein Stift für Arme und Bedürftige und das Geld hat 
Wilhelm Hartmann gegeben, nachdem er in Eng-
land zu Geld gekommen war. Übrigens hat er auch 
für die Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
sehr viel gespendet. Ich finde, das ist man auch 
dem historischen Ansinnen des Herrn Hartmann an 
dieser Stelle schuldig. 

(Beifall FDP) 

Wir können uns mit der generellen Erhöhung der 
Sozialquote überhaupt nicht anfreunden, weil wir 
nicht sehen und erkennen können, dass damit die 
Probleme des sozialen Wohnungsbaus erschöpfend 
erledigt sind. Wir werden aus diesem Grunde auch 
dem Antrag insgesamt nicht zustimmen. 

Wir können uns sehr wohl vorstellen, dass die Ba-
gatellgrenze überprüft wird und wir können uns 
auch die Absichtserklärungen, die in dem Ein-
gangstext stehen, durchaus vorstellen. Aber es hat 
ja schon Versuche gegeben darauf einzuwirken, 
die Kollegin Frau Neumeyer hat das hier ausführ-
lich dargestellt, und deswegen will ich mich ein-
fach auch darauf beschränken, und sagen: Wir 
können leider nicht mit diesem Antrag mitgehen, 
weil wir eine solche Verteilung, die uns nicht mehr 
flexibel erscheint, nicht mitmachen können. 

(Beifall FDP) 

Die 25 Prozent sind fast überall, in allen Gebieten, 
darstellbar. 30 Prozent ist schon ein gewaltiger 
Schritt nach vorn und wenn dann eine Ausnahme 
davon gemacht wird, dann geht das, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, Herr Tschöpe, in andere 
Stadtteile, die sich dann im Zweifelsfall dafür be-
danken würden – aber in Anführungsstrichen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, meine Damen und Herren! Bevor wir jetzt in 
der Rednerliste fortfahren, möchte ich als Ehreng-
äste auf der Besuchertribüne recht herzlich Frau 
Ruth Bahar und Frau Elise Garibaldi aus den USA 
begrüßen. Sie sind die Enkelin und die Großenke-
lin des Unternehmers, Holocaust-Überlebenden 
und ehemaligen Vorsitzenden der jüdischen Ge-
meinde Bremens, Herrn Carl Katz. Herzlich will-
kommen hier in Bremen, wir wünschen Ihnen ei-
nen guten Aufenthalt in unserer Stadt! 

(Beifall) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete Tschöpe 
das Wort. 

Abgeordneter Tschöpe (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Kollege Buchholz, Sie 
bringen mich hier in die delikate Situation: Dass ein 
Liberaler von einem veritablen Sozialdemokraten 
die Spielregeln des Kapitalismus erklärt bekom-
men muss, ist, ich sage einmal für die Weihnachts-
zeit, eine begnadete Themenbesetzung. 

Sie haben gefragt, warum soll die Sozialquote oder 
der Wegfall der Sozialquote dazu dienen, dass 
Stadtteile stabilisiert werden können. Das ist relativ 
einfach. Die Sozialquote ist eine Belastung der Pro-
fitinteressen derjenigen, die da bauen. Das sagen 
diese übrigens auch. Deshalb haben sie gewisse 
Schwierigkeiten damit und sagen, müsst ihr uns 
eine Sozialquote vorgeben? Eigentlich würden wir 
ohne Sozialquote – 25 Prozent nach altem Recht, 30 
Prozent nach neuem Recht – doch viel mehr markt-
adäquat vermieten oder verkaufen können. Jetzt 
sagen wir, in gewissen Bereichen müsst ihr markt-
adäquat überhaupt gar nicht mehr 25 Prozent für 
6,50 Euro vermieten oder verkaufen, sondern ihr 
könnt das so machen, wie der Markt das hergibt. 
Glauben Sie nicht, dass es dann ganz viele Unter-
nehmen gibt, die sagen, da kann ich einen Euro ne-
benbei verdienen, das finde ich ganz gut und des-
halb werde ich Bauprojekte auch in sozialbelaste-
ten Stadtteilen verwirklichen. Können Sie sich das 
als kapitalistische Verwertungslogik vorstellen? 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Machen Sie 
das doch einmal mit einer Tasse Kaffee!) 

Okay. Es ist schwierig. Aber ich glaube, Herr Buch-
holz, wenn Sie ein bisschen darüber nachdenken, 
kommen Sie genau dahin. Wir nehmen für Unter-
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nehmen die Beschränkung ihrer Investitionstätig-
keit weg, damit die Investitionen an der Stelle mög-
lich werden und auch gern angenommen werden. 

Frau Neumeyer, ich habe Sie nicht ganz verstan-
den. Ich habe jetzt, glaube ich, erfasst, dass Sie die-
selbe Idee hatten, die wir hier aufgeschrieben ha-
ben, – 

(Zuruf Abgeordnete Neumeyer) 

und deshalb sind Sie jetzt dagegen. Na ja. Ich er-
hebe übrigens auch gar kein Urheberrecht darauf. 
Die Frage, wie man mit differenzierten Sozialquo-
ten umgehen soll, wird doch schon seit zwei Jahren 
auf Beiratsebene bei unseren Leuten, bei Ihren 
Leuten, bei den Grünen und überall diskutiert. 
Wenn Sie die Idee früher, vor eineinhalb Jahren, 
gehabt haben, dann finde ich das gut, dann be-
kenne ich hier öffentlich, ich habe bei Ihnen ge-
klaut. Dann wäre es aber doch auch schön, wenn 
Sie einfach bekennen würden, unsere Idee von vor 
eineinhalb Jahren ist immer noch gut. 

(Beifall SPD) 

Ich kann das nicht verstehen, warum hier so ein 
bisschen kleinlich – –. Ich fände es schön, wenn Sie 
mitmachen würden. 

Was mich am meisten geärgert hat, ist die Aussage, 
dass man den sozialbelasteten Stadtteilen mit dem 
Wegfall der Sozialquote etwas wegnimmt. Da se-
hen Sie mein Gesicht ähnlich wie das Gesicht von 
Herrn Buchholz gerade, als ich versucht habe, den 
Kapitalismus zu erklären. Das verstehe ich nicht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir wollen, dass dort Menschen einziehen, die den 
Marktpreis bezahlen können, um in diesem Stadt-
teil die soziale Durchmischung zu verbessern. Was 
Sie sagen: Damit, dass wir das ermöglichen, neh-
men wir dem Stadtteil etwas weg, das lässt einen 
völlig fassungslos zurück. Auch da, ein bisschen 
nachdenken! Dafür gibt es wesentlich mehr Sozial-
wohnungen in Oberneuland, wenn es bei Neubau-
projekten in Gröpelingen weniger Sozialwohnun-
gen gibt. Es muss eigentlich einem LINKEN ein-
leuchten, dass das Verteilungsgerechtigkeit par 
excellence ist. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Herr Bücking, unterkomplex – es ist ja vielleicht 
kennzeichnend für diese graue Maus Sozialdemo-
kratie, dass man sagt, wir drehen so an kleinen 
Schrauben. Wir versuchen vielleicht ein Projekt 
aufzulegen über zwei Millionen Euro um Men-
schen irgendwo hinzubekommen. Wir versuchen 
vielleicht die Sozialquote nur um fünf Prozent an-
zuheben – das ist nicht die Rettung des Weltklimas, 
und das ist auch nicht das darauf drängen, dass wir 
die Segregation in Bremen völlig beseitigen könn-
ten. Das ist doch ein schönes Projekt und auch un-
terkomplexe Projekte sind den Grünen in der Ver-
gangenheit nicht fremd gewesen. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 

Deshalb fände ich das schön, wenn Sie an dieser 
Stelle auch mit Freuden mitgehen würden. – 
Danke! 

(Beifall SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Bücking. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, lieber Herr Kollege Tschöpe! Das räume 
ich sofort ein, ein politisches Handeln ist üblicher-
weise unterkomplex. Man hat eine Antwort und 
weiß, es sind viele Antworten notwendig. Man 
weiß, dass die Fokussierung auf eine Antwort die 
Voraussetzung ist, dass sie überhaupt in das Ge-
samtfeld der zu entscheidenden Veränderungen 
eingeht. Darüber brauchen wir nicht diskutieren. 

Ich glaube nur, dass, wenn wir jetzt gemeinsam 
darüber nachdenken, – und ich fand das war die 
Aufgabe –, was gegen Segregation wirkt und wie 
städtisches Handeln auf die von Armut gekenn-
zeichneten und dominierten Quartiere reagieren 
kann, dann bin ich Anhänger der Auffassung: Das 
nennt man integrierte Stadtentwicklung, dass man 
sehr viel mehr Stellschrauben im Blick haben muss, 
als die von Ihnen aufgezählten und nur darauf 
wollte ich aufmerksam machen. 

In Gröpelingen haben wir eine andere Situation als 
in Tenever und wiederum eine andere Situation als 
in Blumenthal oder in Marßel. In Gröpelingen ist 
die Situation eher dadurch gekennzeichnet, dass es 
ein bisschen Geschosswohnungsbau gibt, dass die 
GEWOBA nur eine Randrolle spielt, dass neben der 
GEWOBA die Vonovia und die BREBAU noch eine 
Rolle spielen und dass es viele Häuser im privaten 
Besitz gibt, im klassischen Stil Bremer Häuser. 
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Auch in diesen Bremer Häusern sitzt die Armut. 
Und auch diese Bremer Häuser zeigen, dass dort 
die Armut sitzt. Da fragt man sich doch, was sind 
jetzt unsere Antworten? 

In Bezug auf Neubautätigkeit hat Herr Tschöpe ein 
paar Vorschläge gemacht, die wir ja mittragen. Ich 
glaube nur, darüber hinaus ist es notwendig, ers-
tens: Diese drei Wohnungsbaugesellschaften zu 
koordinieren, – wenn es denn mit der dritten mög-
lich ist, mindestens aber die zwei, – was Sie bisher 
noch nicht tun. Zweitens: Ich glaube, dass es genau 
richtig war, was wir in den POP-Projekten aufge-
zählt haben. Das waren ungefähr ein Dutzend Ein-
griffe in den öffentlichen Raum, mit denen wir ver-
suchen kleine Parks, Spielplätze, Dinge dieser Art 
so herzurichten, dass man dort wieder gern ist. Und 
wir haben diesen großen Campus Ohlenhof verab-
redet, ein irrsinnig teures Projekt. 

Alles im Konsens der Koalition, keine Frage, aber 
ich glaube darüber hinaus, dass es notwendig ist, 
sich zu fragen, ob man sich zum Beispiel in Bezug 
auf die Baubestände vornimmt, Teile von diesen 
kleinen Häuschen zu kaufen, dass man da hingeht 
und sagt: Die sanieren wir und wir steuern ein biss-
chen, wer darin wohnt. Ich halte das für sinnvoll. 
Das macht im Übrigen in Bremerhaven die 
STÄWOG, die kauft in der Albrechtstraße oder im 
Goethe-Quartier Häuser, weil sie genau das er-
kannt hat. Ich glaube, dass es ein Fehler ist, sich 
das nicht auch noch vorzunehmen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Das wollte ich zur Vervollständigung des Bildes 
beitragen. 

Wenn wir uns jetzt noch einmal kurz vergegenwär-
tigen, wie so eine neue Regel wirken würde. Ich 
weiß nicht genau, was sich Herr Tschöpe unter Ab-
schlägen vorstellt, bis wohin die gehen sollen. Ich 
habe aber nachgefragt, wie viele Wohneinheiten in 
den Quartieren ungefähr in der Planung sind, von 
denen wir hier reden, also die ärmer sind und für 
die dieses Kriterium gilt. Es sind ungefähr 1 500 
Wohneinheiten, für die wir ein neues Planungs-
recht schaffen müssen, die zum Teil auf städti-
schem Grund sind und dergleichen mehr. 30 Pro-
zent von diesen Wohneinheiten wären 450, 25 Pro-
zent wären 375 und 20 Prozent wären 300. Nur 
noch einmal, damit man sich kurz klarmacht, es 
geht darum, eine Größenordnung von maximal 150 
Wohneinheiten sozial an anderer Stelle unterzu-
bringen als ursprünglich vorgestellt. Das ist die 
Größenordnung, über die wir hier reden. Da muss 

jetzt in Oberneuland und in Schwachhausen oder 
auch im Viertel keine Panik ausbrechen, sondern 
das kann man gut hinbekommen. 

Deswegen, ich glaube, das, was wir hier tun, ist in 
der Tat Uhrmacherschrauben bewegen und wir 
werden sehen, wie stark es in der sozialen Realität 
der Stadt wirkt, und es gehört dazu, dass man das 
immer schön evaluiert. Und, wir werden uns noch 
ein bisschen mehr vornehmen müssen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Bernhard. 

Abgeordnete Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die 
Sachlage ist nicht einfach, das will ich einräumen. 
Ich könnte mir maximal noch eine Enthaltung vor-
stellen. Ich komme über diesen Punkt nicht hin-
weg: Was zum einen heißt wirklich Abschläge? Das 
hat gerade Kollege Bücking erklärt, das ist nicht 
präzise. 

Ich finde, erst einmal widerstrebt es einem schon 
grundsätzlich, zu sagen, wir ziehen staatliche För-
dergelder aus sozial belasteten Stadtteilen ab. Da-
rauf läuft es ja hinaus, dort soll es ja weniger geben. 
Das heißt also, der Zwang zu Sozialwohnungen 
wird in Gröpelingen geringer. Das ist doch so. Das 
ist doch genau das, was gewollt ist. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Neue Wohnungen!) 

Ja, genau, neue Wohnungen. Ich denke mir, wir 
müssten doch eigentlich einmal schauen, in wel-
chen Stadtteilen die Angebotsmieten sehr gestie-
gen sind und das sind letztendlich eher die Ort-
steile Osterholz, Huchting, Obervieland und die 
Vahr. Wenn man sich das zum Vergleich einmal 
anschaut: Was ich auch immer beobachte ist, dass 
im Zuge – –. Vonovia ist das ganz schwärzeste Bei-
spiel. Dass die Menschen im Grunde genommen 
gezwungen sind, ihre Stadtteile zu verlassen, quasi 
ihren sozialen Kontext zu verlieren, weil entspre-
chende Mietsteigerungen zuschlagen. Das ist et-
was, das man ja auch nicht möchte. – 

(Zurufe) 

Doch, das passiert. Wenn es jetzt darauf hinaus-
läuft, dass die Neubauwohnungen, die im Übrigen 
in der Überseestadt im Wesentlichen von der GE-
WOBA und so – –, da ballt sich das ganz extrem, 
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dort nicht mehr gebaut werden sollen, sondern 
teure Wohnungen entstehen, finde ich das proble-
matisch. Den Zusammenhang gibt es auch. 

Ich glaube nach wie vor nicht, dass die Sogwirkung 
durch teure Wohnungen in Gröpelingen sich so 
auswirken wird, dass es zu einer entsprechenden 
Durchmischung kommt. Das geht einfach nicht nur 
durch das Wohnungsangebot, das greift zu kurz, 
das funktioniert nicht. Deswegen finde ich diesen 
Punkt so interessant: Wie kommen wir eigentlich 
mit welchen Stellschrauben zu einer Durchmi-
schung. Das ist tatsächlich nicht so einfach wie man 
sich das vorstellt und deshalb wäre das ein winzi-
ger Schritt. 

Umgekehrt zu sagen, wir wollen das auch in ande-
ren Stadtteilen, die als die Betuchten gelten, finde 
ich völlig sinnvoll, das ist ganz und gar nachvoll-
ziehbar. Wir haben die Auseinandersetzung am 
Osterdeich genauso intensiv wie ich das in Horn 
kenne, wo Alleinerziehende es kaum schaffen, auf-
grund dieser Entwicklungen in dem Stadtteil zu 
bleiben. Das ist ein gewaltiges Problem, deswegen 
finde ich den Teil der Rechnung vollkommen zu-
treffend. 

Bei dem anderen habe ich nach wie vor Fragezei-
chen. Das mit den Abschlägen ist ja auch nicht de-
finiert. In der Überseestadt haben wir eine ganz 
spezielle Entwicklung: Dort haben wir auf der ei-
nen Seite hochpreisigen Wohnraum, auf der ande-
ren Seite, mit dem was die GEWOBA relativ massiv 
in einem Areal zusammenfasst, haben wir fast 
schon wieder eine Entwicklung zu sozialen Proble-
men. Das ist nicht besonders gelungen, wie wir es 
dort gemacht haben. Dazwischen befindet sich 
herzlich wenig. Das liegt aber natürlich auch an der 
fehlenden Infrastruktur, die dort eine ganz spezifi-
sche Entwicklung genommen hat, was im Grunde 
genommen jetzt auch diese krasse Polarisierung 
auslöst. Damit kommen wir mit diesem Modell 
auch nicht weiter. Wie gesagt, bestenfalls Enthal-
tung zu Punkt eins. Getrennte Abstimmung, ich 
hatte das gerade vergessen zu erwähnen. Zwei bis 
fünf ist in Ordnung. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Neumeyer. 

Abgeordnete Neumeyer (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr 
Tschöpe, erst einmal, in unserem Antrag war das 
ein Punkt mit vielen anderen Punkten zusammen, 

die dieses Konzept begleiten. Ich habe gesagt, wir 
sind gegen eine generelle 30-Prozent-Quote, die 
machen wir nicht mit. Und das unterscheidet ihre 
Forderung von unserer Forderung, erster Punkt. 

Zweitens ärgere ich mich. Vielleicht sollten Sie ein-
mal an der Sitzung des Bündnisses für Wohnen teil-
nehmen, ich bin dort jedes Mal. Da höre ich mir 
auch jedes Mal, auch von Ihrem Bürgermeister, der 
jetzt leider weg ist, an, wie wunderbar das klappt 
und welche Projekte umgesetzt sind und wie toll er 
doch ist und wie toll auch der Bausenator ist. 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Beim letzten haben Sie Recht!) 

Und dann stellen Sie sich hier hin und sagen, die 
meisten erfüllen das nicht und gehen auf 49 Ge-
bäude, damit sie die Sozialquote nicht erfüllen 
müssen. Das ist gelogen, das finde ich eine Frech-
heit gegenüber den Bauunternehmen, die sich 
wirklich bemühen, auch wenn es ihnen manchmal 
schwerfällt, – denn Unternehmer wollen auch et-
was verdienen –, sie es trotzdem machen und 
schaffen und es Menschen gibt, die sogar noch frei-
willig auf 30 erhöhen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Das will ich hier noch einmal ganz deutlich sagen. 
Das hat auch nichts mit Zickigkeit zu tun. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Ein bisschen schon!) 

Ich ärgere mich auch, wenn man mir erzählt, in ei-
nem Bericht der Deputation, den haben Sie schein-
bar nicht vorliegen, Herr Pohlmann wird den ha-
ben, der kann Ihnen den ja einmal geben, da steht 
als Begründung zur Ablehnung unseres Antrages, 
dass man schon jetzt flexibel sein kann und da 
stimmt etwas nicht. Man kann mir nicht erzählen, 
das könne man jetzt schon machen, man brauche 
unseren Antrag nicht und ein paar Wochen später 
reichen Sie einen Antrag mit der ähnlichen Inten-
tion ein. Das verstehe ich nicht. – Danke! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Staatsrat Deutschendorf. 

Staatsrat Deutschendorf: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Die Umsetzung 
der bisherigen Wohnraumförderprogramme seit 
dem Jahr 2012 ist ein Erfolg, es entstehen neue ge-
förderte Wohnungen. Im Land Bremen sind über 
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2 400 Wohnungen zur Förderung angemeldet, 20 
weitere Baugebiete sind vorangemeldet. Die drei 
bisher beschlossenen Programme mit einer weite-
ren Aufstockung haben ein Gesamtvolumen von 
knapp 160 Millionen Euro und sind ausgebucht. 
Mittlerweile sind über 500 Wohneinheiten fertigge-
stellt worden. Mehrere hundert sind im Bau. Es ent-
steht hier ein differenziertes Wohnangebot, das für 
unterschiedlichste Zielgruppen zur Verfügung 
steht und die Bauaktivität verteilt sich auch durch-
aus über fast alle Stadtteile. 

Diesen Weg, meine Damen und Herren, gilt es fort-
zusetzen, diese Aktivitäten zu verstetigen und bes-
tenfalls noch zu verstärken. Dabei ist sicherzustel-
len, dass diese Entwicklung städtebaulich vertret-
bar stattfindet, dabei finde ich es an dieser Stelle 
durchaus auch einmal erwähnenswert, dass überall 
dort, wo 25 Prozent geförderte Wohnungen entste-
hen, auch 75 Prozent freier Wohnungsbau stattfin-
det. Das hat positive Auswirkungen auf die Stadt-
teile und das wird auch mit einer Anpassung auf 30 
Prozent weiterhin gewährleistet sein. Ich finde es 
durchaus richtig, unser bisher angewandtes Instru-
ment weiterzuentwickeln. Wichtig, und das will ich 
voranstellen, ist durchaus die Ausgestaltung, wir 
brauchen einen verlässlichen Rahmen für alle Be-
teiligten und das hat bisher auch zum Erfolg der 
laufenden Programme geführt. Das heißt, wir ha-
ben klare Regeln und klare Prozesse, die für alle 
Beteiligten gleichermaßen angewandt werden und 
das ist, glaube ich, auch ein wichtiger Garant für 
die Akzeptanz, die wir hier insgesamt gefunden 
haben und das muss für die Zukunft sichergestellt 
sein. 

Ja, Frau Neumeyer, es gab Möglichkeiten flexibel 
zu agieren. Ein Beispiel hat der Abgeordnete Bü-
cking dargelegt, innerhalb von Baugebieten An-
passungen vorzunehmen. Andere Möglichkeiten 
waren es, wie beispielsweise am Hulsberg-Quar-
tier auch einmal 30 Prozent nach oben zu gehen. 
Das, was jetzt hier vorgestellt ist und zur Debatte 
steht, eine Erhöhung insgesamt auf 30 Prozent auf 
die ganze Stadt vorzunehmen, ist ja schon etwas 
ganz anderes als das, was Sie vorgeschlagen hat-
ten. Und sich in dem Zusammenhang dann zu fra-
gen, macht es nicht Sinn, an einigen Stellen nach 
unten abzuweichen, ich finde das nachvollziehbar 
und gut begründet und ich glaube auch, dass man 
da einen Weg finden kann. Erste Ansätze bieten 
sich da beispielsweise aus meiner Sicht aus dem 
Monitoring Soziale Stadtentwicklung, das wir ha-
ben, auch bekannt aus der Diskussion um die Ei-
genheimzuschüsse, da gibt es durchaus gute An-
sätze. Natürlich wird man dann noch im Einzelfall 

genauere Kriterien erarbeiten, beraten und abstim-
men müssen. Da ist auch die Frage, das muss ja re-
gelmäßig noch einmal zeitlich kontrolliert werden, 
ob sich die einzelnen Gebiete vielleicht mit ihren 
Aufgabenstellungen verändern. 

Ein weiterer wichtiger Punkt oder kurz erwähnen 
möchte ich, dass ich die Überprüfung der Bagatell-
grenzen für sinnvoll halte und angezeigt an dieser 
Stelle. Das werden wir tun. Ein wichtiger Punkt 
darüber hinaus ist allerdings natürlich noch die 
Frage der zukünftigen Finanzierung, die ist natür-
lich von besonderer Bedeutung. Wir haben in der 
Vorbereitung eine Vielzahl von Projekten, bei de-
nen wir in Zukunft diese Förderung mit der Finan-
zierung sicherstellen müssen. Dort laufen gerade 
intensive Verhandlungsprozesse mit dem Bund, da 
sich die Finanzierung auch verändert. In der Dis-
kussion befindet sich die Frage einer Kofinanzie-
rung durch das Land und wenn das so kommt, wird 
sich natürlich einiges ändern und dann müssen wir 
auch noch einmal in anderem Umfang eigenes 
Geld mit einbringen, dann ab 2020. Hier erwarten 
wir eine Klärung im Laufe des kommenden Jahres. 

Den letzten Punkt des Antrages, der hat auch eine 
große Bedeutung, der Hinweis auf die notwendige 
Abstimmung mit dem Bündnis für Wohnen. Das 
Bündnis für Wohnen hat zu den bisherigen Erfol-
gen einen wichtigen Beitrag geleistet. Wir haben 
dort konstruktive Dialoge geführt. Die soll es auch 
in Zukunft geben. Das gilt es natürlich gut und so-
lide vorzubereiten, wenn wir hier mit solchen Än-
derungen dann dort in die Diskussion gehen. 

Meine Damen und Herren, der geförderte Woh-
nungsbau ist ein wichtiges Instrument zur Schaf-
fung und zum Erhalt sozial stabiler Strukturen. Hier 
haben wir einen Einstieg geschafft und dieses Er-
folgsmodell ist so weiterzuentwickeln, dass es hier 
dynamisch weitergeht. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt. Ich lasse 
zunächst über die Ziffer 1 des Antrags abstimmen. 
Wer der Ziffer 1 des Antrags mit der Drucksachen-
Nummer 19/1927 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen! 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1927
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(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Abgeordneter 
Patrik Öztürk [SPD, fraktionslos], Abgeordneter 
Tassis [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(CDU, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer [LKR] 

Stimmenthaltungen? 

(DIE LINKE, Abgeordnete Wendland [parteilos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 1 zu. 

Nun lasse ich über den restlichen Antrag abstim-
men. Wer den restlichen Ziffern seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen! 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
Abgeordneter Patrik Öztürk [SPD, fraktionslos], 
Abgeordneter Tassis [AfD], Abgeordnete Wend-
land [parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(CDU, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer [LKR]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
den restlichen Ziffern des Antrags zu. 

Zur Situation der Lehrkräfte für inklusive Päda-
gogik/Sonderpädagogik 
an den Schulen in Bremen und Bremerhaven 
Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD 
vom 28. Juni 2018 
(Drucksache 19/1738)  

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 7. August 2018 
(Drucksache 19/1764)  

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Dr. 
Bogedan. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete Dr. 
Güldner. 

Abgeordneter Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Sehr geehrter Herr Präsident, meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Diese Große Anfrage ist 
ja keine Gesamtbilanz der Inklusion, sondern küm-
mert sich in den wesentlichen Punkten um die Si-
tuation der Fachkräfte, der Sonderpädagoginnen 
und Sonderpädagogen in diesem Bereich. Dennoch 
muss man, glaube ich, vorab ein paar einleitende 
Worte zu dem Stand der Inklusion dennoch verlie-
ren. 

Ich glaube, dass die Vorwürfe, die immer wieder 
gegen die Inklusion im Raum stehen, die Inklusion 
sei entweder eine rein ideologische Veranstaltung 
oder sei eine rein dogmatische und formalistische 
Umsetzung einer UN-Resolution, völlig an dem tat-
sächlichen Tatbestand dessen, was wir heute in 
Bremen vorfinden, vorbeigehen. Sondern wir ha-
ben es erlebt, es ist eine Abstimmung mit den Fü-
ßen der Eltern in Richtung der allgemeinbildenden 
Schulen für ihre Kinder gewesen, im besten Sinne 
für ihre Kinder. Das ist genau das Gegenteil des-
sen, was in den Vorwürfen erhoben wird, das finde 
ich, ist ein großer Erfolg für diesen Grundgedanken 
der Inklusion, dass die Eltern auf diese Art und 
Weise reagiert haben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Deshalb, weil es ein so großer Erfolg ist, bringt es 
natürlich auch Herausforderungen mit sich, denen 
wir uns stellen müssen und da muss man sagen, 
dass die Situation der Fachkräfte eine der größten 
Herausforderungen ist. Es gibt natürlich auch bau-
liche Fragen der Barrierefreiheit, viele andere The-
men, aber die Fachkräfte sind nun einmal das We-
sentliche dessen, wenn man die Inklusion in dieser 
Art und Weise wie Bremen das gemacht hat, als 
Vorreiter bundesweit, umsetzen will. 

Die ursprüngliche Annahme, wenn man das Fach-
personal aus den Förderzentren, die nach und nach 
geschlossen wurden, in die allgemeinbildenden 
Schulen umsetzt, dass wir dann einen ausreichen-
den Bestand an Fachkräften dort in den allgemein-
bildenden Schulen für die Inklusion hätten, diese 
Annahme ist ein Stück weit durch die sehr stark 
steigende allgemeine Schülerzahl und durch die 
ansteigende Zahl der Schülerinnen und Schüler mit 
Förderbedarf natürlich konterkariert worden. Wir 
sind schlichtweg mit dieser Umsetzung der Inklu-
sion in eine Phase gekommen, indem beide Zahlen, 
also die Schülerzahl insgesamt als auch die Zahl 
der Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf, 
dramatisch jedes Jahr angestiegen sind. Deswegen 
müssen wir, und das wird in der Antwort des Senats 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1738
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1764
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ja auch deutlich, mit zahlreichen Maßnahmen der 
Ausbildung und Weiterbildung hier dagegen ar-
beiten. 

Wir haben durchaus eine ganze Reihe von Stellen, 
die von Sonderpädagoginnen und Sonderpädago-
gen an unseren Schulen nicht besetzt sind, das wird 
hier im Einzelnen aufgelistet, weil wir da auch 
nichts zu verbergen haben. Es wird aber auch ge-
sagt, was dagegen getan wird. Seit 2011 werden 60 
Studienanfänger pro Jahr in dem Lehramt für Son-
derpädagogik und Inklusive Pädagogik für Grund-
schulen ausgebildet. In diesem Wintersemester 
2018/19 hat das Gleiche für die Oberschulen und 
Gymnasien begonnen, auch hier werden 30 Ba-
chelor- und 30 Master-Studienplätze vorgehalten. 
Was ich von Anfang an für eine besonders effektive 
Maßnahme gehalten habe, die berufsbegleitende 
Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern in die-
sem Bereich mit insgesamt bisher 108 Lehrkräften, 
die dort weitergebildet worden sind und dem Ver-
sprechen, diese Maßnahme in Bremen und Bremer-
haven auch weiter fortzusetzen. Das sind die Maß-
nahmen, die zentral gegen den Mangel an Fach-
kräften in der Sonderpädagogik eingesetzt werden 
und die bisher auch auf diesem Wege sehr weit vo-
rangekommen sind, meine sehr verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen! 

Wir haben also einen gewissen Wettlauf, den man 
konstatieren muss zwischen den Schülerzahlen 
und zwischen dem, dass wir die entsprechenden 
Fachkräfte immer intensiver und immer weiter aus-
bilden müssen, deswegen auch die Ausweitung der 
Ausbildung der Inklusiven Pädagogik auch auf die 
Oberschulen und das gymnasiale Lehramt und 
auch die Fortsetzung der Weiterbildung. 

Es gibt ein paar andere Fragen, die in diesem Zu-
sammenhang interessant sind und die wir in unse-
rer Großen Anfrage auch gestellt haben. Zum Bei-
spiel die Frage, die Evaluation, die uns alle im Vor-
feld des Schulkonsenses begleitet hat. Die Evalua-
tion der Expertengruppe zu den ersten zehn Jahren 
des Schulkonsens, hatte als einen, mich persönlich 
am meisten, überzeugenden Punkt aufgeführt, 
dass wir alle diejenigen, die mit der Inklusion zu 
tun haben, in der Behörde, in den Schulen und da-
rum herum, im LIS und so weiter, dass wir die ei-
gentlich zu einer gemeinsam stehenden Arbeits-
gruppe zusammenbringen müssen, die sich perma-
nent um diese Fragen kümmert und sie vor allen 
Dingen auch abstimmt, um zu verhindern, dass die 
einen Inklusion so verstehen und die anderen so 
und die Dritten wieder anders, sondern dass es hier 
ein abgestimmtes Konzept geben muss. Das hat die 

Expertengruppe in der Evaluation sehr deutlich ge-
macht. 

Hier ist in der Antwort des Senats vom August 
2018, das ist ja schon eine ganze Weile her, seit die 
hier im Hause vorliegt, gesagt worden, dass im 
September diese AG losgehen würde und ich 
würde mich freuen, wenn die Senatorin uns den 
aktuellen Stand, ob es dort schon erste Ergebnisse 
gibt, und wie die Arbeit dieser AG angelaufen ist, 
wenn Sie uns den hier im Anschluss berichten 
könnte. 

Es gibt einen letzten Punkt, den ich ansprechen 
möchte, das ist die Situation, die aus vielen Schulen 
berichtet wird, nämlich dass die Sonderpädagogin-
nen und Sonderpädagogen die allgemeinen Lehr-
kräfte ersetzen, indem sie die Vertretungen dort or-
ganisieren müssen. Hier wird gesagt, dass die 
Schulleitungen angewiesen sind, dass dies nur im 
äußersten Notfall zu geschehen hat. Und man hört 
aus den Schulen und man ahnt das natürlich auch, 
da die Schulen auch unter dem Druck sind, den 
Stundenausfall zu minimieren, also zwei Dinge 
gleichzeitig auf die Schulleitung einwirken, wenig 
Stundenausfall und möglichst keine Sonderpäda-
gogen zur Vertretung einzusetzen, dass wir hier ei-
nen Konflikt haben, dass das nicht so ist, dass das 
gar nicht stattfindet, sondern dass es in vielen Fäl-
len sehr wohl stattfindet und die sonderpädagogi-
schen Verfügungszeiten dann noch weiter ein-
schränkt. Auch hier brauchen wir, glaube ich, eine 
Beschäftigung mit dem Thema, weil wir die Son-
derpädagoginnen und Sonderpädagogen bei den 
Förderkindern brauchen. 

(Glocke) 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vorsitz – 
Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. vom Bruch (CDU)*): Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Man ist fast geneigt zu sagen, dass wir als Opposi-
tion den Koalitionsfraktionen dankbar sein können, 
dass sie diese Große Anfrage gestellt haben. Oder 
anders gesagt, ich bin nicht sicher, dass die Koali-
tionsfraktionen diese Anfrage gestellt hätten, wenn 
sie das ganze Ausmaß des personellen Desasters 



6126 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 

gekannt hätten, das die Antworten – Herr Dr. Gül-
dner, Sie sind darauf eingegangen – das die Ant-
worten nun verdeutlichen. 

In Bremen und Bremerhaven fehlen, laut Antwort 
des Senats, über einhundert sonderpädagogische 
Fachkräfte, circa 40 unbesetzte Stellen bei den per-
sönlichen Assistenzen werden wohl noch hinzu-
kommen. Dies wäre eigentlich schon eine Botschaft 
an sich. Was das Fehlen jeder einzelnen Fachkraft 
in der Praxis bedeuten kann, zeigt das Beispiel 
Horn, das uns allen nur noch allzu gegenwärtig ist. 
In der Summe bleibt festzuhalten, nicht der Grund-
gedanke der Inklusion ist falsch, ihre fragwürdige 
Umsetzung ist vielmehr Kern des Problems, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Wir haben von Anfang an gesagt, Inklusion ist an 
zwei wesentliche Gelingensbedingungen gebun-
den. Es macht, auch wenn Sie das beharrlich igno-
rieren, einen Unterschied, ob ich Inklusion in einer 
Oberschule oder in einem Gymnasium realisiere. 
Darin liegt zunächst überhaupt keine Wertung, 
sondern lediglich eine pädagogische und insbeson-
dere eine politische Feststellung. Wenn Inklusion 
an Schulen in Richtung alle machen alles gleich 
drängt, ist das nahe an einer ideologischen De-
batte, der stülpt im Zweifel Inklusion über, der be-
teiligt nicht, sondern meint, Inklusion funktioniert 
per Zuweisung. Sie sind mit der Inklusion nicht nur 
gegenüber den Kindern und den Eltern, sondern 
auch gegenüber den Schulen eine große Verant-
wortung eingegangen. Sie sprechen in der Beant-
wortung der Großen Anfrage davon, dass Sie sich 
ständig im Austausch mit den Schulen befinden 
und Ihre Behörde gemeinsam mit diesen auf der 
Suche nach spezifischen Lösungen sei. Ja, da teilen 
wir Ihre Auffassung. Ja, Inklusion lebt von Kommu-
nikation, Beteiligung und Austausch. Wie das bei 
Ihnen allerdings im Zweifelsfall praktisch aussieht, 
konnte man ebenfalls in Horn besichtigen, meine 
Damen und Herren! 

Der zweite wesentliche Faktor ist die viel disku-
tierte Ausstattung. Treuherzig wird in der Beant-
wortung der Anfrage einmal wieder und wie immer 
auf bundesweite Defizite hingewiesen. Das ist al-
lerdings nichts Neues. Diese eher hilflose Erklä-
rung wäre auch nicht weiter erwähnenswert, wenn 
sie nicht leider mittlerweile Übung in den bildungs-
politischen Debatten geworden wäre. Mehr noch: 
Mangelhafte personelle Vorsorge ist zum Standard 
in der bremischen Verwaltung geworden. Die 

Schulen arbeiten nicht zuletzt durch die vielfälti-
gen zusätzlichen Herausforderungen, und die In-
klusion ist eine davon, aktuell nicht selten an den 
Belastungsgrenzen und das Personal, das Fehlen 
von Personal ist hier das zentrale Problem. 

Kollege Dr. Güldner hat gestern mit Blick auf die 
Ganztagsschulen Fehler bei der rechtzeitigen Be-
reitstellung, insbesondere von dringend benötigter 
Infrastruktur, eingeräumt. Für die Inklusion wäre 
dies mit Bezug zum Personal eigentlich heute ge-
nauso angebracht gewesen, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall CDU) 

Stattdessen tun Sie das Gegenteil, wie das Beispiel 
Horn zeigt. Die Fraktion der SPD scheut sich nicht, 
öffentlich die Abberufung einzelner Schulleitun-
gen zu fordern, zerren sie in eine öffentliche Dis-
kussion, tun so, als hätten sich diese und nicht sie 
für die Situation zu rechtfertigen. Das verkehrt die 
Tatsachen ins groteske Gegenteil, wie auch die 
Zahlen in der Beantwortung der Großen Anfrage 
beweisen. Es ist schlicht unerträglich, wie Sie mit 
Schulen und einzelnen Akteuren umgehen und Sie 
merken dabei scheinbar gar nicht, wie Sie der In-
klusion im Allgemeinen schaden. Inklusion vorerst 
gescheitert, titelt zum Beispiel der Berliner Tages-
spiegel überregional und transportiert wie auch an-
dere diese katastrophalen Botschaften nicht nur in 
Bremen, sondern in die ganze Republik. Und auch 
das, meine Damen und Herren, ist Ihre Verantwor-
tung. 

(Beifall CDU) 

In der Antwort auf die Große Anfrage halten Sie die 
Ausbildungskapazitäten für „ausreichend“, der 
Fachkräftebedarf werde nach und nach, so heißt es, 
abgebaut. Abgesehen davon, dass von Abgängen 
durch Fluktuation und Zurruhesetzungen, die dem 
entgegen arbeiten, erst gar nicht die Rede ist, be-
neide ich Sie angesichts des Problemdrucks um Ih-
ren Gleichmut. Manchmal glaubt man, in zwei Re-
alitäten zu leben und darauf hat der Kollege Dr. 
Güldner auch bereits hingewiesen. Realitäten, von 
denen man täglich hört. Die Antworten, die in die-
ser Großen Anfrage zum Ausdruck kommen, ste-
hen dort im krassen Gegensatz. Das kommt in der 
Bemerkung, dass die Schulleitungen angehalten 
seien, sonderpädagogische Lehrkräfte nur in abso-
luten Notfällen zur Unterrichtsvertretung einzuset-
zen, sinnfällig zum Ausdruck. Das Gegenteil hört 
man ständig, es ist eher die Regel als die Aus-
nahme, meine Damen und Herren. 
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Wir sagen Ihnen stattdessen zusammenfassend, 
wenn es Ihnen nicht gelingt, nicht nur Zahlen auf-
zuschreiben, sondern auch realistisch – 

(Glocke) 

ich komme gleich zum Schluss – realistisch mit den 
dahinterstehenden Problemen umzugehen und 
wenn es Ihnen nicht gelingt, statt öffentlicher Kon-
frontation Gemeinsamkeit zu organisieren, dann 
kann inklusive Beschulung nicht funktionieren. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU, BIW) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Güngör. 

Abgeordneter Güngör (SPD)*): Frau Präsidentin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Inklusive 
Arbeit an Schulen stellt viele Anforderungen, aber 
besonders ausreichendes Personal ist die Voraus-
setzung für eine gute Inklusion. Wir wollten mit 
dieser Großen Anfrage wissen, wie weit die An-
strengungen der Bildungsadministration sind, Per-
sonal zu gewinnen und wie der Mangel an Lehr-
kräften sich in Zahlen darstellt. Auch wenn wir das 
Ergebnis schon gekannt hätten, wir hätten es auch 
intern abfragen können, Herr Dr. vom Bruch, dann 
hätten wir diese Anfrage genau so gestellt. Uns 
jetzt zu unterstellen, dass wir ein Problem mit 
Transparenz und der Offenlegung von Zahlen ha-
ben, ist nicht in Ordnung. 

(Beifall SPD – Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: 
Wie gesagt, ich bin Ihnen dankbar dafür!) 

Im Übrigen, die aktuelle Personalsituation zeigt, 
dass der bundesweite Mangel an Fachkräften sich 
natürlich auch hier bei uns im Bundesland wider-
spiegelt. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Das machen 
Sie den ganzen Tag! Der rote Faden durch den 
ganzen Tag!) 

Nein, das machen wir nicht den ganzen Tag! Wir 
beschäftigen uns einfach mit Zahlen und suchen 
nach Lösungen, um dieses Bundesland voranzu-
bringen, um die Inklusion zum Gelingen zu brin-
gen, Herr Dr. vom Bruch. Dass Sie hier verkennen, 
dass jeden Tag Tausende von Schülerinnen und 
Schüler auch inklusiv beschult werden mit dem 
Förderbedarf Lernen, mit dem Förderbedarf Spra-
che, das verkennen Sie und suchen sich ein 

Exemplar heraus, um die Inklusion wieder 
schlechtzureden. Das ist nicht in Ordnung. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir haben bereits im Jahr 2014 ein Personalent-
wicklungskonzept gefordert. Nach unterschiedli-
chen Arbeitsschritten wurde das auch letztes Jahr 
vorgelegt. Sie werden sich in der Deputation daran 
erinnern. Ich glaube immer noch, dass das eine 
gute Arbeitsgrundlage ist, um Abgänge und auch 
zusätzliche Bedarfe möglichst frühzeitig zu ermit-
teln, und somit zeigt sich, dass in der Stadtge-
meinde Bremen an Grundschulen die Lehrkräfte 
für die Bereiche Lernen, Sprache und emotional-
soziale Entwicklung zumindest nominell ausrei-
chend vorhanden sind. Es fehlen an Grundschulen, 
Oberschulen und Gymnasien in Bremen und Bre-
merhaven allerdings die Lehrkräfte überwiegend 
mit der Fachrichtung geistige Entwicklung. Der 
KMK-Bericht, den wir letzte Woche gemeinsam in 
der Deputation vorgelegt bekommen haben, zeigt 
im Übrigen bundesweit auch eine ähnliche Ent-
wicklung, und das ist für uns alle besorgniserre-
gend. 

(Abgeordneter Özdal [CDU]: Ja, aber was ist denn 
die Lösung?) 

Dazu komme ich gleich, ganz ruhig, Herr Özdal. 
Die Frage nach dem Personal für die Spezialförder-
zentren, wurde zum Beispiel in der Mitteilung des 
Senats nicht beantwortet. Es wäre auch noch ein-
mal interessant, dem nachzugehen. 

Meine Damen und Herren, wir haben, wie wir ge-
rade auch schon wieder festgestellt haben, noch 
immer eine Reihe von vielen Inklusionskritikern o-
der Inklusionsgegnern, die uns ständig wieder 
deutlich machen, wir würden hier einen völlig fal-
schen Weg gehen. Das teilen wir ausdrücklich 
nicht. Wir stehen zum inklusiven Schulsystem im 
Land Bremen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

In diesem Zusammenhang, Herr Dr. vom Bruch, Sie 
haben ja noch einmal das Problem am Gymnasium 
vorhin angesprochen. Der Mangel an Fachkräften 
ist das eine, aber eine Verweigerungshaltung einer 
Schulleitung führt andererseits aber auch nicht 
dazu, dass die Kinder mit einem Förderbedarf dann 
einfach aus dem System heraus sind und ver-
schwinden. Dankenswerterweise hat sich die Ge-
samtschule Bremen-Ost bereit erklärt, die Kinder 
aufzunehmen und zu beschulen. Ich zitiere einmal 
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den Schulleiter der Gesamtschule Ost: „Wir haben 
das auch angeboten, weil wir gemerkt haben, dass 
das Gymnasium Horn keinen Sonderpädagogen 
findet. Da möchte wohl keiner hin. Die Klage ge-
gen die Inklusion war einfach keine gute Wer-
bung.“ Ich glaube, mit dieser Einschätzung hat er 
völlig recht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Er betont auch, ich zitiere weiter: „Wir wussten nur 
wenig früher als das Gymnasium Horn, dass wir 
eine W- und E-Klasse bekommen, haben uns dann 
aber direkt auf die Suche nach Sonderpädagogen 
begeben und eine tolle Fachkraft gefunden.“ Das 
zeigt ganz deutlich, meine Damen und Herren, es 
kann funktionieren, wenn man möchte und als 
Schulleitung und auch Schulaufsicht, vor allen Din-
gen, das will ich hier auch ausdrücklich sagen, das 
unterstützt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Juristisch dagegen zu klagen, ist besonders bemer-
kenswert. Mich würde der Fall Gymnasium Horn ja 
nicht so ärgern, wenn wir nicht auch schon frühzei-
tig mit der Senatorin, mit der Schulleiterin in der 
Lobby in der Bremischen Bürgerschaft ein Ge-
spräch geführt haben, um dieses Vorhaben zu ei-
nem Gelingen zu bringen, und trotzdem hat es 
nicht funktioniert. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Das hat doch 
bis heute nicht funktioniert!) 

Das zeigt doch ganz deutlich, es ist eine Haltungs-
frage, lieber Herr Dr. vom Bruch, und nichts ande-
res. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich will aber auch eingestehen, dass auch ein pro-
fessionelles Vorgehen der Schulaufsicht nötig ist. 
Also, eine Realisierung an einem Standort darf 
nicht dazu führen, auch das stand kurz zur Debatte, 
dass durch das Abziehen von Personal woanders 
dann wieder ein Problem entsteht. 

Meine Damen und Herren, es wurde auch noch 
einmal der Vertretungsunterricht angesprochen. Es 
ist natürlich schwierig, wenn Inklusionskräfte für 
den Vertretungsunterricht eingesetzt werden, 
dann fehlt die sonderpädagogische Komponente 
den anderen Schülerinnen und Schülern. Der Ant-
wort des Senats können wir entnehmen, dass das 
nur in absoluten Notfällen möglich sein soll. Hier 

müssen wir, glaube ich, gemeinsam sorgsam hin-
schauen und die Schulen so unterstützen, dass 
solch eine Maßnahme auch nicht nötig ist. Das wird 
nur funktionieren, wenn wir einen stärkeren Pool 
und eine stärkere Personalausstattung haben, die 
auch eine Vertretung für Inklusionslehrkräfte er-
möglicht. 

Meine Damen und Herren, wenn man sich die rei-
nen Zahlen an unbesetzten Stellen anschaut, dann 
scheint das Problem ja an den unterschiedlichen 
Schularten auch verschieden groß zu sein, an 
Grundschulen und Gymnasien erscheint es gerin-
ger und an Oberschulen besonders stark. Es fehlen, 
laut der Zahlen in der Antwort des Senats, circa 90 
Stellen im System. Das ist uns auch zu hoch. Hier 
werden gemäß der Mitteilung des Senats in weiten 
Teilen aber andere Fachlehrkräfte eingesetzt. Für 
uns ist politisch wichtig, dass alle Maßnahmen ver-
folgt werden, um mehr Lehrkräfte mit einer sonder-
pädagogischen Fachrichtung in das Schulsystem 
zu bekommen. Dazu haben wir die Ausbildungska-
pazitäten erhöht oder auch das Volumen des Wei-
terbildungsstudiengangs. Der Studiengang Lehr-
amt für Inklusive Pädagogik, Sonderpädagogik 
und auch Weiterbildungsmöglichkeiten sind sinn-
volle Ergänzungen, um den Mangel langfristig und 
dauerhaft zu reduzieren. Ob wir ihn komplett be-
seitigen können, das ist, glaube ich, noch fraglich. 

Ein letzter Punkt, der hier noch nicht in der Debatte 
besprochen wurde! Eine wichtige Schnittstelle ist 
auch die Zusammenarbeit mit den Kompetenzen 
aus den Zentren für unterstützende Pädagogik und 
mit den regionalen Beratungs- und Unterstüt-
zungszentren. Hier wissen wir, dass es knapp ist 
und besonders die Arbeit im ReBUZ muss personell 
unterstützt werden. Die Anzahl an Standorten wer-
den wir ebenfalls erhöhen müssen, vier ReBUZ-
Standorte sind nicht ausreichend, und besonders 
im Bremer Osten, das haben wir im Schulstandort-
plan mit verankert, brauchen wir einen weiteren 
Standort. 

Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin! Die per-
sonelle Ausstattung wollen wir gemeinsam auch an 
den Fallzahlen orientieren. Das ist noch einmal ein 
wichtiger Aspekt, den wir auch gemeinsam im 
Konsens festgehalten haben. Das heißt, wir wollen 
hier mit einem ähnlichen Instrument wie mit der 
Zuweisungsrichtlinie arbeiten, das wäre ein wich-
tiger und großer Schritt für eine angemessene und 
gerechte Ausstattung, und darüber sind wir uns zu-
mindest mit den Bildungspolitikern hier im Haus 
einig. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Präsident 
Weber übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Vogt. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Kollege Güngör, das ist in der Tat gut, dass 
wir das im Konsens gemeinsam festgehalten ha-
ben, zumindest die hier anwesenden Fraktionen 
haben das getan. Ich komme aber trotzdem noch 
einmal auf die Antwort, die wir vorliegen haben, 
zurück. Ich finde sie sehr ehrlich und sie legt auch 
eigentlich schonungslos offen, dass wir ein massi-
ves Problem im Bereich der Sonderpädagogik im 
Land Bremen haben. Es ist hier schon mehrfach ge-
sagt worden, im Land Bremen sind über einhundert 
sonderpädagogische Stellen zu Beginn des Schul-
jahres unbesetzt gewesen. Insgesamt fehlten 130 
Lehrkräfte. Das heißt, 75 Prozent der offenen Stel-
len an den Schulen betreffen den Bereich Förder-
pädagogik. Das Personalproblem ist also tatsäch-
lich das grundlegende Problem, das wir bei der 
Umsetzung der Inklusion haben und das hier auch 
schon in den vergangenen Jahren oft Gegenstand 
der Debatte war. 

Diese Personallücke ist natürlich fatal für die be-
troffenen Kinder, denn ihnen fehlen dadurch die 
spezielle Förderung und die gezielte Ansprache im 
Unterricht. Ohne Fachkräfte, das wissen wir auch 
aus den vergangenen Jahren, findet Inklusion an 
einigen Schulen nur formal statt. Das heißt, der 
Fachkräftemangel bedroht nicht nur den Unter-
richt, sondern auch allgemein die Akzeptanz von 
Inklusion. Das alles ist nichts Neues. Es ist hier 
auch schon zu Recht erwähnt worden vom Kolle-
gen Dr. vom Bruch, dass die sonderpädagogischen 
Lehrkräfte an den Schulen regelmäßig zum Vertre-
tungsunterricht herangezogen werden. Und ja, 
Herr Güngör, es stimmt, es sollte nur im Notfall da-
rauf zurückgegriffen werden. Wir wissen auch aus 
den Erfahrungsberichten der Schulen, die wir nun 
alle regelmäßig besuchen, dass einige Schulen ei-
nen so massiven Personalmangel haben, nicht flä-
chendeckend, einige, dass da der Notfall längst 
Alltag geworden ist und das sind oft Schulen, die 
tatsächlich auch viele Kinder haben, die sonderpä-
dagogische Förderung benötigen. 

Der Evaluationsbericht hat das übrigens auch noch 
einmal klar bestätigt, der kommt nämlich im Ge-
gensatz zur Senatsantwort zu einem deutlichen Er-
gebnis, dass zu wenig der zugeteilten sonderpäda-

gogischen Stunden auch wirklich bei den Förder-
kindern ankommt. Das Problem des massiven Man-
gels im Bereich der Sonderpädagogik und darauf 
möchte ich noch einmal hinweisen, ist tatsächlich 
hausgemacht und zwar schon sehr viel länger. Die 
Große Koalition hatte noch kurz vor Ende ihrer 
Amtszeit die Abschaffung des Studiengangs Behin-
dertenpädagogik beschlossen und dies mit einer 
radikalen Kürzung der Sonderpädagogikausbil-
dung für das Lehramt an der Universität kombi-
niert. Die Rot-Grüne Landesregierung hat nun elf 
Regierungsjahre gebraucht, um diesen Fehler zu 
korrigieren. Durch dieses lange Zögern brauchen 
wir noch bis Mitte der 20er Jahre, bis das Land Bre-
men wieder selbst ausgebildete Lehrkräfte für Son-
derpädagogik in der Sekundarstufe I aus dem Re-
ferendariat entlassen kann. 

Diese selbst geschaffene Personallücke, die spüren 
die Schulen seit Jahren schmerzhaft und sie wird 
uns, wie ich schon erwähnt habe, noch über Jahre 
hinweg begleiten. Es rächt sich aber auch nicht nur 
das lange Zögern des jetzigen Senats bis zur Wie-
deraufnahme des vollen Sonderpädagogikange-
bots an der Universität, es rächt sich im Grunde 
auch, dass die Übergangslösungen, oder manche 
sagen natürlich auch Notlösungen, der sonderpä-
dagogischen Weiterbildung für bereits eingestellte 
Lehrkräfte in den letzten Jahren immer wieder 
halbherzig verfolgt wurde. Es gibt inzwischen ein 
gemeinsames Weiterbildungsangebot für beide 
Stadtgemeinden und die Kosten der Weiterbildung 
werden inzwischen zum Glück nicht mehr indirekt 
den Schulen in Rechnung gestellt, die kommen 
jetzt endlich nach Jahren, werden die zur Weiter-
bildung freigestellten Lehrkräfte tatsächlich voll 
ersetzt. Aber auch hier frage ich mich retrospektiv, 
warum das so lange gedauert hat, bis diese Weiter-
bildungsmaßnahme tatsächlich endlich einmal 
durchdacht und ausfinanziert war. 

Was natürlich ein Problem ist, die Weiterbildung ist 
immer wieder nur für die Haushaltsjahre beschlos-
sen worden. Es gibt heute, das ist nicht mehr retro-
spektiv, leider keine verbindliche und verlässliche 
Zusage, dass die Weiterbildung bis zum Jahr 2022 
interessierte Lehrkräfte aufnehmen wird, und das 
bräuchten wir eigentlich aus den vorgenannten 
Gründen, was den Studiengang angeht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich habe noch ein paar weitere Punkte: Vor einem 
Jahr hat die Koalition in dem Haushalt auch wei-
tere Stellen für die Inklusion bewilligt. Was ich so-



6130 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 

wohl in den Fragen, aber natürlich auch in den Ant-
worten vermisse, sind Erläuterungen, ob und wie 
sich die zusätzlichen Stellen oder diese Haushalts-
beschlüsse auf die Arbeit der Sonderpädagoginnen 
und Sonderpädagogen auswirken. In der Antwort 
wird nur auf die ReBUZe eingegangen, da sind 
neue Stellen geschaffen worden. Aber die neuen 
Stellen, die geschaffen worden sind, um die Lehr-
kräfte bei der Erstellung der sonderpädagogischen 
Gutachten im Frühjahr zu entlasten, da weiß ich 
nicht, sind die besetzt? Vielleicht könnten Sie eine 
Antwort darauf geben. Ist es gelungen, den Prozess 
der Gutachtenerstellung umzugestalten, die Ant-
worten hätte ich gern gehabt. Außerdem wurde im 
Personalentwicklungskonzept, das die Senatorin 
vor einem Jahr vorgelegt hat, im September ange-
kündigt, dass unbesetzte Stellen im Bereich der 
Sonderpädagogik künftig auch mit diplomierten 
Behindertenpädagoginnen und –pädagogen be-
setzt werden können. Da wäre auch schön gewe-
sen, jetzt ein Jahr später einmal einen Bericht zu 
bekommen, ob diese Maßnahme umgesetzt wurde, 
und wenn ja, wie viele Stellen so besetzt werden 
konnten. 

Was ich mit großem Interesse gelesen habe, ist, 
dass aufgrund der Empfehlungen im Evaluations-
bericht eine AG Inklusion bei der Behörde für Kin-
der und Bildung eingerichtet werden soll, in der der 
Austausch zwischen Schulen organisiert und Lern- 
und Transferprozesse, wie es heißt, möglich ge-
macht werden sollen. 

(Glocke) 

Das sind Maßnahmen, die finde ich sehr gut. Auf 
die anderen Fragen könnte die Senatorin vielleicht 
gern gleich noch Antworten geben. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsidentin Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Kohlrausch. 

Abgeordnete Kohlrausch (FDP)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die 
heutige Anfrage beschäftigt sich mit der Situation 
der Lehrkräfte für Inklusive Pädagogik bezie-
hungsweise Sonderpädagogik an den Schulen in 
Bremen und Bremerhaven. Aber, meine Damen 
und Herren, Inklusion ist doch die Aufgabe aller 
Lehrkräfte! Alle Lehrerinnen und Lehrer und auch 
die übrigen Beschäftigten an den Schulen arbeiten 
gemeinsam im Sinne der Inklusion. Alle werden sie 
unterstützt von Fachkräften im ZuP und im ReBUZ. 

Über die Situation dieser Fachkräfte kann man na-
türlich getrennt reden, Herr Kollege Güngör hat 
dies getan. Ansonsten, wie gesagt, ist die Umset-
zung der Inklusion eine Aufgabe für alle. 

(Beifall FDP) 

Über die Situation der Lehrkräfte an deutschen 
Schulen wird in letzter Zeit viel berichtet. Sie sieht 
nicht gut aus. Dafür gibt es viele Gründe. Heute be-
schäftigten wir uns nun mit der Situation der Lehr-
kräfte für Inklusive Pädagogik in Bremen. Aus-
schlaggebend ist, dass nicht genügend sonderpä-
dagogische Lehrkräfte zur Verfügung stehen, als 
Teil der Gesamtsituation, sowohl personell als auch 
räumlich, und meiner Ansicht nach auch in der Be-
gleitung der Entwicklung sind die Schulen in kei-
ner Weise für die große Aufgabe der Inklusion aus-
gestattet. 

(Beifall FDP) 

Dass die Umsetzung einer echten Inklusion mit die-
sen Mitteln nicht möglich ist, wurde und wird im-
mer wieder betont. Trotzdem versuchen Sie, mit al-
ler Macht die Inklusion durchzudrücken zum Leid-
wesen der Schüler, der Eltern und der Lehrkräfte. 
Ich möchte noch einmal betonen, es fehlt nicht am 
guten Willen der beteiligten Personen. Aber der 
gute Wille allein reicht nicht, es müssen auch die 
Bedingungen stimmen, sowohl bei der Personal-
ausstattung als auch bei den Unterstützungssyste-
men und ebenso bei der Bereitstellung der notwen-
digen Räume. 

(Beifall FDP) 

Das alles findet in Bremen nicht ausreichend statt. 
Man hätte in die Ausbildung der Lehrkräfte vor 
Start der Inklusion ganz anders investieren müs-
sen, ebenso in den Umbau der Schulen und bei den 
anderen Vorbedingungen. Das ist in Bremen nicht 
geschehen. Jetzt müssen das Personal und vor al-
lem die Kinder mit den Missständen leben. Das ist 
Inklusion mit dem Holzhammer auf Kosten derer, 
die sich nicht wehren können. 

(Beifall FDP) 

Die Evaluation hat positive Entwicklungen aufge-
zeigt, aber auch den Finger auf Wunden gelegt. Be-
sonders der Bereich Sonderpädagogik Sprache ist 
absolut ungenügend bedacht und versorgt. Hier 
muss dringend neu nachgesteuert und nachge-
dacht werden. Unhaltbar, das wurde schon öfter er-
wähnt, ist die Lage bei Unterrichtsausfall und den 
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Regelungen für den Vertretungsunterricht. Dazu 
heißt es in der Mitteilung des Senats: Die Schullei-
tungen sind angehalten, nur in absoluten Notfällen, 
wenn es keine andere Vertretungsmöglichkeit gibt, 
sonderpädagogische Lehrkräfte auch für Unter-
richtsvertretungen einzusetzen. Aber was sind ab-
solute Notfälle? Lehrermangel? Fachfremder Un-
terricht? Unterrichtsausfall? Demnach haben viele 
Schulen dauerhafte Notfälle zu vermelden. Die Pä-
dagogen vor Ort werden meiner Erfahrung nach 
selten nach dem Sinn der jeweils getroffenen Re-
gelungen gefragt. Außerdem stelle ich fest, Unter-
richt in kleinen Gruppen und die notwendige Dop-
pelbesetzung finden viel zu wenig statt. 

(Beifall FDP) 

Wir Freien Demokraten befürworten grundsätzlich 
die Umsetzung der Inklusion an den Bremer Schu-
len. Wir sehen aber auch die Grenzen, die es noch 
gibt. Da spielen die weiter bestehenden Förderzen-
tren eine wichtige Rolle, sie werden in der Anfrage 
nicht erwähnt. Die Situation der Lehrkräfte ist bei 
der Umsetzung der Inklusion an den Schulen in 
Bremen und Bremerhaven immens wichtig. Hier 
sehen wir Freien Demokraten einen großen Hand-
lungsbedarf. Bis an Bremer Schulen echte Inklu-
sion stattfindet, liegt noch ein sehr weiter Weg vor 
uns. Wir hoffen, vor allem im Interesse aller Kinder, 
dass es ein erfolgreicher Weg wird. – Ich danke 
Ihnen! 

(Beifall FDP) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Dr. Güldner. 

Abgeordneter Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich finde, genauso wie ich es mir 
hier angewöhnt habe, das, was Sie verwundert hat, 
transparent, offen, auch mit Problemen umzuge-
hen. Die Probleme, die sich uns stellen. Genauso 
wenig kann ich mich damit abfinden, dass Sie, und 
jetzt gerade zuletzt die Kollegin Kohlrausch, Dinge 
pauschal abqualifizieren und als negativ darstel-
len, die so nicht sind. Weder stimmen Lobes- und 
Jubelarien über das ausschließlich gute Funktio-
nieren der Inklusion in Bremen, noch stimmt es, 
und noch kann man es wirklich so sagen, was hier 
gefallen ist, es würde den Schulen aufgedrückt und 
Inklusion mit dem Holzhammer. Ich finde, das El-
ternverhalten hat ganz deutlich gezeigt, dass wir 
zwar in Einzelfällen immer wieder auch Beschwer-
den von Eltern haben, wo es Probleme gegeben 

hat. Denken wir nur an die nicht besetzten Assis-
tentenstellen und viele andere Dinge. Aber im Gro-
ßen und Ganzen ist doch das Bild, dass die Inklu-
sion nicht nur akzeptiert ist, sondern dass sie inzwi-
schen selbstverständlicher Bestandteil unseres 
Schulwesens geworden ist. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Ich würde mich wirklich freuen, wenn Sie sich dazu 
bekennen würden, weil auch das ist eine ehrliche 
Darstellung der Situation, wie wir sie im Moment 
an unseren Schulen haben. 

(Zuruf Abgeordnete Ahrens [CDU]) 

Deswegen habe ich es auch gesagt. Ich möchte 
gern noch zum Gymnasium Horn auch ein paar 
Worte verlieren, weil das so ein zentraler Punkt ist, 
an dem sich die Diskussion noch einmal entzündet 
hat. Ich habe in dem Zusammenhang gar nichts da-
von gehalten, die ganze Schule quasi als das Gym-
nasium Horn macht dies, das Gymnasium Horn 
macht das, das Gymnasium Horn ist inklusions-
feindlich oder die ganze Schule an den Pranger zu 
stellen. Ich habe sowohl im persönlichen Gespräch 
und ich war wirklich dort und habe auch versucht, 
noch einmal meinen Teil dazu beizutragen, dass 
wir dieses Thema dort gütlich geregelt bekommen. 
Viele andere haben das vielleicht in noch viel grö-
ßerem Maße versucht. 

Die Haltung, die es dort in der Schulleitung gab, 
am Anfang zu sagen, im Grunde genommen wollen 
wir das jetzt hier so nicht und damit eindeutig, was 
der Kollege Güngör zitiert hat, alle abzuschrecken, 
die gewissenhafte, wohlmeinende Sonderpädago-
ginnen und Sonderpädagogen sind, an so eine 
Schule zu gehen. Sie haben natürlich auch ein Be-
rufsethos und dass es sie da nicht hinzieht, wenn 
sie die Wahl haben, an eine Schule, wo man das 
zum Ausdruck bringt, ist doch vollkommen klar. 
Dann hinterher, wenn man kein Personal findet, zu 
sagen, wir hätten die Kinder aber gern behalten, 
weil wir sie inzwischen so lieb gewonnen haben, 
das finde ich wirklich ein Stück aus dem Tollhaus. 
Das kann man gar nicht deutlich genug sagen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Das hat weder der Inklusion und schon gar nicht 
den Kindern oder den Eltern oder sonst jemanden 
genützt. Das war wirklich ein Ding, so stelle ich mir 
Schulleitung in Bremen nicht vor. Ich erlebe sie 
auch in aller, aller Regel ganz anders, konstruktiv 
und wirklich mitwirkend am gemeinsamen Wohl 
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der Schülerinnen und Schüler. Das war hier nicht 
der Fall und das muss man in dieser Debatte auch 
einmal ganz deutlich benennen. Sonst kommt man, 
und das ist in der Debatte so gewesen, auf völlig 
falsche Zuschreibungen, wie diese Geschichte sich 
wirklich entwickelt hat. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsidentin Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan. 

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
haben vieles gerade gehört, und ich bin ein biss-
chen traurig, weil es einmal wieder nicht gelungen 
ist, das Thema Inklusion eigentlich in der Art und 
Weise zu erfassen, wie ich es mir wünschen würde. 
Hier ist erneut verengt diskutiert worden, allein auf 
die Frage der gemeinsamen Beschulung von be-
hinderten und nicht behinderten Kindern bezogen. 
Das entspricht schlichtweg einfach nicht unserem 
Inklusionsverständnis. Es ist wieder behauptet 
worden, dass wir mit irgendwelchen ideologischen 
Vorstellungen eine Inklusion durchdrücken wür-
den. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]) 

Das, in der Tat, lieber Herr Dr. vom Bruch, scheint 
sich bundesweit durchzusetzen, denn es gibt leider 
Amtskolleginnen und -kollegen von mir, die auch 
meinen, dass man da eine Wahlfreiheit hätte. Al-
lein, es ist so, es ist ein Menschenrecht! Die UN-
Behindertenrechtskonvention schreibt vor, dass wir 
als Gesellschaft inklusive Bedingungen zu schaffen 
haben. Insofern ist es keine Entscheidung, sondern 
es ist unser verdammtes Recht und unsere ver-
dammte Pflicht, diese Chancen für alle in dieser 
Gesellschaft bereitzustellen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Darüber zu behaupten, dass die Inklusion und ins-
besondere die gemeinsame Beschulung von behin-
derten und nicht behinderten Kindern nicht erfolg-
reich sei, gerade in Bremen nicht erfolgreich sein 
kann, das ist tatsächlich, ehrlich gesagt, nahezu ha-
nebüchen, denn diese Befragung belegt doch ge-
rade, und unsere Antworten auf die Große Anfrage 
zeigen doch sehr deutlich, wo die Probleme liegen. 
Das hat aber doch gar nichts damit zu tun, welche 
Erfolge wir erzielt haben. Wenn man sich einmal 
anschaut, wie die Leistungsbilanz im Jahr 2008 ist, 
bevor wir die Schulreform gemacht haben, bevor 
Inklusion in dem Maße hier in Bremen umgesetzt 

worden ist, haben gerade einmal 16 Prozent aller 
Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädago-
gischen Förderbedarf Lernen, Sprache, Verhalten 
einen Schulabschluss, also die Schule mit einem 
Schulabschluss verlassen. Im Jahr 2016 waren es 58 
Prozent. Es mag doch keiner bestreiten, dass das 
automatisch bessere Chancen für den weiteren Le-
bensweg schafft. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Inklusion immer nur daher zu definieren, welche 
schwierigen Herausforderungen es durchaus bei 
der alltäglichen Umsetzung dieses Menschenrech-
tes gibt, verkennt aus meiner Sicht das, was wir als 
Gesellschaft gewinnen, wenn wir Inklusion konse-
quent leben würden. Ich muss „würden“ leider sa-
gen, denn wir tun es nicht. Im Moment fokussiert 
die gesamte Debatte darauf, was in der Schule ge-
macht wird, und wir sprechen überhaupt nicht dar-
über, wie wir in der Gesellschaft ein Klima schaffen 
können. Gelinde gesagt, ist die gesamte Debatte, 
die wir bei dem Fall des Gymnasiums Horn haben, 
genau Ausdruck davon, dass wir in den Schulen in 
Bremen, und gerade im Land Bremen, deutlich 
weiter sind als die gesamte Gesellschaft und insbe-
sondere auch als der Rest der Bundesrepublik. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das Schulgesetz ist relativ eindeutig. Dort heißt es 
nämlich: Unter Inklusion verstehen wir die Förde-
rung des Einschlusses aller Schülerinnen und 
Schüler, unabhängig von ihrer ethnischen Her-
kunft, ihrer Staatsbürgerschaft, Religion oder einer 
Beeinträchtigung, und zwar nicht nur in die schuli-
sche Gemeinschaft, sondern auch in das gesell-
schaftliche Leben. Weiter heißt es: Der Unterricht 
und das weitere Schulleben sollen für behinderte 
und nicht behinderte Schülerinnen und Schüler ge-
meinsam gestaltet werden. Das heißt nicht, und 
jetzt bitte noch einmal alle ganz gut aufgepasst, 
dass alle im Gleichschritt das Gleiche machen sol-
len, sondern die bestmögliche Förderung aller 
Schülerinnen und Schüler heißt genau das Gegen-
teil, dass ich jedes Individuum wahrnehmen muss, 
dass ich differenzieren muss und dass ich in der He-
terogenität arbeiten muss. Genau das haben wir 
mit der Schulreform getan. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Aus einer Welt kommend, wo, wie ich gerade ge-
sagt habe, Inklusion gar nicht als Alltäglichkeit ge-
lebt wird, muss man an der Stelle wirklich noch ein-
mal den Schulen ein großes Dankeschön sagen, 
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weil sie sich mit der Schulreform 2009 auf den Weg 
gemacht haben, Bemerkenswertes zu leisten. Es ist 
im Land Bremen heute eine Selbstverständlichkeit, 
dass behinderte und nicht behinderte Kinder ge-
meinsam lernen können, und zwar gemeinsam ler-
nen und leben können und Schule als ihre Gemein-
schaft, als ihren Ort erleben können. So zu tun, dass 
das jetzt wieder irgendwie Schönrederei sei, das ist 
doch großer Unsinn. Wir haben doch genau an al-
len Stellen in den letzten Jahren deutlich gemacht, 
dass wir unsere Aufgaben sehen, dass wir uns auch 
dieser Aufgaben annehmen und dass wir uns nicht 
zurücklehnen und sagen, alles bequem. Wir haben 
gerade im Frühjahr mit der Expertengruppe noch 
einmal zur Schulreform vorgelegt bekommen, dass 
wir noch einige Aufgaben zu tun haben, und diese 
Aufgaben haben wir doch im Verlaufe des Jahres 
2018 auch schon angepackt. Wir haben in diesem 
Jahr allein eine bessere Ausstattung der ReBUZe 
geschaffen, wir haben eine Auflösung der ZuP-
Verbünde an den Grundschulen in der Stadtge-
meinde Bremen geschaffen. Wir haben zusätzliche 
temporäre Lerngruppen an ausgewählten Schulen 
eingerichtet, um speziell noch einmal Möglichkei-
ten zu schaffen, mit einzelnen Kindern auch noch 
einmal verstärkt und individuell arbeiten zu kön-
nen. Wir haben die Möglichkeit von mehr Zeit in 
Doppelbesetzungen geschaffen, indem wir eine Er-
höhung der Förderquoten in der Zuweisungsricht-
linie beschlossen haben. Wir haben des Weiteren 
mehr Schulsozialarbeit geschaffen. Also alles das, 
was wissenschaftlich gefordert wird, um multipro-
fessionelle Teams an Schulen zu leben, um einer 
echten gelebten Inklusion gerecht zu werden, das 
alles setzen wir hier im Land um. 

Dass immer noch ein Stück Weg zu gehen ist, das 
zeigt natürlich die Große Anfrage. Da ist es selbst-
verständlich auch richtig, noch einmal zu konsta-
tieren, wo denn eigentlich die schwierige Personal-
situation herkommt. Sie resultiert ja nicht nur allein 
daher, weil wir angeblich immer alles verschlafen 
haben, sondern sie kommt schlichtweg auch daher, 
dass wir mehr Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf haben, als wir es noch zu Anfang der 
Inklusion im Jahr 2008 hatten. Das ist einfach auch 
ein Fakt, den man zur Kenntnis nehmen muss, dass 
Ausbildung und Fortbildung auch seine Zeit brau-
chen und dass man damit natürlich eine Situation 
hat, bei der wir im Moment ein Stück weit der Ent-
wicklung hinterherlaufen, um heute mit einem 
Stand zu arbeiten, bei dem wir wissen, dass wir für 
einen höheren Anteil an Kindern, die sonderpäda-
gogischen Förderbedarf haben, auch das ausrei-
chende Personal vorhalten müssen. 

Uns dann weiter vorzuwerfen, dass wir nichts getan 
haben, ist insofern auch falsch, weil von den zu-
sätzlich geschaffenen Referendariatsstellen sind im 
Moment, also von den 200 Referendaren, aktuell 40 
Sonderpädagogen dabei, das sind die Kräfte, die 
wir jetzt neu eingestellt haben, und von den 260 
neu eingestellten Lehrkräften im Sommer waren es 
im allgemeinbildenden Bereich gar 45 Sonderpä-
dagogen. Das heißt, wenn wir hier in der Anfrage 
geschrieben haben, dass wir sukzessive den Perso-
nalmangel abbauen, geschieht das nicht im Schne-
ckentempo, sondern das geht in ausreichend gro-
ßen Schritten vorwärts. 

Der Weiterbildungsstudiengang wird fortgesetzt. 
Bremerhaven hat sich gerade noch für eine zusätz-
liche weitere Maßnahme entschieden, das wir als 
Land unterstützen. Die Fragen, die Frau Vogt auf-
geworfen hat, also das Ziel, Arbeitsgruppen einzu-
richten: Ja, die sind eingerichtet. Die Diplom-Be-
hindertenpädagogen, ja, die haben wir eingestellt, 
und die Entlastung bei den Gutachten, ja, die ha-
ben wir auch geschaffen. 

Deshalb, vielleicht zum Abschluss noch einmal, wir 
haben als Gesellschaft meines Erachtens noch ei-
nen weiten Weg zu gehen, um für unsere Schulen 
auch ein Klima zu schaffen, indem sie nicht allein 
dafür verantwortlich gemacht werden, Inklusion zu 
leben und vorzuleben. Wir brauchen eine Gesell-
schaft, ein gesellschaftliches Klima, die das unter-
stützt. Dabei hilft es, ehrlich gesagt, nicht, wenn 
wie im Fall des Gymnasiums Horn immer wieder 
mit falschen Wahrheiten argumentiert wird. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Was sind 
denn falsche Wahrheiten?) 

Falsche Wahrheit ist unter anderem, dass der El-
ternsprecher zuletzt in einem Elternrundbrief be-
hauptet hatte, es hätte nie eine Klage gegen die In-
klusion gegeben. Das ist faktisch falsch. Diese 
Klage gegen die Inklusion hat es gegeben. 

Ich habe mich öffentlich nie in der laufenden Sache 
dazu geäußert, also auch Ihr Vorwurf, das in die Öf-
fentlichkeit zu tragen, hätte dem Land Bremen ge-
schadet, den Vorwurf, den müssen sich andere ge-
fallen lassen. Das haben nicht wir in die Öffentlich-
keit getragen, sondern das ist von der Schulleiterin 
selbst – –. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Güldner [Bündnis 90/Die 
Grünen] – Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Ich 
habe den Kollegen Güngör mit seiner unseligen 
Pressemitteilung gemeint!) 
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Nein, das ist nicht Herr Güngör mit seiner unseli-
gen Pressemitteilung gewesen, weil Herr Güngör 
ja eine Reaktion auf eine Anfrage geleistet hat, in 
dem Fall war es längst in der Öffentlichkeit. Der 
Fall ist in einer Art und Weise bundesweit kolpor-
tiert worden, die bestimmt nicht von mir und mei-
nem Haus zu verantworten war, sondern der Fall ist 
in einem höchsten Maße unglücklich gelaufen. 
Umso schöner ist es aber eigentlich, dass selbst 
vom Gymnasium Horn mich heute Briefe erreichen, 
die besagen, doch, Inklusion, und zwar in der Form, 
wie wir es immer besprochen haben, nämlich nur 
für die Kinder mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf, Wahrnehmung und Entwicklung in einem Ko-
operationsmodell, geht sehr gut. 

(Glocke) 

Das ist gelungen. Das wollen wir weiter fortsetzen, 
und insofern werden wir auch unseren Kurs weiter 
fortsetzen. Inklusion ist ein Menschenrecht, und 
wir wollen das leben. – Danke! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 19/1764, auf die 
Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen und der SPD Kenntnis. 

Berufs- und Studienvorbereitung an Bremer 
Schulen verbessern 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 20. Juli 2018 
(Drucksache 19/1753)  

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Dr. 
Bogedan. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete Dr. 
vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. vom Bruch (CDU)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Dass bremische Schülerinnen und 
Schüler in überregionalen Vergleichen systema-
tisch schlechter als alle anderen in der Republik ab-
schneiden, ist nicht neu. Wir haben hier häufig dar-
über diskutiert. Wir haben auch über die Folgen 

gesprochen: Im Ergebnis systematisch schlechtere 
Chancen, was Sie allerdings regelmäßig kleingere-
det haben. Sie haben zumeist bestritten, dass un-
sere Absolventen in der Konkurrenz um Ausbil-
dungsplätze oder im Wettbewerb um gleichwertige 
Studienchancen Nachteile haben. Obwohl es im-
mer wieder Hinweise in diese Richtung von Betrie-
ben und Kammern einerseits und von Hochschulen 
andererseits gibt, haben Sie bestritten, dass es 
diese schlechteren Chancen gibt. Seit einiger Zeit 
gibt es auf der Grundlage einer Studie der Univer-
sität Bremen allerdings noch deutlich konkretere 
Fingerzeige, dass genau das schon eingetreten ist. 

Politik, meine Damen und Herren, beginnt genau 
mit der Wahrnehmung dieser Realität. Diesen Blick 
für die Realität hatten Sie nicht, haben Sie nicht 
und es deutet leider auch wenig darauf hin, dass 
sich das ändern wird, meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Es deutet dagegen leider vieles darauf hin, dass un-
sere Absolventen im allgemeinen Bildungssystem 
nicht ausreichend auf Berufsausbildung und Stu-
dium vorbereitet sind. Die Studie enthält deutliche 
Anhaltspunkte dafür, dass an der Universität Stu-
dentinnen und Studenten mit Abschluss aus Bre-
men überdurchschnittlich häufig unter den Abbre-
chern, Wechslern sind, dass die Studiendauer hö-
her ist und die Erfolgsaussichten insgesamt 
schlechter sind. Das ist auch, aber durchaus nicht 
nur eine Frage der Kompetenzen. Es ist insbeson-
dere eine Frage der Orientierung, der Vorberei-
tung auf das Studium, der Sicherheit, das richtige 
Fach gewählt zu haben, und auch der Fähigkeit 
und Reife zum selbstständigen Arbeiten. Es ist 
schlicht nicht zu verantworten, dass unsere Absol-
venten damit allein gelassen werden, denn Ab-
bruch, Wechsel und Nichtbestehen, ganz gleich ob 
in Ausbildung oder Studium, ist gemeinsam, dass 
es ein erstes tiefgreifendes Misserfolgserlebnis ist. 
Es ist unsere Aufgabe und Verantwortung, meine 
Damen und Herren, daran etwas zu ändern und so 
weit wie möglich zu helfen, dass das verhindert 
wird, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Es geht nicht darum, jemanden mit den durch un-
seren Antrag vorgeschlagenen Maßnahmen zu ver-
ängstigen oder zu ärgern. Es geht vielmehr darum, 
durch beständige Weiterentwicklung der Berufs- 
und Studienvorbereitung eine Entwicklung zur 
Verbesserung in Gang zu setzen. Die tatsächlichen 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1764
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1753


Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 6135 

Anforderungen in Ausbildung und Studium müs-
sen mehr und verbindlicher als bisher die Zielmar-
ken bestimmen, die sich Schulen als curriculare 
Ausrichtung geben. Hochschulen und Betriebe 
müssen mehr als bisher auch durch deren Vertreter 
in unseren Schulen Rollen übernehmen, denn es 
geht insbesondere um die Schnittstellen und um 
die Übergänge. Es geht darum, klarer als bisher 
Schülerinnen und Schülern zu sagen, ob und wo sie 
in Ausbildung oder Studium gut aufgehoben sind. 
Es geht darum, an dieser entscheidenden Stelle 
niemanden zu verlieren. 

Wir denken deshalb auch, dass die Vorbereitung 
auf Beruf und Studium zu einem eigenständigen 
Fach werden könnte, wie das in Hamburg ange-
dacht beziehungsweise entwickelt wird. Jedenfalls 
würden wir, wie in unserem Antrag vorgeschlagen, 
gern darüber mit Zusammenhängen aus Ausbil-
dung, Wirtschaft, Berufswelt und Gesellschaft 
nachdenken. Wir brauchen mehr Vorbereitung in 
den Schulen, statt anschließender Reparatur, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Ja, und am Ende geht es vor diesem Hintergrund 
auch um Lernzeit. Nicht, weil wir wieder etwas än-
dern wollen, sondern weil es gute Gründe und ver-
änderte Bedingungen und Inhalte gibt, die wir ein-
fach nicht so adaptieren können im bestehenden 
System. Ein Thema, das man übrigens ganz ohne 
Hysterie diskutieren kann, das man, wie wir mei-
nen, diskutieren muss. Es geht nicht in erster Linie 
um Ihr oder unser System, sondern es geht um die 
Interessen der Schülerinnen und Schüler, die Ant-
worten höchst formaler Art in Zukunft nicht länger 
akzeptieren werden, deren gemeinsamer Nenner 
ist, dass Sie im Ergebnis nichts tun. 

Der Digitalpakt kommt zeitnah nicht aufgrund von 
Bedenken hinsichtlich der Grundsätze des Födera-
lismus. Ein verbindliches letztes Kita-Jahr soll nicht 
kommen, weil Sie Grundgesetzwidrigkeiten wit-
tern. Über G8, G9 wollen Sie gar nicht erst disku-
tieren, weil Sie absurderweise der Auffassung sind, 
es verstoße gegen den Bildungskonsens. Sie haben 
noch immer für jede Lösung ein Problem gefunden. 
Ich glaube allerdings, diese Nebelkerzen werden 
Ihnen die Menschen in Bremen und Bremerhaven 
nicht länger durchgehen lassen, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall CDU) 

Apropos G8, G9: Wissen Sie, wer fast wörtlich Fol-
gendes gesagt hat? Mit der Abschaffung des 
Turbo-Abiturs ermöglichen wir ein modernes und 
hochwertiges Abitur. Die Schülerinnen und Schü-
ler bekommen mehr Zeit zum Lernen und für ihre 
persönliche Entwicklung. Wir nehmen den Stress 
aus der Schule und schaffen Zeit, um bestimmte 
Themen und Unterrichtsinhalte zu vertiefen. Die 
Schulen erhalten darüber hinaus Freiräume für Be-
rufsorientierung und andere wichtige Aufgaben. 
Ich freue mich sehr, dass die konsequente Rück-
kehr zum G9 von einem breiten gesellschaftlichen 
und politischen Konsens getragen wird. Wissen Sie, 
wer das war? Es war Frauke Heiligenstadt. Übri-
gens, glaube ich, eine Parteigenossin von Ihnen, 
ehemalige Kultusministerin des uns umgebenden 
Niedersachsens. 

Viel besser kann man es nach meiner Auffassung 
nicht zusammenfassen. Recht hat sie übrigens nicht 
nur in der Sache. Sie sollten einmal überlegen, ob 
die Rückkehr Niedersachsens zum 13-jährigen 
Abitur nicht ein zusätzlicher Grund zum Nachden-
ken wäre. Die Absolventen aus Niedersachsen sind 
nämlich die Hauptwettbewerber unserer Absol-
venten in Ausbildung und Studium. Niemand be-
hauptet, meine Damen und Herren, das gehe von 
einem Tag auf den anderen. Vielleicht sollte man 
aber die Wettbewerbsfähigkeit unserer Abiturien-
ten nicht zusätzlich gefährden, indem man auch bei 
der Lernzeit einem Gefälle, zumindest einem guten 
Teil unserer Abiturienten, auf Dauer tatenlos zu-
sieht und entsprechende Überlegungen zu einer 
Veränderung einfach ausblendet. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsidentin Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Güngör. 

Abgeordneter Güngör (SPD)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Es ist schon erstaunlich, einen Antrag mit dem 
Titel „Berufs- und Studienvorbereitung an Bremer 
Schulen verbessern“ zu schreiben, ohne mit einem 
einzigen Satz auch nur die beruflichen Gymnasien 
zu erwähnen. Meine Damen und Herren, neben 
den sechs beruflichen Gymnasien zählt unsere 
Stadtgemeinde auch 20 Oberstufen, und genau an 
diesen beruflichen Gymnasien wird nicht nur das 
Abitur angeboten, sondern die Profile orientieren 
sich an konkreten Berufsbildern. 

Auch erstaunlich ist, dass Sie mit keinem Satz das 
Landeskonzept Bildung und Beruf erwähnen, das 
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uns im Juni 2017 vorgestellt wurde. Mit keinem 
Wort werden die Stichwörter Berufswahlpass oder 
Berufsorientierungsmaßnahmen für Oberschulen 
und Gymnasien erwähnt. Des Weiteren: Maßnah-
men im Rahmen der Bundesinitiative, Abschluss 
und Anschluss, Bildungsketten bis zum Ausbil-
dungsabschluss. Maßnahmen, mit denen wir unter 
anderem in diesem Schuljahr zum Beispiel Werk-
statttage für Schülerinnen und Schüler an Ober-
schulen und Gymnasien mit bis zu 1,1 Millionen 
Euro gefördert bekommen. Eine Million Euro für 
die Berufsorientierung leistungsstarker Schülerin-
nen und Schüler in der gymnasialen Oberstufe. 

Meine Damen und Herren, Ihr Antrag verbessert 
an vielen Punkten in keiner Weise die Berufs- und 
Studienvorbereitung, ist an einigen Punkten von 
der Unkenntnis des Konzeptes Bildungsketten ge-
prägt und wiederholt bereits beschlossene Punkte 
aus unserem gemeinsamen Antrag Qualitätsoffen-
sive für Bildung in Bremen. Stattdessen sprechen 
Sie dann vom Schnittstellenmanagement oder da-
von, bei Studienabbrechern die schulische Her-
kunft dokumentieren zu wollen. Das müssen Sie 
sich noch einmal genau anhören, meine Damen 
und Herren, bei Studienabbrechern die schulische 
Herkunft dokumentieren! Was wollen Sie denn mit 
der Erkenntnis anfangen, wenn Sie wissen, dass 
ein Abiturient meinetwegen vom Alten Gymna-
sium im Studium gescheitert ist? Diese Fragen 
würde ich gern einmal beantwortet bekommen, 
was wollen Sie mit dieser Erkenntnis und dieser In-
formation anfangen? 

Aber Ihr eigentliches Interesse zeigen Sie ja unter 
4.b; die Oberschulen, so schreiben Sie es dort, sol-
len handlungspraktische und wirtschaftsrelevante 
Inhalte stärken und die Gymnasien allgemeine 
Kompetenzen, Fähigkeiten zur Selbstorganisation 
und des Lernens. Das bedeutet im Klartext, die 
Oberschulen sollen auf die berufliche Ausbildung 
vorbereiten und die Gymnasien auf das Studium. 
Das haben Sie schon vor der Schulreform versucht. 
Ich erinnere mich noch sehr genau, wie Herr Röwe-
kamp die Enquetekommission vorgeschlagen und 
genau mit dieser Idee verbunden hat. Wir haben 
dann im Schulentwicklungsplan auch gesehen, 
dass nicht einmal konservative Bildungsforscher 
Ihr rückwärts gewandtes Weltbild teilen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das ist definitiv keine Antwort auf die Probleme, 
sondern ein Schritt zurück in die Vergangenheit. 

Das ist mit uns nicht zu machen. Ihr Weltbild sor-
tiert anscheinend wieder gern Menschen. Für ein 
solches Klassensystem, was Sie sich da vorstellen, 
mit Arbeitern und Akademikern, werden Sie keine 
Mehrheiten finden in diesem Land, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Hören Sie bitte auch auf, in Ihren Anträgen von Bil-
dungschancen oder Gerechtigkeit zu sprechen. Da-
von sind Sie mit Ihrem Vorschlag nämlich gerade 
weit abgerückt. Sie versuchen damit, die Laufbahn 
einer Schülerin oder eines Schülers bereits ab der 
fünften Klasse mit der Wahl einer Oberschule oder 
einem Gymnasium festzulegen. Das ist einfach un-
glaublich! 

(Beifall SPD) 

Meine Damen und Herren, was ich auch nicht ver-
stehe, um es vielleicht etwas ruhiger vorzutragen, 
ist, wir haben doch jüngst auch bei den Konsens-
verhandlungen – – Dort haben Sie diesen Vor-
schlag auch als Textpassage eingebracht, und es 
war eigentlich schnell klar, dass das ein System 
wäre, was eben nicht dem gemeinsam reformierten 
Schulsystem entspricht. Es ist absolut unverständ-
lich, warum Sie einen solchen Kurswechsel vor-
schlagen, was in diesem Sinne auch eine klare 
Strukturfrage ist. Genau diese wollen wir eben ge-
meinsam nicht verändern, sondern uns auf die 
Qualitätsverbesserungen konzentrieren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, im letzten Punkt for-
dern Sie die Rückkehr zu G9, schreiben das aber 
nicht einmal präzise aus. Wir haben bereits einheit-
lich, und deshalb unterscheiden wir uns da auch 
sehr von Niedersachsen, wir haben einheitlich be-
reits sowohl das Abitur nach 12 als auch nach 13 
Jahren im System. Wir haben also nicht die Situa-
tion wie in anderen Bundesländern, sondern in Bre-
men ist seit der Schulreform 2009 das Abitur nach 
12 oder 13 Jahren möglich. Nur sieben der acht 
durchgängigen Gymnasien bieten ausschließlich 
G8 an und das zurecht. Erinnern wir uns an die Ge-
spräche im Schulkonsens 2008. Herr Röwekamp 
wird sich erinnern. Wir haben dem von der CDU 
gewünschten Leistungskriterium zum Zugang zum 
Gymnasium zugestimmt, weil der Weg zum Abitur 
kürzer ist und nur für Leistungsstärkere eröffnet 
werden sollte, natürlich mit der Begründung, dass 
auch der langsamere Weg allen offensteht, für alle, 
die sich in der Sekundarstufe II leistungsmäßig so 
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entwickeln, dass sie den Hochschulzugang erwer-
ben können. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Das soll ja auch 
so bleiben!) 

Ich zitiere jetzt auch einmal unsere ehemalige Bil-
dungssenatorin Renate Jürgens-Pieper: „Wenn 
dieser Kompromiss aufgekündigt wird, wird ein 
konstitutives Element der Schulreform aufgege-
ben, das von den Experten bei der Evaluation aus-
drücklich gelobt wurde. Der Zugang zur Ober-
schule und zum Gymnasium müsste freigegeben 
werden und das Leistungskriterium in Klasse vier 
entfallen. Das würde erhebliche Folgen für das bre-
mische Schulsystem entfalten. Die CDU rückt da-
mit von zwei gleichwertigen Schularten ab.“ Dafür 
stehen wir nicht zur Verfügung, meine Damen und 
Herren. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Schüler, 
Unternehmen, Berufs- und Hochschulen bekom-
men die Folgen davon zu spüren, dass in Bremen 
Schulabgänger häufig nicht passgenau in berufli-
che Weiterbildung kommen. Wirtschaft und Hand-
werk suchen händeringend Fachkräfte. Junge 
Menschen bleiben orientierungslos im Dschungel 
der Ausbildungswege stecken. Wir kennen das 
schon. 

Um im Bildungswesen punktgenau umzusteuern, 
braucht es eine aufrichtige und mutige Analyse der 
Schulsituation in Bremen. Weg vom „Weiter so!“ Es 
muss im Bremer Bildungssystem realistisch aner-
kannt werden, wo es klemmt. In Bremens Bildungs-
system brauchen wir eine produktive Streitkultur. 
Wir Freien Demokraten bekennen uns im Ver-
gleich zu allen anderen Fraktionen im Haus zum 
bestehenden Dissens. Wir sind nicht zufrieden mit 
dem Bildungserfolg, wir sind nicht zufrieden mit 
der Umsetzung der Inklusion, mit der Benachteili-
gung von Schulen in freier Trägerschaft, dem feh-
lenden Leistungsanspruch. Wir sind nicht zufrie-
den mit der permanenten Überforderung von Lehr-
kräften, der unzureichenden finanziellen und 
strukturellen Ausstattung des Bildungssystems, 
und wir sind auch nicht zufrieden mit der unzu-
reichenden Vorbereitung auf Ausbildung und Stu-
dium. 

(Beifall FDP – Abgeordneter Röwekamp [CDU]: 
Und Sie sind nicht zufrieden mit der Verhandlungs-
führung von Dr. Buhlert und Prof. Dr. Hilz!) 

Was benötigt eine Schule, um ihre Herausforderun-
gen bewältigen zu können? Wie kann ein Monito-
ring umgesetzt werden, damit Inklusion und Be-
rufsvorbereitung nicht gegeneinander ausgespielt 
werden können? Wie kommen wir davon weg, dass 
Bildungserfolg vom Elternhaus abhängt? Wie kann 
eine systematische Verzahnung von Schule und 
Aus- und Weiterbildung gelingen? Wie sieht eine 
strukturierte Schulentwicklung im Bereich Berufs-
orientierung aus? Das geforderte neue Institut für 
Qualitätsentwicklung kann helfen, das zu klären. 
Allerdings benötigt man dafür auch die Kompetenz 
von Hochschul- und Unternehmensvertretern. Wir 
Freien Demokraten halten es daher für notwendig, 
dass das neue Institut durch externe multiprofessi-
onelle Teams unterstützt und ergänzt wird. 

(Beifall FDP) 

Um individuelle Unterstützung bei der Berufsorien-
tierung durch die Jugendberufsagentur zu erhal-
ten, müssen die Jugendlichen ein Formular zur 
Weiterbildung mit Daten unterschreiben. Haben 
Sie sich das einmal angeschaut? Ich habe mir das 
einmal zeigen lassen, weil ich gehört habe, dass es 
viele nicht unterschreiben. Ich muss sagen, ich ver-
stehe das jetzt. Das Formular ist unattraktiv ge-
schrieben und gestaltet und löst primär Vorsicht 
wenn nicht Angst aus. Also, wenn wir jungen Men-
schen wirklich Mut und Lust machen wollen, sich 
an die Jugendberufsagentur zu wenden, dann ist 
eine Anpassung des Schreibens in Form und Wor-
ding ein wichtiger Schritt an entscheidender Stelle, 
und ich kann nur hoffen, dass das, was danach 
kommt, passender gestaltet ist. 

(Beifall FDP) 

Meine Damen und Herren, in den letzten Wochen 
und Monaten war ich in verschiedenen Schulen 
und Berufsschulen und habe mir angehört, wie 
viele Ausbildungs- und Studienabbrüche es gibt. 
Ich war erstaunt darüber, von wie vielen Menschen 
niemand weiß, wo diese nach dem Abbruch lan-
den. Zum Beispiel gibt es im Berufsfachschulbe-
reich des Schulzentrums Grenzstraße in der Zwei-
jährigen Höheren Handelsschule eine Abbruch-
quote von 40 Prozent, und wir wissen von sehr vie-
len nicht, was sie nach dem Abbruch machen und 
wo sie dann bleiben. Wir wissen nicht, warum sie 
abbrechen. Hatten sie zu wenig häusliche Unter-
stützung? Gab es Integrationsprobleme? Lag es an 
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fachlicher Überforderung oder mangelhafter schu-
lischer Vorbereitung? Waren sie einfach faul? War 
die Vorstellung, die die Auszubildenden oder die 
Studierenden von der Ausbildung oder dem Stu-
dium hatten, unrealistisch? Der Staat hat vielleicht 
Hypothesen, aber er weiß es nicht. Wie wollen Sie 
denn dann aber zielorientiert Prävention oder Un-
terstützungsmaßnahmen konzipieren? 

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, dass der 
Ausbildungsabschluss eine entscheidende Voraus-
setzung für eine spätere Berufstätigkeit und ein ei-
genständiges Leben ist. Deswegen ist Ahnungslo-
sigkeit in Bezug auf Abbrecher gravierend und fol-
genschwer. Um abzuhelfen, fordern wir den Senat 
auf, eine dokumentationsbasierte Analyse von 
Ausbildungs- und Studienabbrüchen zu erstellen, 
denn wer nicht hinschaut, der kann auch nicht 
passgenau handeln. So viel für jetzt, ich komme zu 
einem späteren Beitrag noch einmal wieder. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsidentin Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Vogt. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Sowohl die Berufs- als 
auch die Studienvorbereitung an den Bremer Schu-
len müssen dringend verbessert werden, da sind 
wir uns, glaube ich, auch einig. Ich war daher ziem-
lich gespannt, als ich den Titel des Antrages sah, 
was denn die Fraktion der CDU dazu vorschlägt. 
Der Kollege Dr. Thomas vom Bruch sagte, ich wäre 
begeistert. Aber ich habe mich natürlich gefragt, ob 
da etwas Brauchbares dabei ist. Nach der Lektüre 
des Antrages war ich ziemlich enttäuscht. 

Sie benennen hier zwar ein wichtiges Thema, aber 
Sie stellen keine vernünftigen Forderungen auf, die 
die Schulen wirklich voranbringen würden. Und, 
das hat der Kollege Güngör zu Recht gesagt, Ihre 
Vorstellungen sind viel zu sehr von einer wirklich 
überholten Spaltung in berufliche und akademi-
sche Ausbildung geprägt, die einem modernen Be-
rufsbild überhaupt nicht standhält. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Sie sind nicht in der Lage, bestehende Angebote an 
den Bremer Schulen zu sehen, da haben Sie auch 
schon darauf hingewiesen, und dann weiterzuent-
wickeln. Und im allerletzten Beschlusspunkt wol-
len Sie einmal eben die G9 unterbringen, das 

scheint aktuell Ihre bildungspolitische Hauptforde-
rung zu sein. 

In dem Antrag finde ich nichts, was der Notwen-
digkeit an den Schulen wirklich gerecht wird. Ich 
würde eher sagen, es geht tatsächlich an den Not-
wendigkeiten an den Schulen weit vorbei. Ich will 
das an ein paar Punkten ausführen: Die Fraktion 
der CDU negiert im gesamten Antrag, dass es in 
Bremen ein Schulfach gibt, was genau diese Auf-
gabe hat: Studien- und Berufswahl fundiert vorzu-
bereiten. Das Fach Wirtschaft, Arbeit, Technik. Es 
wird an Oberschulen und Gymnasien unterrichtet. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Es wird nicht 
unterrichtet!) 

Nicht mehr so viel wie früher. Dieses Fach wird 
aber im gesamten Antrag der Fraktion der CDU 
nicht einmal erwähnt. Und es wird im Beschluss-
punkt 4.e dann geradezu absurd, wenn Sie die Ein-
führung eines Faches zur Studien- und Berufswahl 
fordern. Das haben wir. Schauen Sie einmal in die 
Stundenpläne. Ich finde es unglaublich, wie Sie die 
Verbesserung der Berufs- und Studienvorberei-
tung fordern und dann nicht einmal im Antrag über 
das Fach sprechen, bei dem das im Lehrplan ver-
ankert ist. Es kann sein, dass das nicht ausreichend 
unterrichtet wird, dass wir hier viel mehr Unterricht 
brauchen oder dass wir das umstellen müssen. Ich 
finde auch, dass an den Bremer Schulen bei WAT 
nicht alles rund läuft, und wir sollten ernsthaft ana-
lysieren, warum das der Fall ist. Man muss sich na-
türlich auch fragen, ob das Fach überhaupt mit aus-
reichend Stunden repräsentiert ist und ob es in den 
richtigen Jahrgangsstufen unterrichtet wird. Aber 
ich habe dazu in dem Antrag überhaupt gar keine 
Aussage gefunden. Das finde ich ziemlich bedenk-
lich. 

Vor allem müssen wir diskutieren, wo denn die 
Fachkräfte für dieses Fach herkommen sollen, 
wenn wir sie selbst nicht mehr an der Universität 
ausbilden. Der Senat müsste einmal zu einer Stel-
lungnahme gezwungen werden, warum er Sport im 
aktuellen Wissenschaftsplan wieder einführt, nicht 
aber die Lehrkräfteausbildung für WAT. Das macht 
die Fraktion der CDU aber auch nicht. Sie fordert 
das nicht, weil sie in ihrem Antrag dieses zentrale 
Fach einfach überhaupt nicht zur Kenntnis nimmt. 
Ehrlich gesagt habe ich lange keinen Antrag mehr 
gesehen, der in diesem Punkt so weit am Thema 
vorbeiging. 

(Beifall DIE LINKE) 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 73. Sitzung am 12.12.2018 6139 

Nehmen wir einmal den Beschlusspunkt 4.b: Da 
fordert die Fraktion der CDU die handlungsprakti-
schen Fächer an den Oberschulen zu stärken und 
an den Gymnasien Selbstorganisation und Lern-
techniken mehr zu verankern. Lieber Herr Dr. 
Thomas vom Bruch, kommen Sie bitte endlich im 
21. Jahrhundert an. Wir haben eine total verän-
derte Berufswelt. Wir haben Berufe, die lebens-
lange Weiterqualifikation erfordern. Wir haben 
Ausbildungsberufe, für die man heutzutage Abitur 
braucht. Diese klassische Trennung, die gibt es 
nicht mehr. Diese Trennung in Hand- und Kopfar-
beit, die ist nicht einmal mehr im 20. Jahrhundert 
vorhanden gewesen, aber sie gibt es mit Sicherheit 
nicht im 21. Jahrhundert. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Oberschulen führen gleichberechtigt wie die 
Gymnasien zum Abitur. Die Jugendlichen brau-
chen genau dort die gleiche akademische Vorbe-
reitung, wie sie sie an Gymnasien brauchen und 
umgekehrt nehmen auch immer mehr Abiturien-
tinnen und Abiturienten eine Ausbildung auf. Wie 
gesagt, es gibt ganz viele Ausbildungsberufe, für 
die man zwingend Abitur braucht. Auch Schülerin-
nen und Schüler, die eine Ausbildung machen 
möchten, können die handlungspraktischen Fä-
cher in der Schule, auch im Gymnasium, gut ge-
brauchen. Außerdem sollten Sie sich einmal an-
schauen, wie Studium und Ausbildung heute ver-
laufen. Glauben Sie etwa, dass man ohne Lerntech-
niken und Selbstorganisation Mechatronikerin o-
der Mechatroniker werden kann? Nein, das geht 
nämlich nicht. Oder wie soll man im Informatikstu-
dium einen Roboter bauen, ohne grundlegende 
handwerkliche Fähigkeiten? Die Welt hat sich wei-
tergedreht, Berufe haben sich verändert, es gibt 
neue Schulformen und ich finde, die Fraktion der 
CDU sollte das endlich auch zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Und dann die Forderung, das Gymnasium wieder 
auf neun Jahre zu verlängern, wie gesagt, es 
scheint gerade Ihr bildungspolitisches Allheilmittel 
zu sein. Egal, welches Problem Sie im Schulwesen 
identifizieren, ein Jahr mehr am Gymnasium wird 
es schon richten. Ganz abgesehen davon, dass Sie 
uns noch immer nicht erklärt haben, wo Sie die 
Räume und die Lehrkräfte für die weit über 30 wei-
teren Klassen hernehmen wollen. Ehrlich gesagt, 
ist das auch inhaltlicher Unfug. Die Qualifizie-
rungsphase in der Oberstufe ist immer dicht ge-
drängt. Egal ob bei zwölf oder 13 Jahren finden die 
wesentlichen Studien- und Berufsentscheidungen 

bei jungen Erwachsenen im letzten halben Jahr vor 
den Abiturprüfungen statt. Da haben Sie immer ei-
nen Zeitkonflikt zwischen notwendigem Lernen 
und Organisationsangeboten, und zwar unabhän-
gig davon, ob Sie in der Mittelstufe fünf oder sechs 
Jahre gelernt haben. Ich finde es viel wichtiger, die 
Lehrpläne entsprechend der aktuellen Anforderun-
gen an die Lebens- und Arbeitswelt an die heutige 
Zeit anzupassen. Das wäre ein wichtiges Thema. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich bin sowieso an diesem Punkt etwas verwundert. 
Ich meine, zu Ihrer Regierungszeit wurde G8 über-
hastet, konzeptlos und verbindlich für alle zulasten 
aller Schülerinnen und Schüler eingeführt. Jetzt 
verhandeln Sie mit uns den ganzen Sommer zum 
Schulkonsens und natürlich bringt das Verände-
rungen in der Schulstruktur. 

(Glocke) 

Sie haben auch zur Kenntnis genommen, dass die 
Schulleitungen, dass die Schulen, und zwar unab-
hängig ob Gymnasien oder Oberschulen, Ruhe ha-
ben wollen im System. Sie verhandeln mit uns und 
dann sagen Sie hinterher, ach nein, haben wir alles 
gar nicht so gemeint, wir können die Struktur – –. 
Das ist nicht das, was die Evaluation ergeben hat 
und das ist auch nicht das, was die Schulen wollten. 
Sie sollten sich wirklich das sehr gut überlegen, ob 
Sie meinen, dass Sie damit im Wahlkampf punkten. 
– Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsidentin Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. Güldner. 

Abgeordneter Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Es ist eigentlich eine ganz merkwür-
dige Sache, wenn es nicht so ein ernstes Thema 
wäre, wäre es vielleicht sogar ein bisschen lustig: 
Diejenigen, die früher immer vor G8 als Turbo-Abi 
gewarnt haben, stehen jetzt hier, liebe Christina 
Vogt, lieber Mustafa Güngör, und verteidigen un-
ser jetziges Schulsystem. Und die, die es unbedingt 
haben wollten und gar nicht abwarten konnten bis 
G8 als Turbo-Abi endlich kam, die sagen, nun 
könnten wir es doch eigentlich wieder abschaffen. 
Das ist wirklich eine extrem merkwürdige Situa-
tion, – 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
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in die diese Debatte heute gekommen ist. Sie ver-
kennt völlig, und auch der Vergleich mit Nieder-
sachsen verkennt völlig, dass wir unterschiedliche 
Schulsysteme haben. Es kann heute jedes Kind im 
Lande Bremen Abitur in 13 Jahren machen und 
zwar in ausreichender Art und Weise. Es gibt wahr-
scheinlich in der Fraktion der CDU und auch in der 
Fraktion der FDP ganz viele Leute, die es verwerf-
lich finden, dass Sie hier stehen und plötzlich die-
ses allseits von Ihnen immer geliebte Turbo-Abi 
wieder abschaffen wollen, warum auch immer. Es 
gibt die Möglichkeit, dass die Kinder sich anders 
orientieren und ich glaube, dieser Vorschlag ver-
stößt auch gegen den Schulkonsens, so wie wir ihn 
beraten haben. Von daher glaube ich an Ihre Un-
terschrift unter diesen Schulkonsens für die nächs-
ten zehn Jahre und dass wir das anders entschei-
den, als das heute bei Ihnen anklang. 

Eine ähnliche Situation finde ich bei dem Vor-
schlag, die Oberschulen und die Gymnasien in 
mehr Berufsorientierung und mehr akademische 
Vorbereitung zu unterteilen. Wir haben an die 60 
Prozent Kinder, die an die Oberschulen gehen und 
Abitur machen und die Mehrheit derjenigen, die in 
Bremen Abitur machen, kommen aus den Ober-
schulen und haben die Möglichkeit, damit an un-
seren Hochschulen zu studieren. Es macht also gar 
keinen Sinn, wenn ich auf die Oberschule gehen 
und studieren kann und wenn ich auf das Gymna-
sium gehen und eine Berufsausbildung machen 
kann, was im Übrigen sehr viele machen. Ganz 
viele waren auf dem Gymnasium, haben dort Abi-
tur gemacht und machen dann eine duale Ausbil-
dung, die heutzutage in vielen Bereichen auch ext-
rem herausfordernd, fast schon hätte ich gesagt, 
akademisiert ist. Von daher macht so eine Zweitei-
lung in Berufs - und akademische Vorbereitung 
keinen Sinn. Ich glaube, dass die große Mehrheit 
dieses Hauses das genauso sieht und es deswegen 
auch so nicht kommen wird, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD – Abgeordne-
ter Röwekamp [CDU]: Was macht keinen Sinn? Al-
les so lassen, wie es ist?) 

Das haben Sie unterschrieben oder Ihr Parteivorsit-
zender hat es unterschrieben. Die Schulstruktur 
bleibt so wie sie ist. Das haben wir die letzten zehn 
Jahre so gehabt. Und für die nächsten zehn Jahre 
hat Ihr Parteivorsitzender das unterschrieben. 

Jetzt kommen wir zu dem Punkt, der eigentlich in 
Ihrem Antrag steckt, nämlich die Frage der Berufs- 
und Studienvorbereitung. 

(Unruhe – Glocke) 

Präsident Weber: Herr Kollege Güngör, Herr Kol-
lege Röwekamp. Bitte, Herr Dr. Güldner! 

Abgeordneter Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Ich kann auch sehr gut zuhören. Der eigentli-
che Punkt, der darin steckt und an dem wir, sagen 
wir einmal sachlich, praktisch ganz viele Punkte 
haben, die in der Tat nachdenkenswert sind, bei 
denen wir aber, und der Kollege Güngör hat es ge-
sagt, auch schon auf dem Weg sind, ganz viel um-
zusetzen, ist die Frage: Gibt es eine ausreichende 
Berufs- und Studienvorbereitung an den Schulen? 
Ich sage Ihnen, was mich persönlich stört: Mich 
persönlich stört, wenn allgemeinbildende Schulen, 
die möglicherweise eine eigene Oberstufe haben, 
selbst in Konkurrenz wähnen zu den berufsbilden-
den Schulen und für eine duale Berufsausbildung, 
die wir dringend brauchen, nicht ausreichend in-
formiert und berät. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Wenn man mit dem Blick auf die eigenen Oberstu-
fenschüler den Berufsschulen am Tag der Ausbil-
dung noch nicht einmal ein richtiges Forum bietet, 
um die Schüler wenigstens an diesem einen Tag – 
–, aber es gibt ja noch viele andere Möglichkeiten, 
über die Möglichkeiten des dualen Systems or-
dentlich zu informieren. 

Ich bin ein großer Freund und Anhänger des dua-
len Systems und wünsche mir, dass wir ganz viele 
Schülerinnen und Schüler sowohl aus den Ober-
schulen und als auch aus den Gymnasien finden, 
die dieses duale System mit seiner unglaublich an-
spruchsvollen Ausbildung, die wir in Deutschland 
haben und die auch immer anspruchsvoller wird, 
bestücken und die dort erfolgreich bestehen. Dazu 
gehören Informationen, Vorbereitung, Begleitung, 
Mentoring, dazu gehört die Möglichkeit, auch den 
Ausbildungsgang einmal zu wechseln, dazu gehö-
ren Praktika und Hospitation. Dazu gehören eine 
ganze Bandbreite von Dingen, von denen es schon 
sehr viele an bremischen Schulen gibt, wo man 
aber auch noch Luft nach oben hat, wenn man das 
Ziel haben will, dass diese Ausbildung tatsächlich 
erfolgreich ist, dass die jungen Leute bei der Aus-
bildung bleiben und dass sie die duale Ausbildung 
erfolgreich schaffen. 

Das sind ganz im Kleinen viele Stellschrauben, die 
wir hier drehen, an denen man möglicherweise 
auch in Zukunft noch drehen muss. Die Ansagen 
an die allgemeinbildenden Schulen, dass die duale 
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Berufsausbildung, was die Arbeit angeht, ein Kern-
bestand unserer Zukunft ist und dass sie da auch 
hervorragende Chancen haben, das halte ich für 
eine ganz wichtige Ansage. Das ist nicht studier-
feindlich, das ist nicht akademikerfeindlich, denn 
ich glaube, die Orientierung in Richtung auf die 
Hochschulen und auf die Universität, die kommt 
bei vielen Jugendlichen von ganz allein, das müs-
sen wir nicht noch zusätzlich fördern. 

Also, da stecken Aspekte in Ihrem Antrag, bei de-
nen ich sagen würde, da haben Sie Themen ange-
sprochen, die schon laufen. Dann haben Sie Punkte 
aufgegriffen, die gerade in dieser grundsätzlichen 
Orientierung auf die duale Ausbildung durchaus 
noch besser laufen können und über die man in 
vielen Bereichen reden kann. Ich glaube, Sie haben 
dem Antrag keinen Gefallen getan, ihn mit dieser 
G8- oder G9-Frage und mit der Separierung, wo-
nach die Oberschulen für das Berufsfeld zuständig 
sind und die Gymnasien für die akademische Aus-
bildung, zu verbinden. Da werden wir nicht mitge-
hen, weil das unserer bildungspolitischen Auffas-
sung vollständig widerspricht. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsidentin Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Unter den geforderten 
Antworten und Lösungsideen, die der Antrag der 
CDU-Fraktion formuliert, ist in unseren Augen eine 
besonders wichtig: das ist die Präsens von Betrie-
ben, Hochschulen und Berufsschulen in den allge-
meinbildenden Schulen. Bei zunehmend differen-
zierten Berufsangeboten und einem verzweigten 
Netz von Bildungswegen sehen die jungen Leute 
oft das Naheliegende nicht. Sie wissen nicht, was 
sich hinter den einzelnen, oft neuen Berufsbezeich-
nungen verbirgt oder wie der Ausbildungsweg 
konkret aussieht. Sie brauchen einen emotionalen 
Einblick in diese Berufsbilder und eine Art Guide, 
der sie gegebenenfalls durch diesen Dschungel 
führt oder wie ein Navigationssystem Orientierung 
geben kann. 

Es gibt ja Angebote wie Tag der offenen Tür, Tag 
der beruflichen Bildung, Berufswegeplanung oder 
auch Einzelinitiativen von Schulen, bei denen ehe-
malige Lehrer, Eltern ihre Berufswege und Berufe 
vorstellen. Diese Tage werden mit hohem Engage-
ment und Aufwand umgesetzt. Manchmal bleibt 
bei den Akteuren allerdings Enttäuschung zurück, 
wenn nur circa 10 bis 20 Prozent der eingeladenen 

Schülerschaft zu einem Tag der beruflichen Bil-
dung kommen. Der Eindruck der Vorbereitenden 
ist, dass es in der Schule keine Priorität hat. 

Es gibt aber auch an einer anderen Stelle enttäu-
schende Erfahrungen. Wiederholt habe ich von Un-
ternehmen gehört, die sich bereit erklärt haben, bei 
einem Tag der beruflichen Bildung in einer Schule 
mitwirken zu wollen, keine Schule hat sich gemel-
det, auf Nachfrage bei der Behörde wurden sie auf 
das nächste Jahr vertröstet. Das kann ja wohl nicht 
wahr sein. Wie demotivierend! Gibt es denn keine 
übergeordnete Koordination oder stürmen die Un-
ternehmen bei der Kooperation wirklich in Massen 
an? 

Berufsorientierung, die frühzeitig und realistisch an 
die Bedarfe und Anforderungen der Arbeitswelt 
heranführt, muss curricular und standardmäßig 
verankert werden und darf nicht einmal stattfinden 
und einmal nicht. 

Die chronische Unterfinanzierung im Bremer Bil-
dungssystem, die zum Beispiel an den Berufsschu-
len in Form eines Sanierungsstaus in Höhe von 675 
Millionen Euro und an zu wenigen Lehrkräften 
sichtbar wird, ist allein betrachtet schon ein Eigen-
tor. Hinzu kommt eine mangelhafte Ressourcen-
ausstattung für Schnittstellenarbeit in beruflicher 
Bildung. Das wird die Gesellschaft langfristig deut-
lich mehr kosten als gesteuerte Investitionen an 
diesen Schnittstellen. Meine Damen und Herren, 
im Antrag der CDU-Fraktion wird auch die Kapa-
zität von Sozialarbeit angesprochen. Als ich neulich 
in der Schule war, habe ich eine Schulleiterin ge-
fragt, wenn sie einen Wunsch an den Senat frei 
hätte, was sie sich wünschen würde, und sie hat ge-
sagt, Schulsozialarbeiter mit Migrationshinter-
grund, die mit beiden Beinen auf dem Boden des 
Grundgesetzes stehen. 

(Abgeordnete Sprehe [SPD]: Machen das alle an-
deren nicht?) 

Als ehemalige Schulsozialarbeiterin habe ich eine 
Ahnung, wovon sie spricht. Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund, denen unser Schulwesen fremd 
ist, sind häufig nicht dazu zu motivieren, sich selbst 
einen Praktikumsplatz zu suchen. Es sei denn, ein 
naher Verwandter bietet zufällig etwas mehr oder 
weniger passendes an. Dasselbe gilt für manchen 
bildungsfernen Jugendlichen, der hier aufgewach-
sen ist. Eine Veranstaltung zur Berufsorientierung, 
die nicht direkt in der Schule stattfindet, wird von 
vielen dieser Jugendlichen nicht aufgesucht und 
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das ist eine große Herausforderung für die beglei-
tende Schule, die ja durchaus Verständnis für die 
komplexe Lebenssituation der Betroffenen hat. Ein 
individuelles und verbindlich gestaltetes Mento-
rensystem zu prüfen, das bei Übergängen, Lern-
prozessen und Krisen Unterstützung anbieten 
kann, halten wir Freien Demokraten daher für 
sinnvoll. 

(Beifall FDP) 

Meine Damen und Herren, wenn die Integration 
bis in die berufliche Selbstständigkeit hinein gelin-
gen soll, muss der Senat sich vielleicht auch Ge-
danken darüber machen, welche Maßnahmen 
denkbar, hilfreich, notwendig oder vertretbar sind, 
um bei Bedarf auch Eltern zu einer notwendigen 
Kooperation zu bewegen. Es geht um die Zukunft 
und das Wohl der Kinder. Ich gebe keine Antwort 
darauf, wie das aussehen soll, aber lieber Senat, 
lassen Sie die Schulen und Lehrkräfte vor Ort mit 
diesen sehr herausfordernden Alltagsfragestellun-
gen nicht allein. 

Meine Damen und Herren, die wesentliche Auf-
gabe der Schule ist die Vorbereitung auf das beruf-
liche Leben. Dass Schule und Berufsleben sich ver-
zahnen, kann keine Frage individueller Initiative 
und damit Glückssache sein. Es braucht mehr: 
Strukturieren, Kooperieren, Systematisieren, Ver-
stetigen und mit Ressourcen Hinterlegen. Bremen 
kann das, Bremen muss das. Deswegen fordern wir 
den Senat auf, die Rahmenbedingungen dafür zu 
schaffen. Wir stimmen dem Antrag der CDU-Frak-
tion vollumfänglich zu. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsidentin Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. vom Bruch (CDU)*): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Ich möchte nur 
zwei kurze Anmerkungen machen, insbesondere 
zum Kollegen Güngör. Sie haben es für richtig ge-
halten, hier nach dem Motto zu verfahren, Angriff 
ist die beste Verteidigung. 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Ich habe nur Inhalte 
Ihres Antrags wiedergegeben!) 

Ich habe zur Kenntnis genommen, Herr Güngör, 
dass Sie die zugrundeliegenden Probleme, die ich 

hier angesprochen habe und die auch in dem An-
trag deutlich formuliert und deutlich begründet 
sind, – 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Sind sie eben nicht!) 

nämlich eine mangelhafte Ausbildungsfähigkeit, 
eine mangelhafte Studienfähigkeit zulasten unse-
rer Kinder und unserer Jugendlichen, vollständig 
ausgeblendet und überhaupt nicht zur Kenntnis 
genommen haben, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Es scheint Ihnen egal zu sein, dass die Ausbil-
dungsabbrüche in Bremen seit Jahren steigen und 
dass sie seit kurzer Zeit auch in der Bundesrepublik 
überdurchschnittlich sind. Es scheint Ihnen entgan-
gen zu sein, dass die Studienfähigkeit an den 
Hochschulen und an der Universität – 

(Zwischenrufe) 

dass die Wahrscheinlichkeit mit einem Abschluss 
einer Bremer Hochschule zum Erfolg zu kommen 
systematisch schlechter ist als von anderen Absol-
venten. Das, meine Damen und Herren, ist auch die 
Neuigkeit. Unser Impetus ist es, hier nicht immer 
nur ausschließlich aus Sicht des Systems zu argu-
mentieren, sondern unsere Argumentation orien-
tiert sich an der Perspektive der Betroffenen. Das 
ist mir wichtig, meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Das Zweite, was entlarvend war, ist Ihre hinter-
gründige ausschließliche Ausrichtung auf das Abi-
tur. Die ideologische Sichtweise – zwei Schulen, ein 
Ziel – haben Sie bis heute nicht aufgegeben. Des-
halb ist es auch Ihre Verantwortung, dass das duale 
System auf Dauer immer mehr ausgehöhlt wird, 
auch wenn der Kollege Abgeordneter Herr Dr. Gül-
dner hier etwas anderes postuliert. Wir wollen 
keine Bewertung in der Tatsache, dass wir Schulen 
und Schularten profilieren wollen, sondern für uns 
ist das eine Stärkung. Das hat auch in keiner Weise 
in irgendeiner Form damit zu tun, dass das System 
infrage gestellt wird. Stattdessen wird es das Sys-
tem sowie die berufliche Vorbereitung und die Vor-
bereitung in Richtung Studium stabilisieren. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsidentin Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
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Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Titel des Antrags hat uns, glaube ich, alle in große 
Erwartungsfreude versetzt, denn ich glaube, wir 
sind uns alle hier im Saal einig, dass das ein ganz 
wichtiges Thema ist und ein Thema, bei dem wir 
auch in den letzten Jahren als Senat sehr aktiv wa-
ren und auch vieles erreicht haben. Allein, das was 
im Antrag folgt, ist eine bittere Enttäuschung, denn 
es hat, ehrlich gesagt, mit der Überschrift ganz we-
nig zu tun. 

Aus meiner Sicht ist deshalb auch der Antrag 
schlichtweg abzulehnen, weil man würde unter so 
einen Aufsatz schreiben, Thema verfehlt. Die An-
nahmen sind falsch und ehrlich gesagt, nur weil der 
Applaus immer lauter wird, werden sie auch nicht 
wahrer. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Herr Güngör hat zu Recht darauf hingewiesen, 
dass wir bereits im Juni 2017, also nicht diesen Jah-
res, also nicht kurz bevor Sie den Antrag vorgelegt 
haben, sondern genau ein Jahr davor, ein voll um-
fängliches Maßnahmenpaket in der Deputation be-
raten haben. In dem haben wir dargelegt, gemein-
sam mit dem Bund ein Programm aufzulegen, wie 
wir die Berufs- und Studienvorbereitung im Lande 
Bremen verbessern und das ist auch jetzt bereits in 
Umsetzung. 

(Beifall SPD) 

Sie fordern für unser Qualitätsinstitut einen wissen-
schaftlichen Beirat, der längst beschlossen ist. Sie 
glauben, dass die Leistungsvereinbarungen an all-
gemeinbildenden Schulen dazu beitragen, die Stu-
dien- und Berufsorientierung zu verbessern, allein 
wie, bleiben Sie uns als Antwort schuldig. Sie for-
dern eine Weiterentwicklung des bremischen 
Schulsystems. Ja, worüber haben wir denn in den 
Sommerwochen verhandelt? Genau doch darüber. 
Vier Parteien haben einen Konsens geschlossen, 
der die Überschrift trägt: Die Weiterentwicklung 
des bremischen Schulsystems. Inwieweit die ande-
ren Maßnahmen, die Sie vorschlagen, irgendetwas 
zu dem Ziel des Antrages beitragen, diese Antwort 
sind Sie auch hier in der Debatte meines Erachtens 
schuldig geblieben. 

Viel mehr noch, Sie fordern ein verpflichtendes 
letztes Kita-Jahr, ja, sehr gern. Wir haben doch im-
mer davon gesprochen, wir wollen mehr Bildungs-
zeit. Dieser Senat steht dafür, dass wir den Kita-

Ausbau massiv vorangebracht haben, weil wir ge-
sagt haben, je mehr Bildungszeit wir am Anfang 
geben, je stärker wir die Grundlagen setzen, desto 
besser ist es für den Bildungserfolg. Und alles das, 
was am Ende kommt, da können wir nur noch Kor-
rekturbetrieb machen, aber die Grundlagen müs-
sen am Anfang gelernt werden, also mehr Bil-
dungszeit am Anfang, das ist doch genau die Pro-
grammatik, für die ich seit Amtsantritt stehe. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Und so zu tun, als müssten wir im Land Bremen ein 
G9 einführen, das ist wirklich hanebüchen, es exis-
tiert. Die Mehrheit der Abiturientinnen und Abitu-
rienten im Land Bremen machen ihr Abitur im 13-
jährigen Bildungsgang und nicht im 12-jährigen. 
Der 12-jährige Bildungsgang bietet aber auch für 
diejenigen, die diesen Bildungsgang wählen, den 
gleichen Zugang zur Berufsorientierung. Hätten 
Sie sich also sachlich und fachlich mit der Frage 
auseinandergesetzt, wäre Ihnen aufgefallen, dass 
die Richtlinie zur Berufsorientierung, in der wir Be-
rufsorientierungskräfte, in der wir die Maßnahmen, 
den Tag der beruflichen Bildung festgelegt haben, 
es wäre hilfreich, wenn Sie zuhören könnten, dann 
könnten Sie vielleicht noch etwas lernen, lieber 
Herr Röwekamp. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Von Ihnen kann 
ich gar nichts lernen!) 

Das ist, glaube ich, genau das Problem. Weil das ist 
es, was mein Beitrag gerade sagt. Hätten Sie zuge-
hört, hätten Sie gelesen, hätten Sie sich mit dem 
auseinandergesetzt, was wir gemacht haben und 
nicht aus Quatsch auf Papiere schreiben – 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Ich sehe auch 
Ihre Ergebnisse!) 

dann hätten Sie gemerkt, dass Ihr Antrag weit am 
Thema vorbeigeht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Maßnahmen scheinen nicht zu helfen – was 
hilft ist doch ganz klar: Ein systematischer Aufbau 
von Berufsorientierung wie die Bund-Länder-Ver-
einbarung, die wir, wie gesagt, im Juni bereits be-
schlossen haben. Was wirklich hilft ist, wenn es uns 
doch gelingt die berufliche Praxis und die Allge-
meinbildung stärker miteinander zu verknüpfen 
und miteinander zu bringen. Wir haben jüngst – im 
November ist immer der Tag der beruflichen Bil-
dung – und es ist uns gelungen, in diesem Jahr 60 
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zusätzliche Betriebe mit Unterstützung der Han-
delskammer dafür zu bekommen, dass sie in den 
Schulen für Beratung zur Verfügung gestanden ha-
ben, auch das ist ein wichtiger Beitrag, tatsächlich 
Berufs- und Studienorientierung zu verbessern. 

(Zuruf Abgeordnete Bergmann [FDP]) 

Die sind angeschrieben worden und es können sich 
alle bewerben und die Schulen stehen offen. Im 
Rahmen der Richtlinie zur Berufsorientierung, liebe 
Frau Bergmann, das hätten auch Sie lesen können, 
ist sogar gewünscht, dass Schulen Kooperations-
vereinbarungen mit Betrieben schließen. Also müs-
sen wir das gar nicht alles erst fordern, es ist in der 
Tat vorhanden. 

(Zuruf Abgeordnete Bergmann [FDP]) 

Insofern bleibt mir zum Schluss nur zu sagen, ich 
hätte mich sehr gefreut, hätten wir hier ernsthaft 
darüber gesprochen, was die Arbeitswelt von mor-
gen uns eigentlich abverlangt. Da hätte auch das 
Wort Digitalisierung hier vielleicht in dem Antrag 
doch ganz gut getan, noch einmal zu schauen, was 
sind denn eigentlich die Herausforderungen, die 
uns erwarten. Vielleicht hätte es auch gut getan, 
uns noch einmal anzuschauen, wie wollen wir denn 
eigentlich ein Übergangssystem gestalten, das den 
Anforderungen einer Arbeitswelt von Morgen ge-
recht wird. Das alles wäre ein nennenswerter Bei-
trag zur Verbesserung der Berufs- und Studienori-
entierung gewesen. Allein es fehlt in diesem An-
trag. 

(Beifall SPD) 

Zum Glück ist es so, dass wir selbst die Ideen, die 
Kompetenz und auch die Tatkraft haben, die nöti-
gen Schritte zu initiieren und wir auf Ihre irritieren-
den Vorschläge nicht angewiesen sind. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD) 

Präsidentin Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1753 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

(Dafür CDU, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer 
[LKR], Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Weiß hat mir 
noch alle Punkte ohne Debatte gegeben, aber ich 
glaube, es wäre Ihnen recht, wenn wir das morgen 
Abend aufrufen. Ich danke Ihnen und schließe die 
Sitzung. Wir sehen uns morgen um 10.00 Uhr 
pünktlich wieder. 

(Schluss der Sitzung 18.08 Uhr) 

 

 

Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden vom Redner/von der Rednerin nicht überprüft.

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1753
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Konsensliste 

Von der Bürgerschaft (Landtag) in der 71. Sitzung nach interfraktioneller Absprache  
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte. 

Nr. Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

18. 

Im Kampf gegen Kindesmissbrauch „Vertrauensprüfun-
gen“ zulassen 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 28. August 2018 
(Drucksache 19/1798) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag zur weiteren Bera-
tung und Berichterstattung an die 
Deputation für Inneres (federfüh-
rend) und den Rechtsausschuss. 

38. 

Personalbericht 2018 – Bericht über die Umsetzung des 
Landesgleichstellungsgesetzes mit den Daten des Jah-
res 2016 
Mitteilung des Senats vom 25. September 2018 
(Drucksache 19/1841) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt 
von der Mitteilung des Senats 
Kenntnis. 

48. 

Frühzeitige unabhängige Asylverfahrensberatung für 
Geflüchtete ermöglichen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 22. Oktober 2018 
(Drucksache 19/1870) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag zur weiteren Bera-
tung und Berichterstattung an die 
Deputation für Soziales 

52. 

Erfolgreiche systematische EU-Förderprogrammstrate-
gie auch auf Förderprogramme des Bundes und der Zi-
vilgesellschaft übertragen 
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der 
SPD 
vom 24. Oktober 2018 
(Drucksache 19/1882) 

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

54. 

Missbräuchliche Vaterschaftsanerkennungen unterbin-
den – Anfechtungsmöglichkeit für Behörden erneut 
prüfen! 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 30. Oktober 2018 
(Drucksache 19/1886) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag zur weiteren Bera-
tung und Berichterstattung an die 
Deputation für Inneres. 

55. 

Der Instandhaltungsbereich der Bahn braucht eine Zu-
kunft in Bremen! 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 30. Oktober 2018 
(Drucksache 19/1891) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag zur weiteren Bera-
tung und Berichterstattung an die 
Deputation für Wirtschaft, Arbeit 
und Häfen. 

57. 

Beschleunigung der Planung und Erstellung von öffent-
lichen Bauten; Paradigmenwechsel bei der Beschaffung 
und Verwertung öffentlicher Flächen; Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes über die Anstalt für Immobilienauf-
gaben 
Mitteilung des Senats vom 6. November 2018 
(Drucksache 19/1895) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt 
von der Mitteilung des Senats 
Kenntnis. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1798
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1841
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1870
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1882
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1886
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http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1895
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Nr. Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

60 

Gesetz zur Anpassung von Vorschriften aus dem Be-
reich Umwelt und Bau an die europäische Datenschutz-
Grundverordnung 
Mitteilung des Senats vom 11. September 2018 
(Drucksache 19/1817) 
2. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Le-
sung. 

64. 

21. Bericht der bremischen Zentralstelle für die Ver-
wirklichung der Gleichberechtigung der Frau 
Mitteilung des Senats vom 13. November 2018 
(Drucksache 19/1910) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist die Mitteilung des Senats an 
den Ausschuss für die Gleichstellung 
der Frau. 

66. 

Gemeinsame beratende Äußerung nach § 88 Abs. 2 
LHO zu den Finanzzuweisungen des Landes an die Ge-
meinden Bremen und Bremerhaven für die Wahrneh-
mung von Landesaufgaben 
Bericht des Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bre-
men 
vom 18. August 2018 
(Drucksache 19/1188) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Bericht des Rechnungshofs 
zur weiteren Beratung und Bericht-
erstattung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. 

67. 

Gemeinsame beratende Äußerung nach § 88 Abs. 2 
LHO zu den Finanzzuweisungen des Landes an die Ge-
meinden Bremen und Bremerhaven für die Wahrneh-
mung von Landesaufgaben 
Bericht und Antrag des staatlichen Rechnungsprüfungs-
ausschusses 
vom 15. November 2018 
(Drucksache 19/1918) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Bericht des Rechnungshofs 
zur weiteren Beratung und Bericht-
erstattung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. 

71. 

Gesetz zur Änderung gesundheitsrechtlicher Gesetze 
Mitteilung des Senats vom 20. November 2018 
(Drucksache 19/1922) 
1. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

75. 

Solidarität mit den Menschen in der Westsahara und in 
Tibet zeigen 
Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen 
vom 27. November 2018 
(Drucksache 19/1931) 

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

76. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Gesetzes über die 
Schiffssicherheit in der Binnenschifffahrt 
Mitteilung des Senats vom 27. November 2018 
(Drucksache 19/1933) 
1. Lesung 
2. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster und 
zweiter Lesung. 

77. 

Gesetz zur Änderung des Mittelstandsförderungsgeset-
zes 
Mitteilung des Senats vom 27. November 2018 
(Drucksache 19/1934) 
1. Lesung 
2. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster und 
zweiter Lesung. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1817
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Nr. Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

80. 
Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Staatsge-
richtshofs 

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt 
Herrn Dr.Stephan Haberland zum 
stellvertretenden Mitglied des 
Staatsgerichtshofs der Freien Hanse-
stadt Bremen. 

82. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Gesetzes zur Er-
richtung und Führung eines Korruptionsregisters (Bre-
misches Korruptionsregistergesetz – BremKorG) 
Mitteilung des Senats vom 4. Dezember 2018 
(Drucksache 19/1941) 
1. Lesung 
2. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster und 
zweiter Lesung. 

 

 Dogan 
 Vizepräsidentin der Bremischen Bürgerschaft 
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